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E D I TO R I A L

 »ich glaube an das Pferd. das Automobil ist eine vorü-
bergehende Erscheinung.« dieses Zitat wird Kaiser 
wilhelm ii. zugeschrieben, wenngleich sich auch kein 
belastbarer nachweis dafür findet, dass der letzte 
deutsche monarch diesen Ausspruch wirklich getätigt 
hat. Angesichts anderer irrtümer, denen wilhelm ii. 
nachweislich unterlag, ist es natürlich verlockend, ihm 
auch diesen weiteren zuzuschreiben. interessanter als 
der zweifelsfreie ursprung dieses Zitats ist indes die 
heutige metaphorische bedeutung: gemeint ist zum 
einen, dass grundlegende Veränderungen anfangs 
nicht erkannt bzw. ihre Auswirkungen nicht korrekt 
eingeschätzt werden können. Zum anderen, dass der 
wunsch nach einem möglichst langen Fortbestand 
des status quo sich mit Fortschritts- und technologie-
freundlichkeit nur schwierig in Einklang bringen lässt. 

die gesellschaftliche diskussion um Vor- und nach-
teile der digitalisierung passt zu dieser beschreibung, 
insbesondere, seitdem große tech-unternehmen 
eine leistungsstarke generative künstliche intelligenz 
(Ki) über entsprechende Anwendungen wie ChatgPt 
oder dAll-E der breiten öffentlichkeit zugänglich 
 gemacht haben. Zwar gibt es Ki schon länger, aber 
erst der Einsatz von komplexen Algorithmen zur auto-
matisierten Erzeugung bzw. bearbeitung von texten 
oder bildern ermöglicht es, auf basis von historischen 
daten etwas neues zu generieren (im gegensatz zu 
diskriminierender Ki, die nur zwischen verschiedenen 
historischen daten unterscheiden kann). diese aktu-
elle Entwicklung macht das thema für die gesamte 
gesellschaft greifbar, weil generative Ki-Anwendun-
gen eben nicht bloß schulaufgaben lösen können, 
sondern angesichts der schnell voranschreitenden 
Entwicklung bestehende geschäftsmodelle ver-
schwinden sowie neue entstehen lassen – und natür-
lich auch große missbrauchsrisiken mit sich bringen. 
risiken eines missbrauchs umfassen neben der Ver-
letzung von Privatsphäre und datenschutzbestimmun-
gen auch die möglichkeit der gezielten desinformation 
bis hin zu einer sich komplett verselbstständigenden 
Ki, die den menschen beherrschen wird. letztere eig-
net sich meines Erachtens eher als stoff für science-
Fiction-literatur statt für eine realistische diskussion 
um Ki und eine pragmatische regulierung eben die-
ser technologie. 

Überhaupt scheint die – bisweilen auch überhitzt 
 geführte – debatte um generative Ki primär eine um 
deren regulierung zu sein. in dem von der non-Pro-
fit-Organisation Future of life institute im märz 2023 
veröffentlichten und von Prominenten wie Elon musk 
unterzeichneten brief wird z. b. eine sechsmonatige 
Pause bei der Entwicklung von Ki-systemen gefor-
dert, um eine funktionierende, d.  h. die technologie 
beherrschende regulierung zu erarbeiten. Einen funk-
tionierenden roten stopp-Knopf wie z. b. in einer Pro-
duktionsstraße für tesla-Automobile wird es für die 
globale Ki-Entwicklung aber wohl nicht geben. das 
Center for Advanced internet studies (CAis) geht 
noch einen schritt weiter und stellt die Vernichtungs-
gefahr einer unregulierten Ki auf die gleiche risiko-
stufe wie Pandemien oder Atomkriege. dazu passend 
formulieren die OpenAi-gründer greg brockman und 
ilya sutskever sowie OpenAi CEO sam Altman in 
 einer auf ihrer website veröffentlichten Verlautbarung 
das Erfordernis, eine internationale regulierungs-
behörde für Ki-systeme nach dem Vorbild der inter-
national Atomic Energy Agency (iAEA) zu schaffen. 
Keine einfache Ausgangslage für die unstrittig drin-
gend erforderliche regulierung von Ki. 

Vergessen wir aber nicht, dass regulierung nicht um 
ihrer selbst willen erlassen wird. Es muss zunächst 
auch bei Ki darum gehen, die mit ihr verbundenen 
risiken realistisch hinsichtlich Eintrittswahrscheinlich-
keit und Auswirkung einzuschätzen. dabei müssen 
auch Chancen positiv bzw. deren nicht-nutzung 
 negativ berücksichtigt werden. momentan werden 
ca. 73 Prozent der großen Ki-modelle in den usA 
entwickelt, 15 Prozent in China.1 Europa und insbe-
sondere dem wirtschaftsstandort deutschland fehlt 
für den weiteren Ki-Ausbau die notwendige, aber 
kostspielige infrastruktur an rechenleistung. 

1 Quelle: tagesschau-Artikel, 1/ 2023; https://www.tagesschau.de/inland/
innenpolitik/ki-strategie-bundesregierung-101.html

https://www.tagesschau.de/inland/innenpolitik/ki-strategie-bundesregierung-101.html
https://www.tagesschau.de/inland/innenpolitik/ki-strategie-bundesregierung-101.html


© 2023 Audit Committee institute e.V., assoziiert mit der KPmg Ag wirtschaftsprüfungsgesellschaft, einer Aktiengesellschaft nach deutschem recht 
und einem mitglied der globalen KPmg-Organisation unabhängiger mitgliedsfirmen, die KPmg international limited, einer Private English Company 
limited by guarantee, angeschlossen sind. Alle rechte vorbehalten.

Audit Committee Quarterly II/2023 3

sollte dies so bleiben und möchte man Ki dennoch 
als elementaren bestandteil der digitalen transforma-
tion der deutschen wirtschaft nutzen, begibt man sich 
in entsprechende Abhängigkeiten. Auch dies muss in 
die risikoanalyse einfließen. wie wichtig Eintritts-
wahrscheinlichkeit und Auswirkung eines risikos 
bzw. die Kombination von beidem für die Frage der 
notwendigkeit sowie Härte einer entsprechenden 
regulierung ist, zeigen praktische Fragestellungen 
der Ki. Ki-basierte Empfehlungen für Freizeitgestal-
tungen dürften sich auf die menschheit geringer aus-
wirken als z. b. Ki-Einsatz beim autonomen Fahren 
oder in der medizin. regulierung muss hier differen-
zieren, Alltagsvernunft walten lassen, um damit ein 
fortschritts- und technologiefreundliches umfeld zu 
bewahren. der derzeitige Entwurf eines Eu-Ki- 
gesetzes hat hier meines Erachtens noch einen weg 
zu gehen; er sollte nicht ausblenden, dass sich das 
Post-brexit-großbritannien bewusst (und die usA 
sowieso) in wettbewerb zur Eu setzt und eher »lean« 
regulieren wird. 

diese Ausgabe des ACi-Quarterly befasst sich mit 
einer Vielzahl von governance-Fragen rund um Ki 
und digitalisierung. ich wünsche ihnen eine kurz-
weilige sommerlektüre und wage mein eigenes 
 Zitat: »ich glaube an generative Ki. sie ist keine nur 
vorübergehende Erscheinung und bedarf einer all-
tagsvernünftigen und fortschrittsfreundlichen regu-
lierung.«

Herzliche grüße

Holger Kneisel
mitglied des Vorstands  
KPmg Ag wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Head of Advisory
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Künstliche intelligenz (Ki) spielt in der unternehmens-
praxis eine  immer größere rolle. deshalb muss der 
Aufsichtsrat der Frage nachgehen, wie sich der Ein-
satz von Ki rechtssicher gestalten und eine Organhaf-
tung vermeiden lässt. die Frage stellt sich nicht nur 
beim Einsatz von Ki durch den Aufsichtsrat selbst, 
sondern auch bei der Überwachung des Vorstands, 
der eine Ki-Anwendung einsetzt oder auf untergeord-
neten unternehmensebenen einsetzen lässt. bei allen 
Vorteilen, die ein solcher Einsatz bieten mag, ist er 
auch mit risiken verbunden. denn zum einen sind algo-
rithmische Entscheidungen bloße wahrscheinlichkeits-
berechnungen. sie sind schon deshalb mit einer gewis-
sen statistischen unsicherheit behaftet. Zum anderen 
können diese berechnungen auch falsch sein, vor allem 
wegen unzureichender Qualität der trainingsdaten, die 
mitunter zur diskriminierung von stellenbewerbern, 
mitarbeitern oder Kunden führen kann. nicht zu ver-
nachlässigen ist außerdem das risiko von feindlichen 
Angriffen (Adversarial Attacks) auf Ki-Anwendungen, 
welche diese zu unzutreffenden Entscheidungen ver-
leiten können.

Herkömmliche Ki-Anwendungen informieren ihre nut-
zer nicht über die beschriebenen Probleme: Eine fal-
sche Entscheidung wird nicht von einer Fehlermeldung 
begleitet, eine berechnung auf unbekanntem gebiet 
enthält keine Angaben dazu, wie verlässlich das Ergeb-
nis ist. darf der Aufsichtsrat bzw. der von ihm über-
wachte Vorstand der maschinellen Entscheidung den-
noch trauen? die Frage stellt sich umso schärfer, als 
ungerechtfertigtes Vertrauen zur Organhaftung führen 
kann. so ist es anerkannt, dass ein Organmitglied, das 
einen fremden rat einholt, bei dessen Fehlerhaftigkeit 
haftet, wenn es die Fremdexpertise nicht einer sorg-
fältigen Plausibilitätskontrolle unterzieht (sog. isiOn-
grundsätze).1 Eine solche Plausibilitätskontrolle ist 
auch bei algorithmischen Entscheidungen unverzicht-
bar, wenn der Aufsichtsrat kein Haftungsrisiko einge-
hen will. Ohne Plausibilitätskontrolle ist weder die viel 
beschworene »Algorithmusbeherrschung« durch Vor-
stand und  Aufsichtsrat noch eine sinnvolle mensch-
maschine-Kooperation möglich. das Problem besteht 
darin, dass eine Plausibilitätskontrolle bei herkömm-
lichen Ki- Anwendungen faktisch unmöglich ist, weil 

1 bgH nZg 2011, 1271

solche  Anwendungen ihre Entscheidungen nicht 
 begründen; der nutzer erfährt nicht einmal, welche 
Eingangs daten inwieweit das berechnete Ergebnis 
beeinflusst haben.

Erklärbare KI in der Arbeit des Aufsichtsrats
 Autorinnen: dr. Annika Buchholz und prof. dr. elena dubovitskaya

Sc h w e r pu n k t KI / DIgItalIsIerung

     V E r t i E F u n g s H i n w E i s

IsIon-grundsätze

Immer dann, wenn das Vertretungsorgan selbst nicht über 
die erforderliche Sachkunde verfügt, darf es sich von 
einem Experten beraten lassen. Dabei gelten die folgen-
den Anforderungen:

•  Der Experte muss unabhängig und für die zu klä rende 
Frage fachlich qualifiziert sein.

•  Der Vorstand muss dem Experten im Vorfeld die Ver-
hältnisse der Gesellschaft unter Offenlegung der erfor-
derlichen Unterlagen umfassend darstellen

•   und den Expertenrat im Nachhinein einer sorgfältigen 
Plausibilitätskontrolle unterziehen.

Der Aufsichtsrat hat im Rahmen seiner Überwachungs-
pflicht dafür zu sorgen, dass der Vorstand diese Vor gaben 
beachtet. Er muss ggf. eingreifen und den Vorstand zu 
richtigem Verhalten anhalten. Zudem lassen sich die 
 ISION-Grundsätze auf die Aufsichtsratsmitglieder über-
tragen, die selbst einen Expertenrat suchen.
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dennoch hält das juristische schrifttum an dem Erfordernis der Plausi-
bilitätskontrolle algorithmischer Entscheidungen fest. dies geschieht 
allerdings nur vordergründig; de facto wird die Plausibilitätsprüfung 
durch weichere Vorgaben ersetzt, etwa durch den Appell an die 
 Organmitglieder, sich mit der grundlegenden Funktionsweise von 
Ki-Anwendungen vertraut zu machen und den betrieb dieser Anwen-
dungen regelmäßig zu kontrollieren.2 Eine effektive Kontrolle ist 
 jedoch ohne nachvollziehbarkeit einzelner Ki-Entscheidungen nicht 
möglich. der einzige Erfolg versprechende weg  besteht deshalb da-
rin, Ki erklärbar zu machen. dies betont auch Rolf Schwartmann, der 
Vorsitzende der gesellschaft für datenschutz und datensicherheit: 

»dem menschen als mit der Entscheidung betrauten gegenüber der 
maschine muss sich erschließen, warum sie ihm eine Entscheidung 
vorschlägt. Er muss sie nachvollziehen können, um darauf seine 
 eigene Entscheidung stützen zu können. die gründe für die Ent-
scheidung muss die technik dem menschen also so deutlich 
 machen, dass er besser entscheiden kann als ohne Hilfe künstlicher 
intelligenz.«3

mit der Erklärbarkeit von Ki-Entscheidungen beschäftigt sich der For-
schungsbereich der erklärbaren Ki  (eXplainable Artificial intelligence 
oder kurz XAi). Von außen betrachtet, gleicht jedes Ki-Programm 
 einer sog. black-box. Ein neuronales netz bspw. ist nichts weiter als 
eine Abbildung, die durch bis zu milliarden von Parametern spezifi-
ziert wird. Auch wenn diese Zahlenwerte alle bekannt sind, ergibt 
sich daraus für den menschen keine nachvollziehbare Funktion. in der 
Forschung zu XAi werden deshalb methoden entwickelt, mit denen 
sich diese modelle experimentell untersuchen lassen. dabei werden 
bspw. Eingangsdaten oder trainingsdaten gezielt variiert und dabei 
der Effekt auf die Vorhersagen des Algorithmus untersucht. diese 
techniken erlauben es, konkrete Fragen zu beantworten, wie z. b., 
welche der Eingangsparameter oder trainingsdatenpunkte einen 
 besonders starken Einfluss auf das Ergebnis hatten oder was sich an 
den Eingangsdaten ändern ließe, um ein  anderes Ergebnis zu erhal-
ten. wenn sich bei diesen Analysen zeigt, dass eine sensible größe, 

2 siehe dazu nachweise bei dubovitskaya / buchholz, ZiP 2023, 63, 68 f.

3 schwartmann, Forschung & lehre 2022, s. 532, 533 

etwa die Herkunft oder das geschlecht einer Person, 
ausschlaggebend für die Entscheidung war, lässt sich 
eine diskriminierung nachweisen.

XAi ermöglicht somit die untersuchung von Ki-model-
len und ein  gewisses maß an Erklärbarkeit. Eine nach-
vollziehbare Argumentation oder kausale begrün-
dungen einer Entscheidung übersteigen jedoch den 
derzeitigen stand der technik. des weiteren unterlie-
gen auch die Erklärungen der XAi-methoden einer 
statistischen unsicherheit, sodass die Zuverlässigkeit 
dieser Aussagen zu quantifizieren und  bewerten ist. 
Auch wenn die methoden der XAi einen enorm wich ti-
gen beitrag zur rechtssicheren nutzung der Ki leisten, 
wird deren nachvollziehbarkeit nicht das level der ein-
deutigen und unanfechtbaren logik eines konventionel-
len Algorithmus erreichen können.

Vor diesem Hintergrund ist dem Aufsichtsrat zu emp-
fehlen, auf einen möglichst rechtssicheren Einsatz 
 beratender Ki hinzuwirken. selbst wenn das jeweilige 
Ki-modell als ganzes nicht erklärbar gemacht werden 
kann, sollte es zumindest möglich sein, die konkreten 
Entscheidungen des modells nachzuvollziehen (lokale 
Erklärbarkeit). darauf ist zu achten, wenn Ki-Produkte 
von drittanbietern bezogen oder in Eigenregie entwi-
ckelt werden. Entscheidungsträger im unternehmen, 
die beratende Ki-Anwendungen einsetzen, müssen 
mit den risiken dieser Anwendungen vertraut sein.  
Zu diesem Zweck hat der Aufsichtsrat sicherzustellen, 
dass in der Ag ein entsprechendes risikomanage-
mentsystem entwickelt und implementiert wird. 
schließlich müssen Aufsichtsratsmitglieder immer 
 da  ran denken – und ggf. den Vorstand daran erinnern – , 
dass Ki-Produkte menschliche Entscheidungen nur 
unterstützen, aber niemals ersetzen dürfen.  

Dr. annika Buchholz wechselte nach ihrer Promotion in der Theoretischen Teilchen-
physik ins Wissenschaftsmanagement am Max-Planck-Institut für Intelligente 
 Systeme in Tübingen. Dort befasste sie sich intensiv mit verschiedenen Aspekten  
des maschinellen Lernens. In Zusammenarbeit mit dem Youtuber »Dr. Whatson«  
hat sie mehrere Videos zum Thema KI produziert, die zusammen über 280.000-mal 
 angesehen und mit dem »Fast Forward Science Award« ausgezeichnet wurden. 
 Inzwischen arbeitet sie als Projektleiterin bei der Robert Bosch GmbH.

Prof. Dr. elena Dubovitskaya ist Inhaberin des Lehrstuhls für 
Bürgerliches Recht und Wirtschaftsrecht an der Justus-Liebig- 
Universität Gießen. Ihr Forschungsschwerpunkt liegt in der Digi-
talisierung im Handels- und Gesellschaftsrecht. Von 2015 bis  
2021 war sie wissenschaftliche Referentin am Max-Planck-Institut 
für ausländisches und internationales Privatrecht in Hamburg.
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Zeitstrahl zur Regulatorik in Bezug auf KI und 
Digitalisierung Autoren: Christian tobias pfaff und tatjana Böss
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Scheben, S. 18
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Februar / Oktober 2016
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inkrafttreten: Mai 2016
Anwendung seit Mai 2018
Siehe Quarterly III / 2019,  
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10. gWB-novelle  
inkrafttreten: Januar 2021

It-sicherheitsgesetz 2.0   
 
inkrafttreten: Mai 2021

open-data-strategie  
inkrafttreten: Juli 2021

nIs-2-richtlinie  
inkrafttreten: Januar 2023
ist bis Oktober 2024 in natio-
nales recht umzusetzen 
Siehe Quarterly II / 2023, 
 Heynike / Holzer, S. 22 f.

miCAr  
inkrafttreten: Juni 2023
Siehe Quarterly II /  2022, 
Omlor, S. 16 f.

eU-Us data privacy 
 framework  
Erlass: Juli 2023
Siehe Quarterly II / 2023, 
Scheben / Wagenknecht,  
S. 19 f.

dId-rL  
Anwendung seit Januar 2022

gesetz zur einführung virtueller Hauptversammlungen  
inkrafttreten: Juli 2022
Siehe 
– Quarterly II  / 2023, Schwab, S. 47 ff.
–  Quarterly I / 2023, Benner-Heinacher / Tüngler, S. 27 ff.;   

Noack, S. 30 f.
–  Quarterly I / 2022, Gundel, S. 85 ff.
–  Quarterly IV / 2021, Würzberg, S. 36 ff.
–  Quarterly IV / 2020, Teichmann / Krapp, S. 82 ff.; Tüngler, S. 85

data governance Act  
inkrafttreten: Juni 2022
Anwendung ab September 2023

dirUg und direg  
inkrafttreten: August 2022

digital markets Act  
inkrafttreten: November 2022
Anwendung seit Mai 2023

digital services Act  
inkrafttreten: November 2022
Anwendung ab Juli 2024

gesetz über Künstliche 
 Intelligenz (AI Act)  
Kommissionsvorschlag: 
April 2021
Siehe Quarterly II / 2023, 
Chibanguza / Kuss, S. 13 ff.

IdW prüfungsstandard (IdW eps 861)  
Kommissionsvorschlag: Januar 2022
Siehe Quarterly II / 2023, Schmiedt, S. 16

eU Chips Act  
Kommissionsvorschlag: Februar 2022
Siehe 
– Quarterly II / 2023, Küsters / Kullas, S. 24 f.;
– Quarterly III / 2022, Suder, S. 6 ff.

data Act  
Kommissionsvorschlag: Februar 2022
Einigung rat und Parlament: Juni 2023

Verordnung zur Verhinderung und Bekämpfung von Kindes-
missbrauch (»Chatkontrolle«)  
Kommissionsvorschlag: Mai 2022

Cybersicherheitsagenda des Bundesinnenministeriums  
Vorstellung: Juli 2022

Cyber resilience Act  
Kommissionsvorschlag: September 2022
Siehe Quarterly II / 2023, Heynike / Holzer, S. 22 f.

KI-Haftungsrichtlinie und neue produkthaftungsrichtlinie  
Kommissionsvorschlag: September 2022
Siehe Quarterly II / 2023, Borges, S. 10 ff.

executive order zum eU-Us data privacy framework  
Kommissionsvorschlag: Dezember 2022
Siehe Quarterly II / 2023, Scheben / Wagenknecht, S. 19 f.

Vorschlag zur Änderung 
der richtlinien 
2009 / 102 / eg und  
(eU) 2017 / 1132 zur Aus-
weitung und optimierung 
des einsatzes digitaler 
Werkzeuge und Verfahren 
im gesellschaftsrecht  
Kommissionsvorschlag: 
März 2023

eU-Cybersolidaritäts-
gesetz  
Kommissionsvorschlag: 
April 2023
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im derzeit entstehenden rechtsrahmen für künstliche 
intelligenz (Ki) nimmt die zivilrechtliche Haftung für 
durch Ki-systeme verursachte schäden – angesichts 
des erheblichen schadenspotenzials zu recht – breiten 
raum ein. das vorgeschlagene Ki-gesetz (Ki-gesetz)1 
enthält bewusst keine regelung zur Haftung, die sepa-
rat getroffen werden soll. diese regelung soll nach 
der Vorstellung der Europäischen Kommission durch 
ein im september 2022 vorgelegtes Paket, bestehend 
aus dem Vorschlag einer Ki-Haftungs-richtlinie2 
 (Ki-Haft-rl) und dem Vorschlag einer revidierten Pro-
dukthaftungsrichtlinie3 (ProdHaft-rl), erfolgen. dieser 
beitrag erörtert, welche Haftungsrisiken für unterneh-
men durch die neuen gesetze entstehen könnten.

1 Europäische Kommission, Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen 
Parlaments und des rates zur Festlegung harmonisierter Vorschriften  
für Künstliche intelligenz (gesetz über Künstliche intelligenz) und zur 
 änderung bestimmter rechtsakte der union vom 21.4.2021, COm(2021) 
206 final.

2 Europäische Kommission, Vorschlag für eine richtlinie des Europäischen 
Parlaments und des rates zur Anpassung der Vorschriften über außer-
vertragliche zivilrechtliche Haftung an künstliche intelligenz (richtlinie 
über Ki-Haftung) vom 28.9.2022, COm(2022) 496 final.

3 Europäische Kommission, Vorschlag für eine richtlinie des Europäischen 
Parlaments und des rates über die Haftung für fehlerhafte Produkte vom 
28.9.2022, COm(2022) 495 final.

Die richtlinienvorschläge

der mit neun Artikeln auffallend kurze Vorschlag der 
KI-Haft-rL enthält, anders als der titel erwarten 
lässt, keine eigenständige Haftungsregelung, sondern 
beschränkt sich auf zwei Elemente der Haftung, die 
jeweils eine Parallele im Vorschlag einer revidierten 
Produkthaftungsrichtlinie haben: 

• eine regelung zur Offenlegung von beweismitteln4 
und 

• die regelung einer beweislastumkehr5. 

die vorgeschlagene richtlinie bezieht sich auf »Ki-
systeme« und adressiert vor allem »Anbieter« und 
»nutzer« solcher systeme. Für diese und weitere zen-
trale begriffe verweist der Entwurf auf die begriffe 
des Ki-gesetzes.

4 Art. 3 Ki-Haft-rl.

5 Art. 4 Ki-Haft-rl.

Haftungsrisiken durch KI-Gesetzgebung 
 Autor: prof. dr. georg Borges  

Schwerpunkt  KI / Digitalisierung

Ki-Haftungs-richtlinie und neue Produkthaftung
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KI-systeme

Nach Art. 3 Nr. 1 des KI-Gesetzes in der Fassung 
des Ratsentwurfs bezieht sich der Begriff des 
 KI-systems auf Software, die aufgrund von KI-Tech-
niken und Konzepten (maschinelles Lernen, Logik) 
in Bezug auf ein vom Menschen festgelegtes Ziel 
mit einer gewissen Autonomie Inhalte (z. B. Vorher-
sagen, Entscheidungen) mit Relevanz für ihr Um-
feld hervorbringt.

der Entwurf einer revidierten produkthaftungs-
richtlinie orientiert sich an der bisherigen Produkthaf-
tungsrichtlinie von 1985, enthält aber einige wichtige 
modifikationen, nicht zuletzt im Hinblick auf Ki-sys-
teme. 

so soll die Produkthaftung für software jeglicher Art 
gelten – und damit für alle Formen von Ki-systemen. 
besonders wichtig: updates und upgrades sind aus-
drücklich eingeschlossen, womit die Produkthaftung 
über das inverkehrbringen des ursprünglichen Pro-
dukts hinaus ausgedehnt wird. der Entwurf sieht sogar 
die Haftung für unterlassene (sicherheitsrelevante) 
updates vor.

der Adressatenkreis der Haftung wird ausgeweitet: 
neben dem Hersteller können auch sog. Fulfilment-
dienstleister, Händler sowie Anbieter von Online-
plattformen in die Haftung genommen werden. sogar 
nutzer von Produkten sollen haften, wenn sie das Pro-
dukt verändern.

fulfilment-dienstleister sind nach der Definition 
von Art. 4 Nr. 14 Personen, die mindestens zwei 
der folgenden Dienstleistungen anbieten: Lager-
haltung, Verpackung, Adressierung und Versand 
eines Produkts, an dem sie kein Eigentumsrecht 
haben, ausgenommen Postdienste oder Fracht-
verkehrsdienstleistungen.

Offenlegung von Beweismitteln – 
 Discovery durch die Hintertür?

beide Entwürfe enthalten eine regel zur sog. Offenle-
gung von beweismitteln. danach können die gerichte 
auf Antrag des geschädigten die Herausgabe von infor-
mationen durch den (künftigen) beklagten anordnen. 
Angesichts des weit gefassten wortlauts können die 
normen als Einführung des aus dem us-amerikani-
schen recht bekannten »Pre-trial-discovery«-Verfah-
rens verstanden werden.6

pre-trial-discovery ist ein prozessuales Instrument, 
das insbesondere im US-amerikanischen Recht 
von Bedeutung ist. Es gewährt dem potenziellen 
Kläger das Recht, vom Klagegegner vor Beginn 
des eigentlichen Rechtsstreits umfassende Ertei-
lung von  Informationen und Einsicht in Unterlagen 
zu verlangen. Wegen der Möglichkeit, dieses  
Recht zu missbrauchen, wird es in Deutschland 
überwiegend skeptisch gesehen.7 

dies wäre mit erheblichen risiken für unternehmen 
verbunden. möglich ist indes auch ein zurückhalten-
deres Verständnis, etwa in Anlehnung an § 142 ZPO. 
§ 142 ZPO ermöglicht es, die Herausgabe einzelner, 
genau zu bezeichnender dokumente vom Prozess-
gegner zu verlangen,8 ist also wesentlich enger als die 
Pre-trial-discovery.9

die richtlinienentwürfe lassen den nationalen gesetz-
gebern hier weiten gestaltungsspielraum. Es wird also 
darauf ankommen, wie der deutsche gesetzgeber die 
norm umsetzt.   

6 dazu borges db 2022, 2650 (2651).

7 dazu borges, Cri 2023, 1 (6).

8 bgH, nJw 2017, 3304 (3306).

9 borges, Cri 2023, 1 (6).

Prof. Dr. georg Borges ist Inhaber des Lehrstuhls für Bürgerliches Recht, Rechts-
informatik, deutsches und internationales Wirtschaftsrecht sowie Rechtstheorie  
und geschäftsführender Direktor des Instituts für Rechtsinformatik an der Universität 
des Saarlandes. Von 2012 bis 2015 war er zudem Richter am Oberlandesgericht 
Hamm. Der Schwerpunkt seiner Forschungstätigkeit liegt im IT-Recht, derzeit vor 
allem im Recht der KI-Systeme, des Datenrechts und des Datenschutzes, sowie in  
der Rechtsinformatik.



12 Audit Committee Quarterly II/2023

Schwerpunkt  KI / Digitalisierung

strenge Produkthaftung für  
KI-systeme

mit der umfassenden Anwendbarkeit auf software 
wird die neue ProdHaft-rl zu einer zentralen Haftungs-
regel der Hersteller für alle Produkte, die software ent-
halten, nicht zuletzt für Ki-systeme.

der Entwurf enthält eine wichtige Beweislastum-
kehr, die nicht zuletzt auf Ki-systeme abzielt: nach 
Art. 9 Abs. 2 lit. c) ProdHaft-rl wird ein Fehler im Fall 
einer Funktionsstörung des Produkts vermutet. unter-
läuft bspw. einem selbstfahrenden Auto ein Fahrfeh-
ler, muss danach der Hersteller beweisen, dass das 
Auto gleichwohl frei von Produktfehlern ist. da der 
standard für Fehlerfreiheit in diesen Fällen unklar ist, 
ergeben sich hier erhebliche Haftungsrisiken.

Hersteller des gesamtprodukts im sinne des Produkt-
haftungsrechts ist, wie bisher, jeweils der letzte Her-
steller in der Herstellungskette. dies hat in bezug auf 
Ki-systeme erhebliche bedeutung, wenn systeme 
für einen bestimmten Zweck angepasst werden: Hier 
ist Hersteller des gesamtsystems, wer die Anpas-
sung vornimmt und das angepasste system auf den 
markt bringt. bedenkt man, dass die Haftung auch für 
updates und das unterlassen sicherheitsrelevanter 
updates gilt, werden die Haftungsrisiken aus der 
 Anpassung deutlich.

unternehmen als Hersteller und 
 nutzer von KI-systemen

die vorgeschlagenen richtlinien adressieren, insoweit 
dem Ki-gesetz folgend, vor allem den Hersteller von 
sog. Hochrisiko-Ki-systemen. die Einstufung als Hoch-
risiko-Ki-system richtet sich vor allem nach dem Ver-
wendungszweck eines Ki-systems.

Hochrisiko-KI-systeme sind nach der überaus 
komplexen Definition des Art. 6 KI-Gesetz solche 
KI-Systeme, die eine Sicherheitskomponente einer 
typischerweise gefährlichen Maschine oder Anlage 
sind, die durch bestimmte, in einer Anlage aufge-
führten europäischen Rechtsakten geregelt sind, 
oder die in bestimmten, in einer weiteren Anlage 
abschließend aufgezählten Bereichen (u. a. Perso-
nalauswahl; Bewertung an berufsrelevanten Bil-
dungseinrichtungen; gerichtliche Entscheidungen) 
verwendet werden.

nach der neuen ProdHaft-rl wird der nutzer eines 
Produkts zum Hersteller, wenn er das Produkt wesent-
lich ändert. nach dem Ki-gesetz kann eine wesent-
liche änderung auch in der änderung des Einsatz-
zwecks eines Hochrisiko-Ki-systems liegen.10 in 
diesem Fall unterliegt der nutzer eines Hochrisiko- Ki-
systems den Pflichten eines Anbieters. da er diese 
regelmäßig nicht erfüllt, können ihm durch die nach 
dem Ki-gesetz vorgesehenen Aufsichtsbehörden 
scharfe sanktionen, nicht zuletzt empfindliche buß-
gelder auferlegt werden.

Entsprechend kann der nutzer eines Ki-systems wohl 
in die rolle des Herstellers rutschen, wenn er das 
 system entgegen der gebrauchsanweisung in einem 
Hochrisiko-bereich nutzt. wenn das system fehler-
haft ist, kann die bloße Verwendung des systems 
durch den nutzer zur verschuldensunabhängigen 
 Haftung gegenüber jedermann für schäden aus dem 
Ki-system führen. Es ist daher Aufgabe des risiko-
managements von unternehmen, die Verwendung 
von Ki-systemen im Hochrisiko-bereich unbedingt zu 
vermeiden, sowie die konkrete Verwendung nicht 
vom Hersteller des Ki-systems zugelassen ist.

Fazit

der Vorschlag einer Ki-Haftungs-richtlinie enthält nur 
punktuelle regeln und bleibt letztlich hinter den Erwar-
tungen, auch hinter dem Vorschlag des Europäischen 
Parlaments, das eine gefährdungshaftung der betrei-
ber von Hochrisiko-Ki-systemen gefordert hatte, we-
sentlich zurück.

die neue Produkthaftungsrichtlinie wird nach dem 
Kommissionsentwurf zu einer wesentlich verschärf-
ten Haftung für Ki-systeme führen, die neuartige risi-
ken für unternehmen begründet. dies gilt nicht zuletzt 
im Fall der Anpassung von Ki-systemen und bei der 
Verwendung von Ki-systemen zu anderen Zwecken 
als dem vorgesehenen.

das risikomanagement von unternehmen wird künf-
tig sorgfältig in den blick nehmen müssen, ob Ki-sys-
teme – damit: sehr viele Produkte und sehr viele in 
 unternehmen genutzte systeme und software – für 
einen Hochrisiko-Zweck hergestellt oder genutzt wer-
den. der Aufsichtsrat ist gefordert, die Erfüllung die-
ser Pflicht zu überwachen.  

10    borges, db 2022, 2250. 
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tools wie ChatgPt, deepl, google 
translate, stable diffusion und viele 
 andere Ki-basierte systeme werden 
künftig in nahezu allen unternehmen im 
betrieblichen Kontext zum Einsatz kom-
men; dies oftmals auch ohne Kenntnis 
der Entscheidungsträger. der Einsatz 
von künstlicher intelligenz bietet enorme 
Chancen für Effizienzsteigerung und 
 innovation. Angesichts dieser Entwick-
lungen und den damit verbundenen 
Herausforderungen hat die Eu reagiert 
und durch die Kommission den Entwurf 
für eine Künstliche-intelligenz-Verord-
nung (Ki-VO-E) vorgelegt.

der Ki-VO-E sieht ein breites Pflichten-
programm für unternehmen vor. Viele 
komplexe Anforderungen lassen sich 
gar nicht oder nur schwer und mit einem 
erheblichen Aufwand (Zeit, Kosten) 
nachträglich umsetzen. dieser beitrag 
soll erste Handlungsempfehlungen für 
den zukünftigen und planvollen Einsatz 
von Ki in ihrem unternehmen geben. 

  

Der Entwurf des AI-Act: ein Meilenstein  

im Umgang mit KI in Unternehmen
 Autoren: dr. Kuuya Josef Chibanguza, LL.B., und Christian Kuss

Christian Kuss ist Rechtsanwalt und Partner der 
Luther Rechtsanwaltsgesellschaft. Er unterstützt 
internationale und nationale Mandanten zu 
Rechtsfragen der Digitalisierung und Informa-
tionstechnologie, des Urheber- und Datenschutz-
rechts. Ein Schwerpunkt seiner Tätigkeit liegt  
in der Beratung von Mandanten zu Rechtsfragen 
rund um neue Technologien, wie etwa Künstliche 
Intelligenz, Big Data oder dem Metaverse. Ein 
 besonderer Fokus liegt dabei auf den Rechts-
themen zur künstlichen Intelligenz, zu denen er 
u. a. ein Rechtshandbuch herausgegeben hat.

» Das Feld der Künstlichen Intelligenz ist ständig in 

Bewegung und es ist wichtig, dass wir als Gesell-

schaft sicherstellen, dass diese Technologien  

auf eine Weise genutzt werden, die den Menschen 

dient und ihre Rechte und Freiheiten respektiert«, 

so ChatgPt (des unternehmens OpenAi) zur regu-

lierung von künstlicher intelligenz (Ki).

Dr. Kuuya Josef Chibanguza, ll.B., 
ist Rechtsanwalt der  Luther 
Rechtsanwalts gesell schaft mbH in 
Hannover und Fachanwalt für  
Internationales Wirtschaftsrecht. 
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Schwerpunkt  KI / Digitalisierung

 i. Aktueller Stand des  
Gesetz gebungsverfahrens  

der Ki-VO-E wurde im April 2021 von der Eu-Kommis-
sion vorgelegt. der gesetzgebungsprozess für den 
 Ki-VO-E befindet sich derzeit in einem fortgeschrit-
tenen stadium. das Europäische Parlament hat am 
14.6.2023 seine finale Position zum Ki-VO-E veröffent-
licht. mit dem initialen Entwurf der Europäischen Kom-
mission und dem endgültigen ratsvorschlag ist nun 
der weg für den trilog zwischen Eu-Parlament, minis-
terrat und Eu-Kommission geebnet. soweit absehbar, 
soll eine Einigung im trilog bis zum Ende des Jahres 
2023 erzielt werden. nach dem inkrafttreten der Ver-
ordnung werden ihre regelungen unmittelbar in den 
mitgliedstaaten wirksam, ohne dass es eines umset-
zungsakts bedarf. 

 ii.  Zu den Inhalten: 
 Herausforderungen aus dem 
 KI-VO-E für Unternehmen  

der Ki-VO-E legt eine reihe von Pflichten und rege-
lungen fest, die unternehmen bei der nutzung von Ki 
beachten müssen. der persönliche Anwendungs-
bereich der Verordnung ist dabei denkbar weit gefasst. 
Es sind nicht nur »Anbieter« (also Hersteller bzw. Ent-
wickler) von Ki-systemen betroffen, sondern auch 
unternehmen, die – bewusst oder unbewusst – bspw. 
software mit Ki-Elementen einsetzen. Außerdem 
werden importeure, die Ki-systeme aus dem Ausland 
in den europäischen markt einführen oder die systeme 
betreiben, vom Anwendungsbereich erfasst. 

1.  regelungssystematik: 
 risikobasierter ansatz des KI-VO-e

der Ki-VO-E verfolgt einen risikobasierten Ansatz: Je 
höher die risiken sind, die von Ki-systemen für die 
grundrechte der betroffenen rechtsgüter ausgehen, 
desto strenger sind die regulatorischen Anforderungen. 
die Verordnung sieht vier risikostufen vor: 

Auf der höchsten risikostufe stehen die »verbotenen 
KI-praktiken«, die verboten sein sollen, weil sie ein 
nicht hinnehmbares risiko für die grundrechte sowie 
werte der union darstellen. Verboten werden sollen 
bspw. Ki-systeme, die zur bewertung oder Klassifizie-
rung der Vertrauenswürdigkeit von Personen benutzt 
werden sollen (sog. social scoring-systeme). unter-
nehmen werden in der regel nicht im Alltag auf verbo-
tene Ki-systeme stoßen, da diese nur besonders kriti-
sche systeme betreffen. Anders wird dies aber für die 
sicherheitsbehörden sein.

Hochrisikosysteme, die auf der zweithöchsten risiko-
stufe stehen, werden dagegen in jedem unternehmen 
zum Einsatz kommen. im bereich »Beschäftigung, 
Personalmanagement und Zugang zur Selbststän-
digkeit« wird solchen Ki-systemen ein hohes risiko 
zugerechnet, die bei der Arbeitnehmerauswahl- oder 
-einstellung eingesetzt werden. Es zeichnet sich nach 
derzeit bekanntem Verordnungsstand ab, dass die aller-
meisten Ki-systeme in diese risikostufe eingeordnet 
werden müssen, jedenfalls dann, wenn sie in wesent-
lichen teilen autonom arbeiten. 

Auf den beiden unteren stufen werden Ki-systeme mit 
»beschränktem« und »minimalem risiko« ange-
siedelt. unter Ki-systeme mit geringem risiko fallen 
z. b. Algorithmen, von denen möglicherweise mani-
pulationsrisiken ausgehen (z. b. Chatbots, die den 
 Anschein erwecken, dass eine menschliche Kommu-
nikation stattfindet). unternehmen, die Ki-systeme 
mit beschränktem risiko verwenden, müssen trans-
parenzpflichten erfüllen. Für die Verwendung von Ki-
systemen mit geringem risiko sind derzeit keine regu-
latorischen Anforderungen vorgesehen. Hier bestehen 
möglichkeiten zur freiwilligen Kennzeichnung.

Unannehmbares Risiko
Teil II KI-VO-E Verbotene Praktiken

Hohes Risiko
Teil III KI-VO-E Umfassendes Pflichtenprogramm

Beschränktes Risiko
Teil IV KI-VO-E 
Transparenzpflichten

Minimales Risiko
Teil IX KI-VO-E 
»Code of Conduct«

systematik des Ki-VO-E



Audit Committee Quarterly II/2023 15
© 2023 Audit Committee Institute e.V., assoziiert mit der KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, einer Aktiengesellschaft nach deutschem Recht 
und einem Mitglied der globalen KPMG-Organisation unabhängiger Mitgliedsfirmen, die KPMG International Limited, einer Private English Company 
Limited by Guarantee, angeschlossen sind. Alle Rechte vorbehalten.

2.  rechtzeitiges risikomanagement 

Verstöße gegen die Vorgaben der Ki-VO sollen mit 
gravierenden sanktionen geahndet werden, die sogar 
den bußgeldrahmen der datenschutzgrundverordnung 
übersteigen. Es drohen untersagungsverfügungen 
sowie bußgelder von bis zu 30 mio. Eur oder 6 Pro-
zent des gesamten weltweiten Jahresumsatzes, je 
nachdem, welcher betrag höher ist.

Aktuell ist vorgesehen, dass unternehmen im wesent-
lichen die folgenden maßnahmen treffen müssen, die 
sich am risikobasierten Ansatz der Ki-VO orientieren: 

• transparenz und dokumentation: unternehmen 
sind verpflichtet, den Einsatz von Ki transparent zu 
gestalten und nachvollziehbar zu dokumentieren. 
dies dient nicht nur der Einhaltung rechtlicher Vor-
gaben, sondern auch dem Vertrauen der Kunden 
und der öffentlichen wahrnehmung. Eine frühzeitige 
dokumentation erspart großen Kosten- und Zeitauf-
wand in der Zukunft. 

• risikobewertung: Vor dem Einsatz von Ki-syste-
men müssen unternehmen eine umfassende risi-
kobewertung durchführen, um mögliche negative 
Auswirkungen zu identifizieren und entsprechende 
maßnahmen zu ergreifen. dies umfasst Aspekte 
wie datenschutz, sicherheit und ethische Über-
legungen. bei der Einordnung der risiken bietet 
sich die Einführung eines unternehmensinternen 
systems zur risikoklassifizierung an. 

• menschliche Aufsicht: der Entwurf betont die not-
wendigkeit einer angemessenen menschlichen Auf-
sicht über Ki-systeme. dies bedeutet, dass unter-
nehmen sicherstellen müssen, dass Ki-systeme 
nicht autonom und unkontrolliert agieren, sondern 
von qualifizierten Fachkräften überwacht werden.

• Verantwortlichkeit: unternehmen sind dafür ver-
antwortlich, dass Ki-systeme in Übereinstimmung 
mit geltenden gesetzen und Vorschriften eingesetzt 
werden. dies beinhaltet auch die Vermeidung von 
diskriminierung, die Einhaltung von Verbraucher-
schutzbestimmungen und den schutz geistiger 
 Eigentumsrechte. 

Flankierend plant die Eu auch eigenständige Vor-
gaben zur Haftung bei schäden, die durch Ki verur-
sacht werden – es drohen weitgehende Pflichten 
zur Offenlegung der Algorithmen, um die ursache 
von schädigungen nachvollziehen zu können, so-
dass bereits heute Vorkehrungen getroffen werden 
müssen.

 iii.  Handlungsempfehlungen  
für den zukünftigen Einsatz 
von KI in Unternehmen:

unternehmen sollten jetzt beginnen, sich auf das 
Pflichtenprogramm der Ki-VO vorzubereiten. dazu 
 gehört insbesondere: 

• Prüfen sie regelmäßig den aktuellen stand des 
KI-Vo-e: Verfolgen sie den Fortschritt des gesetz-
gebungsprozesses und halten sie sich über die fina-
len regelungen auf dem laufenden.

• beachten sie bereits heute die Vorgaben bei der 
Entwicklung neuer Produkte.

• schaffen sie in ihrem unternehmen sensibilität 
und Bewusstsein für Ki und die davon ausgehen-
den risiken. dies kann z. b. durch interne work-
shops erfolgen. 

• Es sollten verantwortliche personen bestimmt 
werden, die sich im unternehmen mit KI-Com-
pliance beschäftigen.

• bei der produktentwicklung sind die Vorgaben zur 
Zertifizierung von Ki-Produkten zu beachten; dies 
gilt auch im Falle des »Zukaufs« von Ki-lösungen. 

• Entwickeln sie eine interne KI-policy für den um-
gang mit Ki-Anwendungen wie ChatgPt: Erlauben 
sie bspw. die nutzung von Ki-tools nur mit aus-
drücklicher Freigabe und stellen sie technische und 
organisatorische Anforderungen an die nutzung 
 erlaubter Ki-tools auf. denn Ki-Provider nutzen regel-
mäßig input-daten für Analysezwecke weiter und 
räumen sich dafür entsprechende nutzungsrechte in 
den Agbs ein. werden vertrauliche unternehmens-
interna in Ki-tools eingegeben, kann die unkontrol-
lierte Verbreitung von geschäftsgeheimnissen und 
personenbezogenen daten drohen. 

• Identifizierung von KI-Assets: Es können Ver-
zeichnisse über aktuell im unternehmen verwen-
dete oder geplante Ki-systeme erfolgen, die Voraus- 
setzung für die Einführung eines unternehmens-
internen systems zur risikoklassifizierung sind. 

• Bestehende Compliance-strukturen nutzen: 
unternehmen, die im rahmen von management-
systemen oder der umsetzung der datenschutz-
grundverordnung organisatorische, technische und 
rechtliche maßnahmen ergriffen haben, können 
diese auch hier heranziehen.  
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Ki-technologien (künstliche intelligenz) haben in den letzten Jahren 
eine enorme Entwicklung erlebt und werden in immer mehr unter-
nehmen und Organisationen eingesetzt. die möglichkeiten des Ein-
satzes von Ki erscheinen nahezu grenzenlos, von der automatisierten 
Entscheidungsfindung bis hin zur Vorhersage zukünftiger Ereignisse 
und trends. Allerdings birgt die Anwendung auch risiken, insbeson-
dere wenn es um Entscheidungsfindung geht, die auf der Analyse 
großer datenmengen basiert. Hier kann es zu Fehlern kommen, die 
nicht nur finanzielle Auswirkungen haben können, sondern auch das 
Vertrauen von Kunden, mitarbeitern und weiteren stakeholdern von 
unternehmen beeinträchtigen können. der Verlässlichkeit von syste-
men künstlicher intelligenz kommt daher eine elementare bedeutung 
zu. Ein Element, um diese Verlässlichkeit herzustellen, ist die Prü-
fung von Ki-systemen anhand von geeigneten Kriterien. Hier knüpft, 
neben anderen institutionen1, auch der berufsstand der wirtschafts-
prüfer mit dem Prüfungsstandard »Prüfung von Ki-systemen« (idw 
Ps 861) an. 

1 Vgl. u. a.: Europäische Kommission (19.12.2020): weißbuch zur Künstlichen intelligenz – ein 
europäisches Konzept für Exzellenz und Vertrauen (commission-white-paper-artificial-intelli-
gence-feb2020_de.pdf [europa.eu]); European Commission – High-level Expert group on 
 Artificial intelligence (8.4.2019): Ethics guidelines for trustworthy Ai (ai-ethics-guidelines.pdf); 
bundesamt für sicherheit in der informationstechnik (2021): sicherer, robuster und nachvoll-
ziehbarer Einsatz von Ki (Sicherer, robuster und nachvollziehbarer Einsatz von KI – Probleme, 
Maßnahmen und Handlungsbedarfe [bund.de]); Fraunhofer-institut für intelligente Analyse- 
und informationssysteme (Juli 2021): leitfaden zur gestaltung vertrauenswürdiger Künstli-
cher intelligenz (https://www.iais.fraunhofer.de/content/dam/iais/fb/Kuenstliche_intelligenz/
ki-pruefkatalog/202107_KI-Pruefkatalog.pdf)

Definition von Qualitätskriterien  
für KI-systeme

bei der gegebenen Komplexität vieler Ki-systeme 
kommt der Qualitätssicherung eine entscheidende 
bedeutung zu. Hierzu definiert idw Ps 861 zunächst 
Kriterien, die solche systeme erfüllen sollen, um   
die entsprechende Qualität gewährleisten zu können. 
neben allgemeinen Kriterien wie der gewährleistung 
der it-sicherheit sind das auch Ki-spezifische Kriterien 
wie bspw. die Einhaltung ethisch-rechtlicher Anforde-
rungen (u. a. diskriminierungsvermeidung oder scha-
densverhütung) oder auch die nachvollziehbarkeit der 
gründe für das Zustandekommen einer bestimmten 
Entscheidung des Ki-systems.

Prüfung der angemessenheit  
von KI-systemen

im rahmen einer Angemessenheitsprüfung wird der 
wirtschaftsprüfer bei einer Prüfung nach idw Ps 861 
beurteilen, ob die in der beschreibung des Ki-systems 
durch das unternehmen dargestellten maßnahmen 
zur Einhaltung der Prüfungskriterien in allen maßgebli-
chen belangen mit hinreichender sicherheit geeignet 
sind. Hierzu kommen Prüfungshandlungen in Form 
von befragungen, beobachtung von Kontrollhandlun-
gen, Einsichtnahme in Konfigurationen oder auch das 
exemplarische nachvollziehen einzelner transaktionen 
und deren behandlung durch die Ki in betracht. der 
Prüfungsumfang umfasst u. a. die bereiche der Ki-
governance des unternehmens und insbesondere 
auch den Ki-Algorithmus, die Ki-Anwendung und die 
verwendeten daten des jeweiligen Ki-modells.

Prüfung der Wirksamkeit  
von KI-systemen

bei einer optional durchführbaren wirksamkeitsprü-
fung erfolgt eine weiter gehende beurteilung, ob die 
betreffenden maßnahmen innerhalb des definierten 
Prüfungszeitraums die Kriterien mit hinreichender 
 sicherheit in allen wesentlichen belangen tatsächlich 
erfüllen.

Chancen für unternehmen

Für unternehmen eröffnet sich mit dem neuen Prü-
fungsstandard die möglichkeit, ihre Ki-systeme auf 
der basis von international anerkannten Assurance-
standards hinsichtlich Angemessenheit und ggf. 
wirksamkeit prüfen zu lassen und somit sowohl 
 unternehmensintern als auch -extern das Vertrauen in 
Ki-systeme durch eine unternehmensunabhängige 
qualitätssichernde maßnahme zu erhöhen. der Auf-
sichtsrat sollte – auch gemeinsam mit dem Vorstand 
und ggf. unter Hinzuziehung des Abschlussprüfers – 
erörtern, inwieweit eine solche externe Prüfung im 
Einzelfall sinnvoll ist.  

andreas schmiedt ist Director im Department of Professional Practice, Berlin, der KPMG AG Wirtschafts-
prüfungs gesellschaft und Vorsitzer des Arbeitskreises »Techno lo gisierung der Abschlussprüfung« des  Instituts 
der Wirtschaftsprüfer.

IDW PS 861 ist bei betriebswirt-
schaftlichen Prüfungen von 
 KI-Systemen außerhalb der 
 Abschlussprüfung  anwendbar, 
erstmals für Prüfungen, die  
nach dem 10.3.2023 beauftragt 
werden. Dem Standard liegt  
der International Standard on 
Assurance Engagements (ISAE) 
3000 (Revised) zugrunde.

Prüfung von KI-Systemen  
nach IDW PS 861 Autor: Andreas schmiedt

https://ec.europa.eu/info/sites/default/files/commission-white-paper-artificial-intelligence-feb2020_de.pdf
https://ec.europa.eu/info/sites/default/files/commission-white-paper-artificial-intelligence-feb2020_de.pdf
https://www.aepd.es/sites/default/files/2019-12/ai-ethics-guidelines.pdf
https://www.bsi.bund.de/SharedDocs/Downloads/DE/BSI/KI/Herausforderungen_und_Massnahmen_KI.pdf?__blob=publicationFile&v=5
https://www.bsi.bund.de/SharedDocs/Downloads/DE/BSI/KI/Herausforderungen_und_Massnahmen_KI.pdf?__blob=publicationFile&v=5
https://www.iais.fraunhofer.de/content/dam/iais/fb/Kuenstliche_intelligenz/ki-pruefkatalog/202107_KI-Pruefkatalog.pdf
https://www.iais.fraunhofer.de/content/dam/iais/fb/Kuenstliche_intelligenz/ki-pruefkatalog/202107_KI-Pruefkatalog.pdf
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der Vorschlag der achten änderung der Eu-Amtshilfe-
richtlinie sieht eine Ausweitung der europäischen 
steuerlichen transparenz- und meldevorschriften auf 
Krypto-Assets und E-geld vor (directive on Adminis-
trative Cooperation – kurz: dAC 8). geregelt wird, wel-
che Krypto-dienstleister welche transaktionen ab 
wann mit welchen Fristen verpflichtend melden müs-
sen. nachdem die Europäische Kommission am 8.12. 
einen ersten Entwurf veröffentlichte1, haben sich die 
Finanzminister der Eu-mitgliedstaaten am 16.5.2023 
auf eine vorläufige Kompromissfassung geeinigt, wel-
che ab 2026 gelten soll.2 

Krypto-Assets sind bislang nicht vom Anwendungs-
bereich des automatischen informationsaustauschs 
erfasst. wird geld in Form von Krypto-Assets veran-
lagt, ist die Plattform (bspw. börse) oder ein anderer 
elektronischer Anbieter, der Portfoliodienstleistungen 
für solche Kunden erbringt, bislang nicht verpflichtet, 
den steuerbehörden der Eu-mitgliedstaaten daraus 
stammende Einkünfte zu melden. infolgedessen 
bleibt das in solchen Assets gehaltene geld oftmals 
unversteuert. die künftige Erweiterung der Amtshilfe-
richtlinie soll die Fähigkeit der mitgliedstaaten zur Auf-
deckung und bekämpfung von steuerbetrug, steuer-
hinterziehung und steuervermeidung verbessern  
und könnte nach schätzungen der Eu-Kommission  
zu zusätzlichen steuereinnahmen in Höhe von bis zu  
2,4 mrd. Eur pro Jahr führen.3

1 Vgl. Vorschlag der Kommission für eine richtlinie des rates zur änderung 
der richtlinie 2011/16 / Eu über die Zusammenarbeit der Verwaltungs-
behörden im bereich der besteuerung (dAC 8), COm(2022) 707 final; 
 abrufbar unter https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri= 
CELEX%3A52022PC0707

2 Vgl. draft Council directive amending directive 2011/16 / Eu on adminis-
trative cooperation in the field of taxation – Presidency compromise text, 
8730/23; abrufbar unter https://data.consilium.europa.eu/doc/document/
ST-8730-2023-INIT/en/pdf

3 mit weiteren nachweisen und ergänzenden informationen vgl.: briefing, 
Eu legislation in Process, tax transparency rules for crypto-asset trans-
actions (dAC8), members’ research service PE 739.310 – may 2023; 
 abrufbar unter https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/
BRIE/2023/739310/EPRS_BRI(2023)739310_EN.pdf

der Vorschlag verpflichtet insbesondere Anbieter von Krypto-dienst-
leistungen, unabhängig von größe oder standort – also auch solche 
mit sitz in drittländern –, zur meldung von transaktionen von in der 
Eu ansässigen Kunden. Erfasst sind inländische und grenzüber-
schreitende transaktionen. Jedenfalls teilweise gelten diese melde-
pflichten auch für nFts (non-fungible tokens). Vorgesehen ist zudem 
auch eine Verpflichtung von Finanzinstituten zur meldung von trans-
aktionen mit E-geld sowie digitalen Zentralbankwährungen und ein 
gemeinsames mindeststrafmaß für besonders schwerwiegende 
Versäumnisse. die meldepflicht soll sich insbesondere auf namen, 
Adressen, steueridentifikationsnummer (tin) sowie gezahlten und 
erhaltenen bruttobetrag solcher transaktionen erstrecken. die Über-
mittlung der gemeldeten informationen erfolgt dann durch die zustän-
dige behörde des mitgliedstaats, der die informationen von dem 
meldenden dienstleister erhalten hat, an die zuständige behörde 
des betreffenden mitgliedstaats, in dem der betreffende nutzer von 
Krypto-Assets ansässig ist. Ferner soll auch der Anwendungsbereich 
des automatischen Austauschs grenzüberschreitender steuervorbe-
scheide für vermögende Einzelpersonen (finanzielles bzw. investier-
bares Vermögen oder verwaltete Vermögenswerte von mindestens 
1 mio. Eur) ausgeweitet werden. 

der gesetzgebungsprozess auf Eu-Ebene ist noch nicht abgeschlos-
sen, eine grundsätzliche Einigung wurde nunmehr jedoch erzielt. 
gegebenenfalls werden einzelne mitgliedsstaaten die richtlinie 
überschießend umsetzen und etwa den Kreis der meldepflichtigen 
erweitern. 

damit sind unternehmen schon jetzt gut beraten, diese Entwicklun-
gen genau zu beobachten. insbesondere wenn sie Zahlungen mit 
Krypto-Assets bzw. E-geld abwickeln oder anderweitig über solche 
Vermögenswerte verfügen. so haben nicht zuletzt die Erfahrungen 
der letzten änderungen der Eu-Amtshilferichtlinie regelmäßig ge-
zeigt, dass die Überarbeitung von internen richtlinien und Prozessen 
frühzeitig berücksichtigt werden sollte, um solch neuen Compliance-
Anforderungen zu genügen.  

DAC 8: Erweiterung des automatischen Informations-

austauschs auf Krypto-Assets – Entwicklungen jetzt 

schon verfolgen  
Autoren: dr. Bernd federmann und Christian Bischoff 
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https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A52022PC0707
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A52022PC0707
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-8730-2023-INIT/en/pdf
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https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2023/739310/EPRS_BRI(2023)739310_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2023/739310/EPRS_BRI(2023)739310_EN.pdf
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mittlerweile fünf Jahre ist sie alt – die Eu-datenschutz-grundverord-
nung (dsgVO). Auch wenn diese somit schon ein halbes Jahrzehnt 
von unternehmen bei der Verarbeitung personenbezogener daten zu 
berücksichtigen ist, bestehen bei der praktischen umsetzung häufig 
Herausforderungen. das nach wie vor aktuellste – und für unterneh-
men folgenträchtigste – beispiel ist das thema drittlandübermittlung. 
seitdem der Europäische gerichtshof 2020 den zwischen der Eu und 
den usA bestehenden Angemessenheitsbeschluss »Privacy shield« 
gekippt hat, herrscht bei unternehmen große unsicherheit mit blick 
auf Übermittlungen personenbezogener daten in länder außerhalb 
der Eu bzw. des Ewr. doch nun scheint es für Übermittlungen in die 
usA eine lösung auf politischer Ebene zu geben. die Europäische 
Kommission veröffentlichte im dezember 2022 einen entwurf für 
einen neuen eU-Us-Angemessenheitsbeschluss, der nun zwar 
zunächst das Annahmeverfahren bestehen muss, allerdings grund-
sätzlich Hoffnung auf eine schnelle Vereinfachung in sachen us-dritt-
landübermittlungen macht. die Kommission hat den beschluss am 
10.7.2023 erlassen (siehe im detail s. 19 f.). 

weitere neuerungen auf Eu-Ebene sollen die geplante eprivacy-
Verordnung, der data governance Act und der data Act bringen. 
die ePrivacy-Verordnung strebt schwerpunktmäßig die Privatsphäre 
der elektronischen Kommunikation an. Aufgrund diverser streitpunkte 
in bezug auf den aktuellen Verordnungstext wird mit einem inkraft-
treten allerdings nicht vor mitte / Ende 2023 gerechnet, woran sich 
eine 24-monatige Übergangsfrist anschließen soll. 

der data governance Act soll als bestandteil der europäischen 
 datenstrategie einen rechtsrahmen für die gemeinsame daten-
nutzung innerhalb des Eu-binnenmarkts schaffen. dies soll vor allem 
durch eine Erhöhung der Verfügbarkeit von daten zur wirtschaft-
lichen nutzung, zur sektorübergreifenden Verwendung und zu For-
schungszwecken erreicht werden. der data governance Act erlangt 
als Verordnung ohne das Erfordernis nationaler umsetzungsakte am 
24.9.2023 in allen Eu-mitgliedstaaten unmittelbare geltung. Ergän-
zend hierzu soll mit dem data Act der Austausch von in der Eu gene-
rierten daten geregelt werden. Ziel der Verordnung ist es, Klarheit 
und Fairness hinsichtlich der nutzungsbedingungen von daten für 
unternehmen, bürger und die öffentliche Verwaltung zu schaffen. 
der data Act befasst sich mit daten, die von sog. iot-geräten (inter-
net of things, z. b. smart Home) generiert werden. diese sind mit 
dem internet verbunden und erfassen, verarbeiten und übertragen 
daten aus ihrem Anwendungsbereich bzw. ihrer umwelt. Ende Juni 
haben sich das Europäische Parlament und der ministerrat auf den 
data Act geeinigt, jedoch bedarf es nun noch einer formellen Verab-
schiedung. das gesetz soll im Anschluss voraussichtlich Ende 2024 
in Kraft treten.

Überdies sollten die regulatorischen neuerungen des 
eU-pakets zu digitalen diensten bedacht werden, 
dem das Europäische Parlament am 5.7.2022 zuge-
stimmt hat. dieses besteht aus dem digital markets 
Act (dmA) und dem digital services Act (dsA) und 
wird ab dem Jahr 2024 unmittelbare geltung in der 
gesamten Eu entfalten. Ziel ist hier vor allem ein fairer 
wettbewerb im digitalen sektor sowie der Zugang zu 
sicheren Produkten (siehe hierzu auch Audit Commit-
tee Quarterly ii / 2022, s. 66 ff.).

Auch mit blick auf geplante innovationen, wie bspw. 
im Kontext des Einsatzes künstlicher intelligenz (Ki), 
müssen unternehmen analysieren, welche gesetzli-
chen Anforderungen zu berücksichtigen sind. gibt – 
stand heute – noch im wesentlichen die dsgVO den 
takt hinsichtlich der mit der Ki-nutzung einhergehen-
den Verarbeitungen personenbezogener daten vor, sol-
len zukünftig durch das von der Europäischen Kommis-
sion geplante gesetz über Künstliche Intelligenz 
weitere Anforderungen hinzukommen, die in teilen 
über die der dsgVO hinausgehen.

Zusätzlich sind die bestrebungen des Europäischen 
rates mit blick auf die kürzlich angenommene Ver-
schärfung der rechtsvorschriften zur sicherung eines 
Eu-weiten hohen Cybersicherheitsniveaus im Auge zu 
behalten, um relevante umsetzungsbedarfe abzulei-
ten. die sog. nIs-2-richtlinie, deren umsetzung bis 
zum 17.10.2024 in nationales recht erfolgen muss, 
fordert von unternehmen bspw. umfangreiche risiko-
managementmaßnahmen und etabliert meldepflichten 
bei Vorfällen im bereich Cybersicherheit. insbeson-
dere mit blick auf diese meldepflichten erforderliche 
technische und organisatorische maßnahmen und 
auch bezogen auf die drohenden hohen bußgelder 
von bis zu 2 Prozent des weltweiten umsatzes lassen 
sich Parallelen zur dsgVO erkennen.

All dies zeigt, dass sich der datenschutz zu einer immer 
komplexeren, aber auch weitgreifenden materie ent-
wickelt. längst steht nicht mehr nur der reine schutz 
personenbezogener daten im mittelpunkt der betrach-
tung, sondern ganz generell die Frage, wie wir daten 
einsetzen und eine sichere umgebung hierfür schaf-
fen. insoweit dürften auch die kommenden fünf Jahre 
spannend bleiben.  

Schwerpunkt  KI / Digitalisierung Barbara scheben, Partner, Rechtsanwältin, Head of Forensic,  
Head of Data Protection, KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, 
Frankfurt am Main

Aktuelle Entwicklungen  

im Datenschutz Autorin: Barbara scheben
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digitale transformation – ein topthema auf der Agenda 
der deutschen wirtschaft. Eines der Ziele ist die Opti-
mierung von Prozessen, Produkten und services 
durch den Einsatz digitaler lösungen. damit einher 
geht die Auswahl der passenden technologien zur 
langfristigen und nachhaltigen nutzung der digitalisie-
rungspotenziale. Kaum mehr wegzudenken ist in die-
sem Zusammenhang der Einsatz von Cloud-services, 
die durch die gute skalierbarkeit und langfristige 
Kostenoptimierung die gesetzten Ziele in greifbare 
nähe rücken. doch beim Einsatz dieser Cloud-servi-
ces stellt sich für unternehmen zumeist eine zentrale 
Herausforderung: wer als europäisches unterneh-
men personenbezogene daten an us-Public-Cloud-

Pro vider gibt, muss das thema datenschutz und dritt-
landübermittlung genaustens beleuchten. denn mit 
dem Einsatz us-amerikanischer Cloud-dienste geht 
regelmäßig die Übermittlung personenbezogener 
 daten in länder außerhalb der Eu bzw. des Ewr ein-
her, sei es bspw. durch die nutzung des weltweiten 
supports des Cloud-Providers oder durch Übermitt-
lung von (personenbezogenen) metadaten zu Analyse-
zwecken. doch warum müssen unternehmen und 
Kontrollorgane genau hier besondere sorgfalt walten 
lassen? und welche aktuellen Entwicklungen gibt es 
im Zusammenhang mit Übermittlungen personen-
bezogener daten in die usA? wir geben Antworten 
auf diese Fragen.  

Daniel Wagenknecht, Partner, Financial Services,  
Head of Cloud Transformation, KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, 
 Frankfurt am Main

Der Entwurf des neuen Angemessenheits-

beschlusses für EU-US-Drittlandübermittlungen: 

Mehr Sicherheit bei der Cloud-Nutzung?
 Autoren: Barbara scheben und daniel Wagenknecht
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ein Blick zurück – die auswirkungen 
des schrems-II-urteils

im Juli 2020 hatte der Europäische gerichtshof (EugH) 
in seinem schrems-ii-urteil (C-311/18) den bestehen-
den Angemessenheitsbeschluss für Eu-us-daten-
übermittlungen, das sog. Eu-us Privacy shield für 
unwirksam und die Übermittlung personenbezogener 
daten auf dieser basis für rechtswidrig erklärt. Eu- 
ansässige unternehmen waren fortan damit konfron-
tiert, eine anderweitige rechtsgrundlage für die Über-
mittlung personenbezogener daten in die usA zu 
etablieren. 

Für Cloud-nutzende unternehmen führte dies im 
 Ergebnis dazu, dass hinsichtlich der drittlandübermitt-
lung sog. standardvertragsklauseln als neue grund-
lage abzuschließen waren und ein sog. data transfer 
impact Assessment in dokumentierter Form durch-
geführt werden musste. das Hauptaugenmerk liegt 
dabei neben der bewertung der rechtslage im dritt-
land insbesondere auf den technischen und organi-
satorischen maßnahmen zum schutz der personen-
bezogenen daten. Hierbei gilt es, die unterschiedlichen 
spezifischen schutzmaßnahmen in der Cloud – wie 
bspw. die Verschlüsselung von (personenbezogenen) 
daten – zu beleuchten und deren wirkung auf beste-
hende risiken zu dokumentieren.

Mit der »executive Order« zum 
 sicheren Datentransfer?

Fast zwei Jahre nach dem schrems-ii-urteil erklärten 
us-Präsident Joe biden und Eu-Kommissionspräsi-
dentin ursula von der leyen im märz 2022, dass man 
sich auf einen neuen transatlantischen datenschutz-
rahmen, das sog. trans-Atlantic data Privacy Frame-
work, geeinigt habe. dieses datenschutzabkommen, 
das die grundlage für einen neuen Angemessenheits-
beschluss für Übermittlungen personenbezogener 
daten in die usA darstellen soll, enthält maßnahmen, 
die eine Erhöhung des datenschutzniveaus in den 
usA zum Ziel haben und somit einer erneuten gericht-
lichen Überprüfung standhalten sollen. insbesondere 
die beschränkung der datenzugriffe von us-geheim- 
und nachrichtendiensten auf ein notwendiges und 
verhältnismäßiges maß, die Einführung eines zwei-
stufigen rechtsbehelfssystems zur untersuchung und 
beilegung von beschwerden europäischer betroffener 
sowie die strengeren Anforderungen für us-unter-
nehmen, die dem neuen Angemessenheitsbeschluss 
beitreten wollen, sollen dem rechnung tragen. im 
 Oktober 2022 unterzeichnete us-Präsident Joe biden 
die »Executive Order« zur umsetzung des Eu-us data 
Privacy Framework. diese durchführungs verordnung 

soll die bereits im Eu-us data Privacy Framework 
 beabsichtigten maßnahmen in den usA umsetzen. 
der weg zum Angemessenheitsbeschluss war somit 
geebnet.

Kommt nun der langersehnte ange-
messenheitsbeschluss für die usa?

die bestrebung nach einer angepassten datenschutz-
lage in den usA nahm auch die Europäische Kommis-
sion zum Anlass, an einem neuen Angemessenheits-
beschluss zu arbeiten. Am 13.12.2022 veröffentlichte 
sie einen Entwurf und leitete das Annahmeverfahren 
ein. der beschluss wurde am 10.7.2023 erlassen und 
macht einen sicheren datentransfer in die usA mög-
lich. bis es so weit war, mussten unternehmen bei 
der Cloud-Operationalisierung weiterhin auf standard-
vertragsklauseln und die durchführung eines data 
transfer impact Assessment setzen. darüber hinaus 
mussten unternehmen angemessene sowie wirk-
same technische und organisatorische maßnahmen 
zum schutz der personenbezogenen daten ergreifen. 
dieses Erfordernis bleibt im Übrigen unabhängig vom 
Angemessenheitsbeschluss und der damit verbunde-
nen zukünftigen grundlage für die Übermittlung perso-
nenbezogener daten in die usA bestehen.

Kommen unternehmen diesen Anforderungen nicht 
nach, drohen empfindliche bußgelder in Höhe von bis 
zu 4 Prozent des gesamten weltweiten Jahresumsat-
zes des vorangegangenen geschäftsjahrs. darüber 
hinaus besteht die möglichkeit, dass die zuständige 
datenschutzaufsichtsbehörde die Verarbeitung der 
personenbezogenen daten im drittland aufgrund 
mangelnder schutzvorkehrungen untersagt. dies führt 
somit zu einem operativen risiko für unternehmen, 
wenn wesentliche geschäftsprozesse bspw. an us-
amerikanische Cloud-Anbieter ausgelagert werden. 
Kontrollorgane sollten daher auch aufgrund von daten-
schutzaspekten die Cloud-Operationalisierung eng 
verfolgen und die umsetzung der entsprechenden 
maßnahmen überwachen.  

Schwerpunkt  KI / Digitalisierung
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Neue Anforderungen an die Cybersicherheit  

für Unternehmen
 Autoren: françois Heynike, LL.m. (stellenbosch), und marc Holzer, LL.m. (norwich)
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die bedrohungslage im bereich von Cyberattacken 
verschärft sich kontinuierlich. nach schätzungen der 
Eu-Kommission beläuft sich der bis 2021 jährlich welt-
weit entstandene schaden durch erfolgreiche Cyber-
angriffe auf Hard- und software auf 5,5 bio. Eur. 
 neben zahlreichen initiativen der regulierung im be-
reich der digitalisierung, wie etwa Ki oder Plattform-
ökonomie, hat sich die Eu daher auch der Erhöhung 
des Cybersicherheitsniveaus angenommen. Ebenfalls 
zu beachten ist das geplante Eu-Cybersolidaritäts-
gesetz, das die  Zusammenarbeit auf unionsebene 
stärken soll, damit schwerwiegende Cybersicherheits-
vorfälle und Cybersicherheitsvorfälle großen Aus-
maßes besser erkannt und die Vorsorge- und bewälti-
gungsmaßnahmen verbessert werden können, indem 
ein europäischer  Cyberschutzschild und ein umfassen-
der Cybernotfallmechanismus geschaffen werden. 
wesentliche säulen der Eu-weiten stärkung der 
 Cyberresilienz werden dabei die nis2-richtlinie sowie 
der Cyber resilience Act bilden. Aufsichtsrat und 
 unternehmensführung sind hier in der Pflicht, ange-
messene strukturen zu schaffen, um ihre unterneh-
men effektiv vor Cyberangriffen zu schützen. neben 
dem schutz vor beeinträchtigungen des betriebs-
ablaufs und der reputation eines unternehmens, wird 
die Einhaltung ausreichender Cybersicherheits-maß-
nahmen zukünftig auch zur Vermeidung von bußgel-
dern erforderlich.

nIs2-richtlinie

die nis2-richtlinie ist bereits am 16.1.2023 in Kraft 
getreten und löste damit die seit 2016 geltende nis-
richtlinie ab. die mitgliedstaaten müssen die richtlinie 
innerhalb von 21 monaten nach ihrem inkrafttreten in 
nationales recht umsetzen. das heißt, spätestens im 
Herbst 2024 werden sich deutsche unternehmen mit 
neuen regularien konfrontiert sehen. nis steht dabei 
für network and information security. die richtlinie 
enthält umfassende regelungen für die Cybersicher-
heit im bereich kritischer infrastrukturen. im Vergleich 
zu ihrer Vorgängerrichtlinie erweitert sie den Kreis  
der betroffenen unternehmen erheblich, stellt noch 
höhere sicherheitsanforderungen und sieht schärfere 
und vereinheitlichte sanktionsregelungen vor. die 
richtlinie ist dabei jedoch nicht nur für die betreiber 
kritischer infrastrukturen relevant. Verpflichtete unter-
nehmen müssen auch innerhalb ihrer lieferketten für 
ein ausreichendes maß an Cybersicherheit sorgen. 
daher sollten sich auch Zulieferer, die nicht direkt in 
den Anwendungsbereich der nis-richtlinie fallen, mit 
ihren Anforderungen und insbesondere den Anforde-
rungen der nationalen umsetzungsgesetze auseinan-
dersetzen, um ihre Kunden im bereich kritischer infra-
strukturen nicht zu verlieren. 

Cyber resilience act

der Cyber resilience Act (»CrA«) sieht konkrete 
 Anforderungen im Hinblick auf das inverkehrbringen 
von »Produkten mit digitalen Elementen« vor. der am 
15.9.2022 veröffentlichte Entwurf wurde bereits im 
dezember 2022 im rat diskutiert, die erste lesung 
durch das Parlament steht mit stand märz 2023 aller-
dings noch aus. Als Verordnung wäre der CrA unmit-
telbar anwendbar und bedürfte keiner umsetzung in 
nationales recht. die definition des Produkts mit digi-
talen inhalten ist dabei sehr weit. umfasst werden 
 nahezu alle vernetzten soft- und Hardwareprodukte – 
vom Kinderspielzeug, über betriebssysteme bis hin zu 
Produktionsanlagen. Ziel der Kommission ist es, sämt-
liche beteiligte der lieferkette von Produkten mit digi-
talen Elementen für die gewährleistung ausreichen-
der Cybersicherheits-maßnahmen in die Pflicht zu 
nehmen. die Verordnung sieht dabei Anforderungen an 
die beachtung von Cybersicherheits-Aspekten über 
den kompletten Produkte-lebenszyklus vor. Cyber-
sicherheit muss demnach bereits bei der Produktent-
wicklung mitgedacht werden. daneben enthält der 
CrA Pflichten zur marktbeobachtung, zur Etablierung 
von Prozessen zur behebung von schwachstellen 
 sowie umfangreiche dokumentations- und informa-
tionspflichten. werden diese Verpflichtungen nicht ein-
gehalten, kann dies ebenfalls zu bußgeldern führen. 

eu-Cybersolidaritätsgesetz

das geplante Eu-Cybersolidaritätsgesetz dient zur 
Ausbesserung der widerstandsfähigkeit gegen Cyber-
bedrohungen und wird in diesem Zuge ein »Cyber-
schutzschild« und einen umfassenden Cybernotfall-
mechanismus umfassen. die Auswirkungen auf die 
unternehmen werden im Vergleich eher gering aus-
fallen.

die neuen regulierungen lösen teils erheblichen 
 Anpassungsbedarf im Hinblick auf etablierte Produkte 
und Prozesse sowie die implementierung zusätzlicher 
sicherheitsmaßnahmen aus. Aufsichtsrat und unter-
nehmensleitung sind daher gut beraten, sich früh zeitig 
mit den neuen Anforderungen auseinanderzu setzen.  
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die Chip-industrie ist weltweit in den Fokus der Außen- 
und sicherheitspolitik gerückt. ursächlich hierfür war 
eine akute unterversorgung, die im Jahr 2021 begann. 
damals schnellte die nachfrage nach Chips insbeson-
dere aufgrund der maßnahmen zur Eindämmung von 
Covid-19, etwa Homeoffice und Fernunterricht, in die 
Höhe. die Halbleiterproduktion konnte jedoch nur lang-
sam ausgeweitet werden, da die entsprechenden 
 Fabriken aufgrund ihrer hohen Kapitalintensität in der 
regel stark ausgelastet sind. Hinzu kamen lockdowns 
und mehrere naturkatastrophen. die Produktionsaus-
fälle verdeutlichten, wie zentral Chips für die sicherheit 
und den wohlstand der Eu sind. seither ist es Ziel der 
Eu-Politik, die Versorgung mit Chips zu verbessern und 
langfristig zu sichern. Hierfür möchte die Eu vor allem 
die Abhängigkeit von außereuropäischen Zulieferern 
verringern.

unabhängigkeitsbestrebungen in den 
usa und China

Andere wirtschaftsregionen agieren ähnlich wie die 
Eu. Von besonderer bedeutung sind dabei die geo-
politischen spannungen rund um taiwan. so erließen 
die usA den »CHiPs and science Act« zur Förderung 
der heimischen Chip-Produktion. Zudem beschloss die 
amerikanische regierung Exportbeschränkungen für 
Halbleiter-Fertigungstechnik, um zu verhindern, dass 
us-Produkte in der chinesischen rüstungsindustrie 
eingesetzt werden. Aktuell planen die usA ein nationa-
les Halbleitertechnologiezentrum, um sich eine welt-
weite innovationsführerschaft zu sichern. Auch China 
fördert die eigene Chip-Produktion mit viel geld und 
strebt eine teilweise Autonomie an. Zuletzt beanstan-
dete die chinesische Cyberspace-behörde sicherheits-
risiken bei in den usA hergestellten micron-Chips und 
möchte diese fortan aus sicherheitsrelevanten indus-
trien fernhalten.

ansätze der eu zur Verringerung der 
abhängigkeit

Kernstück der europäischen bemühungen zur Verrin-
gerung der Abhängigkeit von anderen wirtschafts-
regionen ist der »Chips Act«, auf den sich rat und 

Eu-Parlament am 18.4.2023 geeinigt haben. Hauptziel 
ist die Verdoppelung des europäischen weltmarktan-
teils bei der Chip-Produktion auf 20 Prozent bis zum 
Jahr 2030. Aufgrund der für diesen Zeitraum erwarte-
ten Verdopplung der Chip-nachfrage bedeutet dies eine 
Vervierfachung der europäischen Chip-Produktion. 

der Chips Act besteht aus drei säulen:

• die sog. »Chips für Europa«-initiative soll die Halb-
leiterforschung in der eU stärken und enger mit 
der produktion verknüpfen. mit 6,2 mrd. Eur 
möchte die Eu den Zugang zu Chip-designwerk-
zeugen und Pilotlinien für das Prototyping und das 
testen innovativer Chip-technologien in der Eu ver-
bessern. 

• die zweite säule ermöglicht die gewährung um-
fangreicher Beihilfen durch die mitgliedstaaten 
für neuartige entwurfs- und fertigungsanlagen 
(bis zu 100 Prozent einer nachgewiesenen Finanzie-
rungslücke). Zusammen mit der ersten säule soll sie 
zu öffentlichen investitionen in Höhe von 43 mrd. 
Eur führen. 

• die dritte säule schafft einen mechanismus zur 
überwachung des Halbleiterangebots und der 
Halbleiternachfrage in der eU. Engpässe sollen 
so antizipiert und eingedämmt werden. schon seit 
mitte mai können Organisationen, die in der Chip-
wertschöpfungskette tätig sind, der Kommission 
»frühe Anzeichen für störungen« melden.

Kann die eu ihre Ziele erreichen?

die Frage ist also nicht, ob die Eu handelt oder nicht – 
unklar ist vielmehr, ob ihre maßnahmen die erwünsch-
ten Effekte erzielen werden. Zwar sind erste Erfolge 
erkennbar: so reiste Kommissionspräsidentin von  
der leyen Anfang mai nach dresden, um dort mit 
bundeskanzler scholz am ersten spatenstich für ein 
neues Chip-werk von infineon teilzunehmen. dennoch 
ist zweifelhaft, ob die Eu ihr Ziel, die Chip-Produktion 
bis 2030 zu verdoppeln, erreichen wird. denn zum 
 einen ist fraglich, ob die von der Kommission geschätz-
ten (!) 43 mrd. Eur öffentlicher investitionen tatsäch-

Schwerpunkt  KI / Digitalisierung
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lich  zusammenkommen. denn bisher sind lediglich  
6,2 mrd. Eur an Eu-geldern fest eingeplant. die rest-
lichen 36,8 mrd. Eur sollen die mitgliedstaaten auf-
bringen. und selbst wenn diese summe tatsächlich 
von den mitgliedstaaten investiert wird, ist unklar, ob 
dieser betrag angesichts des weltweiten ringens um 
Chip-Fabriken attraktiv genug ist.

das Centrum für Europäische Politik hat in seinen Publi-
kationen zu diesem thema immer wieder vor einem 
milliardenschweren subventionswettlauf gewarnt. 
Aktuelle daten legen nahe, dass sich die Eu-mit-
gliedstaaten in der tat mittlerweile in einem solchen 
wettlauf befinden – untereinander und mit anderen 
wirtschaftsregionen. Es ist absehbar, dass die Eu-mit-
gliedstaaten diesen wettlauf verlieren werden. denn 
schaut man sich die jüngst unter dem Eindruck des 
globalen Verteilungskampfes angekündigten neuen 
investitionen der Chip-industrie an, führt die usA das 
länder-ranking klar an (Abbildung). die abgebildeten 
daten beziehen sich auf ausgewählte neue Fertigungs-
anlagen und einige designanlagen, die für 2021 und 
2022 in unternehmensberichten angekündigt wur-
den, darunter die bereits erwähnte infineon-Anlage in 
dresden. der zugrunde liegende datensatz konzen-

triert sich zwar auf die prominentesten Ankündigun-
gen, aber dennoch ist offensichtlich, dass die usA 
momentan von zentralen Herstellern wie tsmC, intel 
und infineon präferiert werden.

Hinzu kommen indirekte allokative Effekte durch brüs-
sels neue Chip-industriepolitik, die in ihrem Ausmaß 
schwer abzuschätzen sind. die industriepolitische 
stoßrichtung der Kommission wirkt sich z. b. schon 
jetzt marktverzerrend aus, indem sie die Anwendung 
des Eu-wettbewerbsrechts beeinflusst. so geneh-
migte die Kommission jüngst eine französische bei-
hilfemaßnahme, mit der unternehmen beim bau und 
betrieb (!) einer neuen Produktionsstätte für mikro-
chips in Frankreich unterstützt werden sollen – mit dem 
expliziten Hinweis darauf, dass die maßnahme Euro-
pas Versorgungssicherheit und digitale souveränität 
im bereich der Halbleitertechnologien im Einklang mit 
den Zielen des europäischen Chips Act stärken werde. 
Ob die teure Förderung einiger weniger leuchtturm-
projekte wirklich eine schnelle und nachhaltige resi-
lienz Europas hervorbringen wird, darf allerdings be-
zweifelt werden. in jedem Fall werden 43 mrd. Eur 
nicht reichen, um den weltmarktanteil bei der Chip-
Produktion bis 2030 zu verdoppeln.  
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Abbildung: Angekündigte Halbleiter-Investitionen nach Land
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Quelle: Eigene darstellung, daten zusammen-
gestellt von linda Christensen / Semiconductor 
Engineering aus unternehmensberichten;  
für alle länder wurde der jeweils obere schätz-
wert verwendet
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wir leben in transformativen Zeiten. insbesondere die 
Entwicklungen der künstlichen Intelligenz (KI) tragen 
dazu maßgeblich bei. sie scheinen unser Verhältnis zur 
technik und – umgekehrt – der technik zu uns men-
schen grundlegend neu zu bestimmen. insofern in die-
ser schlüsseltechnologie genau diejenigen bereiche 
kognitiver Funktionen technisch reproduzierbar wer-
den, die wir normalerweise nur menschen zuschrei-
ben, wird die prinzipielle Frage provoziert, wie wir uns 
als gesellschaft zu diesen Entwicklungen verhalten 
sollen. Entsprechend ist es naheliegend, dass sich der 
Deutsche Ethikrat in seiner aktuellen stellungnahme 
zur KI mit dem titel: »mensch und maschine – Heraus-
forderungen durch Künstliche intelligenz« (märz 2023) 
zu wort gemeldet hat. denn es geht um grundlegen-
des: wie können wir uns ethisch-moralisch angemes-
sen mit einer technologie auseinandersetzen, die 
gleichsam selbst eine Vielzahl kognitiver leistungen 
einzulösen scheint und unsere Arbeitsleistungen im-
mer stärker zu verdrängen droht?

die stellungnahme des Ethikrats gibt uns dabei einen 
umfangreichen und breiten Überblick zu den aktuellen 
Entwicklungen der KI. sie gliedert sich in drei übergrei-
fende teile: Ausgehend von einer allgemein for mu -
lierten grundlegung der technischen Entwicklungen 
 sowie einer philosophisch-begrifflichen terminologie 
im ersten teil werden dann im zweiten teil verschie-
dene Anwendungsbereiche diskutiert (von der medizin 

über die bildung, Kommunikation und meinungsbil-
dung bis hin zur öffentlichen Verwaltung). Abgeschlos-
sen wird die stellungnahme im dritten teil mit einer 
allgemeinen Empfehlung, die in zehn Punkten die zen-
tralen ideen aufgreift und generelle richtlinien für den 
umgang mit KI in den verschiedenen themenfeldern 
vorstellt.

Aus welchem grund sollten wir uns allerdings durch 
diese 286-seitige stellungnahme durcharbeiten – ins-
besondere, wenn wir nicht unmittelbar allgemein-phi-
losophische und abstrakt-begriffliche Überlegungen 
schätzen? Eine entscheidende Antwort könnte sein: 
weil wir dadurch komplexe transformationen der KI-
technologie und deren sozial-ökonomische Potenziale 
besser und angemessener beurteilen können. dass 
KI-systeme mittlerweile alle relevanten gesellschaft-
lichen bereiche immer weiter durchdringen bzw. 
 bereits durchdrungen haben – diese Aussage erscheint 
schon beinahe trivial. was diese Veränderungen aber 
konkret bedeuten und wie wir deren Potenziale nutzen 
und damit adäquat umgehen sollten, ist dagegen über-
haupt nicht klar. wann immer eine grundlegende trans-
formation im gang ist, in der wir selbst unmittelbar 
 involviert sind, stellen sich grundsätzliche Fragen nach 
Orientierung und Perspektive, nach Verständnis und 
Ausrichtung in diesen unsicheren Zeiten. An dieser 
stelle wird aber genau dasjenige relevant, was häufig 
im Hintergrund bleibt – Theorie und Reflexion. die 

Schwerpunkt  KI / Digitalisierung
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 begriffe Theorie und Reflexion müssen dabei nicht als 
trockene und wenig anschauliche Abstraktionen von 
den eigentlich relevanten Prozessen begriffen werden. 
genau das gegenteil sollte vielmehr der Fall sein: so 
lässt sich bspw. Theorie als möglichkeit einer über-
greifenden Perspektive verstehen (das griechische 
wort für theorie [gr.  ] bedeutet Anschauung 
oder auch Einsicht), die uns in einer Phase der unsi-
cherheit und Orientierungslosigkeit einen Überblick 
verschafft, den wir in unseren alltäglichen Praxen nicht 
unmittelbar haben. sie ermöglicht einen Abstand, der 
uns ein größeres gesamtbild vermittelt, das uns nor-
malerweise fehlt, aber für eine gelingende und erfolg-
reiche Praxis unabdingbar ist.

Theorie ist hierbei wie eine gute landkarte, die uns 
hilft, einen gesamten bereich zu überblicken, den wir 
für eine gelingende Orientierung benötigen. so wie 
sich uns von einem hohen gipfel ein weiter blick über 
eine landschaft eröffnet, so bietet eine landkarte eine 
genaue Orientierung, die wir in der unmittelbaren situ-
ation unseres Alltags vermissen. genau das kann – 
und soll – eine theorie leisten: sie kann uns dabei hel-
fen, einen Praxisbereich so zu überblicken, dass wir 
uns besser orientieren können und möglichkeiten von 
gefährdungen unterscheiden lernen.

wenden wir diese Überlegungen jetzt auf die derzeiti-
gen KI-Entwicklungen an, in deren transformativen Pro-
zessen wir uns gerade befinden, dann sind es genau 
diese theoretischen Überlegungen und reflexionen, 
die es uns ermöglichen, aktuelle technologien besser 
und angemessener zu beurteilen, um deren Potenzial 
zu nutzen. das lässt sich bspw. an dem umgang mit 
den wirkmächtigen Entwicklungen von Chatbots zei-
gen (sei es ChatGPT von OpenAI, Watson von IBM 
oder Bard von Google). diese KI-systeme können 
 erstaunliche technische Ergebnisse produzieren (von 
der informationsbeschaffung und Kuratierung über 
die bereitstellung komplexer Programmierung bis hin 

zur kreativen  Anregung für neue geschäftsideen), deren unterstüt-
zende Anwendungsmöglichkeiten gar nicht mehr absehbar sind. in 
all diesen  Anwendungen und nutzungen sind aber sowohl unsere 
menschlichen Entscheidungs- als auch urteilsfindungen maßgeblich 
betroffen. wir müssen grundsätzlich entscheiden, wann, wo und wie 
diese KI-produzierten Ergebnisse in unsere Praxis einfließen sollen 
und dürfen. wenn wir uns bspw. auf die Expertise eines Chatbots 
stützen wollen, um eine bestimmte datenauswertung zu nutzen, 
dann benötigen wir eine Meta-Kompetenz, die es uns erlaubt, richtig 
zu entscheiden, ob wir uns auf diese technologie verlassen dürfen – 
oder gerade nicht. und wenn ja, in welchem Maße. um genau dies 
leisten zu können, benötigen wir Theorie: wir müssen (zumindest 
rudimentär) verstehen, wie aktuelle KI-systeme funktionieren, welche 
prinzipiellen mechanismen, statistischen gewichtungen und informa-
tionellen werte und biases hier eingeflossen sind, um uns sinnvoll 
von dieser technologie unterstützen zu lassen. Ansonsten vertrauen 
wir blind einer technologie, die zwar kognitiv hocheffektive und 
 -effiziente resultate produziert, selbst jedoch nicht darum weiß, dass 
sie diese Leistungen produziert und damit auch missverständliche, 
fehlgeleitete oder gar falsche Ergebnisse erzeugt.

genau diese differenz ist aber prinzipiell entscheidend – und wird für 
unseren umgang mit KI immer wichtiger werden: wie können wir 
mit einer technologie umgehen, die zwar scheinbar kognitiv auf 
 Augenhöhe mit uns menschen agiert, zugleich aber diese Ergebnisse 
vollständig divergent produziert (d. h. ohne jegliches Selbst-Verständ-
nis)? Anders formuliert: wie sollen wir einer sich so rasend schnell 
entwickelnden technologie begegnen, die einerseits gleichsam 
spielend alle unsere kognitiven leistungen resultativ einholt und gar 
überholt, andererseits aber diese leistungen selbst nicht wissent-
lich hervorbringt, sondern nur statistisch in komplexen datenverar-
beitungsprozessen erzeugt? um dieses asymmetrische spannungs-
verhältnis, welches sich zukünftig noch verschärfen wird, konstruktiv 
gestalten zu können, sollten wir uns wieder auf dasjenige besinnen, 
was uns als menschen gegenüber maschinen auszeichnet: unsere 
menschliche Urteilskraft! genau diese urteilskraft befähigt uns zu 
dem, was es wissend heißt, angemessene Aussagen (urteile) über 
bestimmte Verhältnisse zu treffen, in denen wir im urteilen zugleich 
auch Verantwortung für und über diese urteile übernehmen. Erst 
diese Fähigkeit ermöglicht uns wiederum eine adäquate nutzung 
von KI-systemen. wenn wir also Kompetenzen für den gebrauch 
und die nutzung von KI entwickeln wollen, dann müssen wir unsere 
urteilskraft stärken. genau hier spielt die Theorie eine zentrale rolle: 
sie befähigt uns, in der reflexion auf unsere Handlungszusammen-
hänge die eigene urteilskraft so zu stärken, dass wir einen angemes-
seneren Zu- und umgang mit KI finden.

die stellungnahme des Ethikrats kann hierfür einen zentralen beitrag 
leisten. sie kann uns einen weg aufzeigen, wie wir von den aktuel-
len Herausforderungen, die sich in unserer alltäglichen Praxis mit  
KI-systemen ergeben, einen Übergang zur Theorie vollziehen, in der 
wir unsere urteils- und reflexionskraft trainieren, um sie wiederum 
in unsere Praxis erfolgreich zu integrieren. die Entscheidung, uns 
überhaupt darauf einzulassen, liegt aber letztendlich bei uns. nutzen 
wir unsere urteilskraft.  

Benjamin rathgeber ist Professor für Natur- und Technikphiloso-
phie mit Schwerpunkt Künstliche Intelligenz an der Hochschule 
für Philosophie (HfPH) in München. Seit 2022 leitet er das Institut 
für naturwissenschaftliche Grenzfragen zur Philosophie und 
 Theologie (ING) an der HfPH. Seine Arbeitsschwerpunkte liegen 
im interdisziplinären Bereich zwischen Technik- und Naturphiloso-
phie, Anthropologie und Wissenschaftstheorie.Künstliche Intelligenz – 
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seit der Veröffentlichung von ChatgPt hat sich eine 
vitale öffentliche debatte um das thema künstliche 
intelligenz (Ki) entwickelt. neben Potenzialen geht es 
auch um risiken: lassen sich deepfakes mit unge-
kannter Qualität erstellen? Können Hacker Ki zur 
 Programmierung von schadcode nutzen? Helfen 
 Ki-werkzeuge bei Abzockmaschen? was bringen 
Hausarbeiten an universitäten, wenn student*innen 
mit Ki betrügen können? 

neu daran ist allenfalls die technologie, um die es 
geht. der grundlegende Konflikt ist bei jeder technolo-
gischen innovation gleich: Es kommt immer darauf an, 
was menschen mit ihr machen. der buchdruck hat zu 
einer blüte der bildung geführt, wird aber genauso für 
Propagandawerke genutzt. das Automobil hat men-
schen mobilität und wohlstand gebracht und wird  
in den Händen von terroristen zur tödlichen waffe. 
Computer und das internet erleichtern den einen die 
Arbeit, anderen sind sie mittel für Hackerangriffe und 
Phishing. 

Viele Erfindungen der menschheit müsste man ver-
dammen, wollte man jeden missbrauch ausschlie-
ßen. Aber wer wollte dafür auf ihre positiven Aspekte 
verzichten? Zum glück gibt es zwischen Apokalypse 
und Euphorie noch den weg der Vernunft – den auf-
geklärten, rationalen umgang mit technologie.

Werkzeug und Waffe zugleich

Auch Ki ist potenziell werkzeug und waffe zugleich. 
staaten müssen regelwerke entwickeln, um das 
 Potenzial von Ki für das gemeinwohl zu heben und 
gleichzeitig risiken zu minimieren. Einen Ansatz dazu 
liefert unser microsoft President brad smith mit einem 
aktuellen »Fünf-Punkte-Plan für die öffentliche regu-
lierung von Ki«. Er umfasst u. a. die schaffung eines 
rahmens durch regierungen für ethische standards, 
notbremsen beim Einsatz von Ki, bspw. in kritischen 
infrastrukturen wie stromnetzen, wasserversorgung 
oder straßenverkehr, die Einbeziehung von wissen-

Die Zusammenarbeit von Mensch und   

Maschine braucht Regeln Autorin: dr. marianne Janik
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schaft und Zivilgesellschaft und die stärkung der 
menschenrechte. doch die schaffung solcher regeln 
benötigt Zeit und kontinuierliche Anpassungen an  
den rasanten technologischen Fortschritt. demokrati-
sche willensbildungsprozesse sind dauerläufe, keine 
sprints. 

umso größer ist die Verantwortung von unternehmen. 
das gilt zuerst für die Entwickler von Ki-lösungen. 
Aber auch für alle unternehmen, die Ki einsetzen, im 
umgang mit beschäftigten, mit Kunden und deren 
daten. starke und transparente standards sichern 
langfristig Freiheiten für die nutzung der technologie. 
Je verantwortungsvoller unternehmen mit Ki umge-
hen, desto weniger gesetzliche Vorgaben braucht es. 

bei microsoft haben wir sechs Prinzipien für »respon-
sible Ai« festgelegt: 

1 der Einsatz von Ki muss transparent sein, damit 
menschen wissen, wann sie mit einer maschine inter-
agieren. 

2 Vor dem Einsatz eines Ki-systems muss geprüft 
werden, ob es für den vorgesehenen Zweck zuverläs-
sig und sicher arbeitet. 

3 datenschutz und Privatsphäre sind zu wahren. 

4 Ki muss fair sein, also bspw. mit diversen daten-
sätzen trainiert werden, um diskriminierung auszu-
schließen. 

5 Außerdem muss sie inklusiv sein und darf bspw. 
nicht menschen mit behinderungen ausschließen. 

6 und am Ende muss immer ein mensch die Verant-
wortung für den Einsatz eines Ki-systems und seine 
Folgen tragen. 

Von grundsätzen zum Handeln

wichtig ist, dass die Führungsebene involviert ist. bei microsoft  
hat unser CEO satya nadella die gründung eines »responsible Ai 
Council« gefördert, das von President brad smith geleitet wird. An 
ihn berichtet Chief responsible Ai Officer natasha Crampton. und 
hinter ihnen steht ein multidisziplinäres, diverses team, das nicht nur 
technisches wissen, sondern auch Expertise aus medizin, recht, 
Psychologie und vielen anderen disziplinen mitbringt. 

damit Ki-Prinzipien kein Papiertiger bleiben, sollten unternehmen 
aber auch governance-modelle und umsetzbare guidelines ent-
wickeln, die zu den Prozessen und workflows des unternehmens 
passen. beschäftigte benötigen klare, handhabbare richtlinien für 
den verantwortungsvollen umgang mit Ki im Arbeitsalltag, sonst 
entstehen Verunsicherung und Fragezeichen. 

microsoft hat sich bewusst entschieden, bei eigenen Ki-diensten auf 
bestimmte Features zu verzichten. bei Face recognition verzichten 
wir z. b. auf Emotionserkennung. Andere Ki-dienste bieten wir nur 
unter beschränktem Zugriff nach zusätzlichen regeln an. das gilt z. b. 
für die synthetisierung von stimmen auf basis von kurzen stimm-
proben, die für deepfakes genutzt werden könnten. das sind nur 
 einige beispiele für eine verantwortungsbewusste selbstregulie-
rung, die wir für nötig halten, solange es keine allgemeine Ki-gesetz-
gebung und -regulierung gibt.

Vertrauen in und Qualifizierung für die 
 Beschäftigten

schließlich braucht es auch investitionen in die eigenen beschäftig-
ten. Qualifizierung im bereich Ki wird zur schlüsselaufgabe, um die 
bevorstehende transformation der Arbeitswelt zu meistern. dabei 
geht es sowohl um fachliche Ki-Expertise als auch um ethische 
Kompetenz. regelmäßige Fortbildungen sind nötig, um das wissen 
zu den Prinzipien und guidelines aktuell zu halten. bei microsoft 
 arbeiten fast 350 beschäftigte am thema responsible Ai. 

die gute nachricht ist: die bereitschaft der beschäftigten, sich mit 
Ki auseinanderzusetzen, ist enorm. das zeigt der work trend index, 
für den microsoft 31.000 beschäftigte weltweit befragt hat. in 
deutschland sagten fast zwei von drei befragten, dass sie gerne 
Aufgaben an Ki abgeben würden, um ihre Arbeitsbelastung zu redu-
zieren. gleichzeitig machen sich zwei von fünf befragten sorgen um 
die sicherheit ihres Jobs. Hier ist viel Fingerspitzengefühl gefragt, 
vor allem aber Vertrauen in die eigenen leute und ein konstruktiver 
Ansatz, der ihnen Hilfestellung und Orientierung auf der reise in die 
Ki-Zukunft gibt.  

Dr. Marianne Janik ist Deutschlandchefin von Microsoft und 
 Aufsichtsrätin bei KPMG Deutschland. Nach Jurastudium und 
 Promotion startete sie ihre Karriere bei Daimler-Benz und EADS.
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die unaufhaltsame Entwicklung von Zukunftstechno-
logien beeinflusst nicht nur unternehmen und ihre ge-
schäftsmodelle, sondern auch die rolle der Aufsichts-
räte selbst. die traditionelle Aufgabe der Aufsicht und 
Kontrolle wird von den disruptiven Kräften der techno-
logien in den Hintergrund gedrängt und öffnet tür und 
tor für eine neue ära des Aufsichtsratswesens.

die Aufgaben und Kompetenzen des Aufsichtsrats 
müssen an den digitalen wandel angepasst werden, 
um sicherzustellen, dass unternehmen in einer digi-
talisierten welt erfolgreich agieren können. Es gibt 
 bestimmte Aufgaben, die speziell im Zusammenhang 
mit der digitalisierung von großer relevanz sind. darun-
ter fallen die Organisation und Überwachung des Vor-
stands und der geschäftsführung, die beteiligung an 
unternehmerischen Entscheidungen sowie die Über-
wachung der unternehmerischen Kontrollsysteme.

anforderungen und digitale Kompe-
tenzen eines aufsichtsrats

um diese Aufgaben unter den sich wandelnden An-
forderungen der digitalen Zukunft gerecht zu werden, 
ist es von bedeutung, dass der Aufsichtsrat eines 
 unternehmens über digitale Kompetenz verfügt. der 
Aufsichtsrat muss sich mit den Auswirkungen des digi-
talen wandels auf geschäftsmodell und geschäfts-
strategie befassen und den Vorstand aktiv bei der Ent-
wicklung einer langfristigen digitalstrategie beraten. 
Zudem sollte er hinterfragen, ob die digitalisierung der 
unternehmerischen Kontrollsysteme vorangetrieben 
wird, um das risikomanagement im Hinblick auf digi-
tale disruptionen und innovationen zu verbessern.

der Aufsichtsrat der Zukunft im digitalen Zeitalter steht 
vor der Herausforderung, über umfassende Kompeten-
zen in verschiedenen bereichen zu verfügen. Es ist von 
entscheidender bedeutung, dass die mitglieder des 
Aufsichtsrats sich mit digitalen technologien und ihren 
vielfältigen Anwendungsmöglichkeiten vertraut ma-
chen. sie müssen verstehen, wie diese techno logien 
das Potenzial haben, bestehende geschäftsmodelle 
grundlegend zu verändern und neue wett bewerbs-
situationen durch disruptive markteintritte zu schaffen. 

Technologietrends im Aufsichtsrat:  
Anpassung an das digitale Zeitalter  
für nachhaltigen Erfolg Autoren: Jan richter und georg Knöpfle

Jan richter, Partner, Consulting,  
KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft

georg Knöpfle, Partner, Consulting, 
KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft

in einer ära des technologischen wandels sind Aufsichtsräte gefordert, ihre traditionelle 
rolle zu überdenken. die integration von Zukunftstechnologien wie künstlicher  intelligenz 
und blockchain erfordert erweiterte Expertise und eine proaktive gestaltung der unterneh-
mensstrategie. Aufsichtsräte durchlaufen einen wandel in ihrer rolle und sollten daher 
die Chancen der digitalen transformation nutzen.

 »Um den Herausforderungen der globalen Entwicklungen 
 gerecht zu werden, ist es entscheidend, sowohl die Business 

Performance kontinuierlich zu steigern als auch die Resilienz-
fähigkeiten zu erhöhen. In diesem Zusammenhang bietet  

die digitale Transformation eine hervorragende Möglichkeit, 
diese Ziele zu erreichen und sich optimal einzustellen.«

 Jan Richter

Schwerpunkt  KI / Digitalisierung
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technologietrends auf dem radar der 
 aufsichtsräte

die rasante Entwicklung und Verbreitung von technologien hat einen 
signifikanten Einfluss auf die Arbeit von Aufsichtsräten. der dAX 
 digital monitor 2022, der die trends der führenden deutschen unter-
nehmen untersucht hat, identifiziert eine Vielzahl von technologie-
trends, die sich signifikant auf die zukünftige Aufsichtsratstätigkeit 
auswirken.

die zunehmende Verfügbarkeit und Analyse großer daten-
mengen ermöglicht es Aufsichtsräten, fundiertere Entscheidungen 
zu treffen und risiken besser einzuschätzen. data Analytics und data 
mining eröffnen möglichkeiten, um trends und muster frühzeitig zu 
erkennen und potenzielle bedrohungen zu identifizieren.

KI und maschinelles Lernen verändern die Art und weise, wie 
 unternehmen operieren. Aufsichtsräte müssen verstehen, wie diese 
technologien eingesetzt werden, um effektiv über die unternehmens-
strategie zu wachen und Chancen zu erkennen. data mining und Ki-
gestützte Automatisierung erlauben die Verschlankung von Prozes-
sen und erhöhen die Effizienz (zu Ki und maschinellem lernen vgl. 
auch Audit Committee Quarterly ii / 2022; siehe außerdem s. 40 f.).

Blockchain und distributed Ledger-technologien bieten neue 
möglichkeiten für transparenz, sicherheit und Effizienz in geschäfts-
prozessen. Aufsichtsräte müssen verstehen, wie blockchain einge-
setzt werden kann, um transaktionen zu verfolgen und Vertrauen in 
lieferketten und Finanztransaktionen aufzubauen (zu blockchain  
und distributed ledger-technologien vgl. auch Audit Committee 
Quarterly ii / 2022).

metaversum und immersive technologien ermöglichen unter-
nehmen, geschäftsprozesse zu optimieren, mitarbeitende zu schulen 
und die Kundenerfahrung zu personalisieren. dies erfordert strategi-
schen Einsatz, um wettbewerbsfähigkeit zu steigern und die digitale 
transformation erfolgreich zu gestalten (siehe hierzu s. 38 f.).

das Internet der dinge, Big data und Cloud-dienste verändern 
die Art und weise, wie unternehmen produzieren und geschäfte 
tätigen. Aufsichtsräte müssen die Auswirkungen dieser technologien 
auf die wettbewerbsfähigkeit und die geschäftsmodelle des unter-
nehmens verstehen.

anpassung, expertise und governance

die Arbeit von Aufsichtsräten wird durch diese technologietrends 
komplexer und erfordert eine kontinuierliche weiterbildung und 
 Anpassung. nur wenn sie die risiken und Chancen der technologien 
verstehen, können sie die richtigen Fragen stellen und die strategische 
Ausrichtung des unternehmens sicherstellen. Eine enge Zusammen-
arbeit mit dem management, Expertenwissen und eine proaktive 
Auseinandersetzung mit den technologischen Entwicklungen sind 
von entscheidender bedeutung, um die governance zu stärken und 
den nachhaltigen Erfolg des unternehmens und der eigenen Auf-
sichtsratstätigkeit im digitalen Zeitalter zu gewährleisten.  

Technologietrends im Aufsichtsrat:  
Anpassung an das digitale Zeitalter  
für nachhaltigen Erfolg Autoren: Jan richter und georg Knöpfle

Zukunftstechnologien

• additive Fertigung / 3D-Druck

• Augmented Reality

• Blockchain

• Advanced Data Analytics / Data Mining

• Data Governance-Lösungen

•  Distributed Ledger-Technologien 
(Blockchain usw.)

•  künstliche Intelligenz (KI) /  
maschinelles Lernen

•  Internet der Dinge (Internet of Things 
bzw. IoT) / Big Data / Industrie 4.0

•  Cloud-Produkte, -Services und  
-Werkzeuge

•  Erhöhung IT- und Cybersicherheit /  
Datenschutz

•  Deep Tech-Kooperationen

•  digitale Zwillinge / Virtual Reality

•  Edge-Computing

•  Kundenlösungen zur Verbindung von 
physischer und virtueller Welt (Stich-
wort Metaversum)

•  Open Source-Codes

•  Plattformen für autonome mobile 
 Robotik

•  Radio Frequency-Identifikations-
systeme

•  Quanten-Computing

•  Industrierobotik

•  Robotic Process Automation 
 (Softwarerobotics)

•  Smart Factory (standortübergreifende 
Fertigung)

•  Sensorik für automatisierte Daten-
übertragung

•  Schaffung offener Blockchain- 
Standards für den Datenaustausch

•  Spracherkennung

•  digitale Energiemanagementlösungen

•  5G-Mobilfunk

Quelle: dAX digital monitor 2022
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wir erleben eine Zeitenwende in Echtzeit. und so, wie 
das iPhone zum symbol der mobilen revolution wur-
de, steht das Eingabefenster von ChatgPt für diese 
neue Zeit. im november 2022 waren das start-up 
OpenAi und seine Forschung bestenfalls Fachleuten 
bekannt. inzwischen hat es das thema auf die titel-
seiten großer Publikumszeitschriften und in talkshows 
geschafft – und gründer sam Altman bis in eine Anhö-
rung im us-senat.

wer ChatgPt einmal ausprobiert hat, erkennt schnell 
das Potenzial dieser Anwendung: einfach in der bedie-
nung, mächtig in den Funktionen. die dialoge mit der 
Anwendung wirken fast natürlich. sie kann mit nuan-
cen in der sprache umgehen, nachfragen verstehen 
und auf wunsch auch ironisch klingen. dagegen wir-
ken bisherige Chatbots mit ihren eingeschränkten 
möglichkeiten wie aus der Zeit gefallen.

Aber auch bei ChatgPt ist nicht alles gold, was glänzt: 
der Chatbot präsentiert falsche Fakten, erfindet Quel-

len oder fantasiert sich lösungen zusammen. genau 
genommen haben die lösungen von nichts eine 
 Ahnung. sie basteln sich aus umfangreichen daten-
banken wort für wort oder Pixel für Pixel Antworten 
zusammen. Hinter den Ergebnissen steckt kein echtes 
weltverständnis oder wissen, sondern daten und sta-
tistik. inzwischen hat sich für falsche oder fragwürdige 
Ergebnisse der begriff »halluzinieren« eingebürgert.

Aber finden die Anbieter lösungen für diese und an-
dere Kinderkrankheiten der Ki, sind den Einsatzszena-
rien kaum grenzen gesetzt. schon bald werden sie 
fester bestandteil von it-Anwendungen in unterneh-
men sein. Eine Präsentation ohne Ki-unterstützung? 
Ein word-dokument ohne automatischen gliederungs-
vorschlag? das wird im geschäftsleben bald so exo-
tisch sein wie ein handgeschriebener brief. 

wie so oft lohnt es sich, die begriffe, die derzeit die 
diskussionen bestimmen, sauber zu trennen. um dann 
die Potenziale und risiken besser zu verstehen.

Prof. Dr. Volker gruhn gründete 1997 die 
adesso SE (ehemals adesso AG) mit und  
ist heute Vorsitzender des Aufsichtsrats.  
Er ist Inhaber des Lehrstuhls für Software 
Engineering an der Universität Duisburg-
Essen. Prof. Dr. Volker Gruhn ist seit 2017 
Mitglied des Digitalisierungsbeirats der 
DAK-Gesundheit und gehört mit Wirkung 
zum 1.3.2019 dem Hochschulrat der Uni-
versität Leipzig an. Zudem ist er Mitglied 
im Kuratorium des Fraunhofer-Instituts für 
Software- und Systemtechnik.
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während der Arbeit an diesem Artikel fand die google-
Entwicklerkonferenz i / O statt. Fast gleichzeitig lud 
 microsoft seine Programmiererinnen und Programmierer 
zur build ein. das beherrschende thema: künstliche 
 intelligenz. OpenAi, die Firma hinter ChatgPt, erweiterte 
die Fähigkeiten des Chatbots durch Plug-ins. so kann  
die Anwendung jetzt auch auf PdF-dateien oder web-
seiten zugreifen. midjourney, das Ki-bildgenerierungs-
programm der stunde, präsentierte Version fünf der 
 software. mit einer Handvoll schlüsselwörter lassen sich 
nun bilder erzeugen, die auf den ersten – und manchmal 
auch auf den zweiten – blick nicht mehr von echten Fotos 
zu unterscheiden sind. 

All dies geschah in weniger als vier wochen. 

ChatGPT & Co. in Unternehmen –  

eine Revolution auf Knopfdruck 
 Autor: prof. dr. Volker gruhn

Schwerpunkt  KI / Digitalisierung
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ein erfolg über nacht – mit jahr zehntelanger 
Vorbereitung 

die grundlagen für Anwendungen wie ChatgPt gehören teilweise 
schon seit vielen Jahren zum Handwerkszeug der informatik. Aber 
erst die massenhafte Verfügbarkeit von daten und die Fortschritte in 
der Hardwareentwicklung haben die durchbrüche der letzten Zeit 
ermöglicht. 

die wichtigsten begriffe im umfeld dieser lösungen sind

generative KI 
Generative KI bezieht sich auf KI-Techniken, die aus Daten und 
Modellen eine Repräsentation von Artefakten lernen. Diese wer-
den verwendet, um völlig neue, originale Artefakte zu erzeugen, 
die eine Ähnlichkeit mit den ursprünglichen  Daten oder Modellen 
aufweisen. Aus Stichwörtern  werden Texte, aus Texten werden 
Bilder, aus Bildern werden Videos. Und Videos werden zu Stich-
wörtern.

foundation model
Ein Foundation Model ist ein großes maschinelles Lernmodell, 
das mithilfe eines Transformer-Algorithmus auf Basis einer sehr 
großen Menge unge labelter Daten trainiert wird. Dieses Training, 
 ergänzt durch eine Vielzahl von Verfeinerungs mechanismen 
 (Adaptern), führt zu einem Modell, das an eine Vielzahl von Anwen-
dungen angepasst werden kann.

transformer-Algorithmus 
Ein Transformer-Algorithmus ist ein neuronaler Netzwerkarchi-
tekturtyp, der für die Verarbeitung von Sequenzen entwickelt 
wurde, insbesondere für Aufgaben wie maschinelles Übersetzen, 
Textgenerierung, Spracherkennung und Textklassifikation. Der 
Hauptvorteil besteht darin, dass der Algorithmus in der Lage  
ist, komplexe Abhängigkeiten zwischen Wörtern oder Elementen 
in einem Text effizient zu erfassen. Er erzeugt eine Art »Aufmerk-
samkeitsfokus« auf relevante Teile des Textes, um bessere Vor-
hersagen oder Übersetzungen zu erzielen.

Large Language model (LLm)  
Ein LLM ist ein Foundation-Modell, das sich speziell auf natürliche 
Sprache konzentriert.

Chatgpt 
ChatGPT ist eine Anwendung, die auf dem LLM »GPT« von 
 OpenAI basiert. GPT ist die Abkürzung für »Generative Pre- 
trained Transformer«.

soweit die theorie. Aber – und auch das macht ChatgPt so span-
nend – all die Komplexität, modelle und statistischen Verfahren 
 verschwinden hinter einem einfachen Eingabefeld. Keine komplexe 
benutzeroberfläche, keine syntax, keine Formeln. llms machen 
den umgang mit Ki massentauglich. 

Für Coder, Call-Center und CIOs

was llms so bedeutsam – und je nach gemütslage 
auch bedrohend – macht, ist das breite Einsatzspek-
trum. texten, übersetzen, zusammenfassen, umschrei-
ben, ideen sammeln, coden, daten analysieren – und 
diese liste ist noch lange nicht abgeschlossen. die 
Vielfalt der Einsatzmöglichkeiten lädt zu spekulatio-
nen ein. 

natürlich gibt es unzählige dunkle szenarien, von qua-
litativ hochwertigem massen-spam über deep Fakes 
bis hin zu datenmissbrauch. im Folgenden stehen 
 jedoch die positiven beispiele im Vordergrund:

• in einer bank: ChatgPt kann dabei helfen, automa-
tisiert Einblicke in die bedürfnisse und wünsche 
von Kundinnen und Kunden zu gewinnen. die An-
wendung sammelt Feedback und meinungen aus 
verschiedenen Quellen wie interviews, Onlinebe-
wertungen oder Anfragen aus dem Kundenservice. 
ChatgPt analysiert die texte, erkennt muster und 
bereitet die Ergebnisse in natürlicher sprache auf. 
diese Analyse hilft einer bank, besser zu verstehen, 
was von ihr erwartet wird und in welchen bereichen 
sie ihren service verbessern muss. diese Erkennt-
nisse helfen auch, neue Produkte und dienstleistun-
gen zu entwickeln, die den Kundenbedürfnissen 
besser entsprechen.

• im marketing: bisher setzen unternehmen in der 
Kommunikation häufig auf sog. A / b-tests. dabei 
wird bspw. die wirksamkeit von unterschiedlichen 
Kampagnenbotschaften zunächst bei einer kleineren 
Zielgruppe getestet. der siegreiche text wird dann 
im gesamtmarkt ausgerollt. ChatgPt bietet die 
möglichkeit, auf basis vorhandener Kundendaten 
beliebig viele botschaften automatisiert zu ent-
wickeln. damit können unternehmen individuelle 
marketingkampagnen auch für große Zielgruppen 
aufsetzen – sozusagen massenkommunikation im 
1:1-stil. ChatgPt erhöht Effizienz und skalierbarkeit 
der marketingkommunikation.

der bereich der softwareentwicklung verdient eine 
detaillierte betrachtung. gerade hier ergeben sich 
kurzfristige möglichkeiten, die langfristige Auswirkun-
gen haben. denn wenn llms texte in natürlicher 
sprache erzeugen können, dann auch texte in Pro-
grammiersprachen wie Java. Eine ausreichend große 
text daten basis in Java – also funktionsfähiger Java-
Quellcode – ist als Open source oder auch in den pro-
prietären repositories der digitalen giganten vorhan-
den. Ein beispiel ist CoPilot, ein llm speziell für 
Code. CoPilot ist in der lage, selbstständig Code zu 
generieren.  
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typische Anwendungsfälle sind bspw. Code Comple-
tion, also die automatische Vervollständigung von Code 
während der Programmierung. moderne Editoren bie-
ten diese Funktionalität zwar bereits, llms heben sie 
jedoch auf ein neues niveau. darüber hinaus können 
sie Code generieren, der technischer natur ist. dazu 
gehören APi-Zugriffe oder das ändern von datenfor-
maten. Auch das Erstellen von dokumentationen oder 
spezifikationen unterstützen llms.

Es zeichnet sich ab, dass die Fähigkeiten eines llm 
bei der Entwicklung an grenzen stoßen. dies betrifft 
szenarien wie

1. die unterstützung komplexer geschäftsprozesse, für 
die domänenwissen unabdingbar ist,

2. das Entwickeln individueller, auf Effizienz getrimmter 
Oberflächen,

3. das Anfertigen komplexer Auswertungen.

natürlich könnten llms theoretisch auch diese Arten 
von Code erzeugen. Effizienzvorteile durch automati-
sierte Entwicklung würden aber durch den Aufwand 
für die Erstellung der entsprechenden Prompts – siehe 
unten – »aufgefressen«.

Ein wahrscheinliches szenario für die softwareent-
wicklung sieht wie folgt aus: der Anteil der »stumpf-
programmierung« – also der individuellen Programmie- 
rung von Code, der auch generiert werden könnte – 
nimmt ab. stattdessen gewinnt das thema solution 
Architecture an bedeutung. die Folge ist, dass domä-
nenwissen in der softwareentwicklung noch wich ti-
ger wird. das Verstehen von unternehmen, Zielen 
und rahmenbedingungen, die Auseinandersetzung 
mit branchenspezifika und Kundenanforderungen  
war schon immer das Fundament guter software. in 
Zukunft wird es noch mehr auf diese Fähigkeiten 
 ankommen. 

Egal wie disruptiv ChatgPt & Co. in einzelnen szena-
rien wirken, eine it-weisheit bleibt unverändert: 
 »garbage in, garbage out«. die Eingabeinformationen 
(Prompts) sind entscheidend für die Qualität der Aus-
gabe. das sog. Prompt Engineering entwickelt sich 
derzeit zu einer gefragten Fähigkeit. Ohne genaue spe-
zifikation der eigenen Anforderungen sind die Ergeb-
nisse bescheiden oder unbrauchbar. der Aufwand  
für das Prompten ist eines der Kriterien, die bei der 
Entscheidung über den Einsatz von llms eine rolle 
spielen.

Vom »Was« zum »Wie«

der blick nach vorne zeigt: langfristig lassen sich durch den Einsatz 
von generativer Ki kaum wettbewerbsvorteile aufbauen. das zeigt 
das beispiel ChatgPt im marketing: wenn ein unternehmen die 
 Anwendung einsetzt, veröffentlicht es mehr und – je nach Qualität 
der vorhandenen redakteurinnen und redakteure – auch bessere 
inhalte als vorher. da aber allen unternehmen die gleichen möglich-
keiten zur Verfügung stehen, steigt das niveau insgesamt. Ein mög-
licher Vorsprung schmilzt dahin. der umgekehrte Effekt tritt ein: wer 
das Ki-Potenzial in seinen Prozessen nicht oder nur halbherzig nutzt, 
gerät ins Hintertreffen. 

die Auswirkungen von ChatgPt und vergleichbaren Anwendungen 
sind je nach Einsatzgebiet unterschiedlich. Aber es gibt einen Effekt, 
der sich in fast allen szenarien zeigt: das »wie« einer Aufgabe ver-
liert an bedeutung. wie baue ich dieses stück software? wie schrei-
be ich den Anfang eines beitrags? wie gestalte ich diese Präsenta-
tion? bei diesen tätigkeiten werden in Zukunft die Ki-gestützten 
Assistenten unterstützen – oder sie übernehmen die Aufgaben 
gleich direkt. im Fokus wird immer mehr das »was« stehen. was 
soll die software für einen nutzen stiften? was will ich mit dem bei-
trag vermitteln? was ist die Kernbotschaft meiner Präsentation? der 
Chatbot unterstützt, aber er nimmt dem menschen die intellektuelle 
Auseinandersetzung mit einem thema nicht ab. 

Eigentlich ein beruhigender gedanke. 

Fazit

Kaum ein bereich bleibt von der aktuellen Entwicklung unberührt. 
und die meisten Verantwortlichen spüren, dass mit generativer Ki 
ein fundamentaler wandel auf die unternehmen zukommt. in einer 
adesso-umfrage von märz 2023 stimmten 63 Prozent der befragten 
Führungskräfte der Aussage zu, dass Anwendungen wie ChatgPt 
ihren persönlichen Arbeitsbereich verändern. in der gleichen umfra-
ge gaben über 50 Prozent an, dass sie ChatgPt ab sofort in einigen 
unternehmensprozessen einsetzen wollen. Es geht los – und es geht 
schnell los.

welche Auswirkungen die technologien langfristig auf die wirt-
schaft haben werden, bleibt abzuwarten. Aber: unternehmen, die 
sich frühzeitig mit ChatgPt und Ki-technologien auseinandersetzen 
und entsprechende strategien entwickeln, werden langfristig erfolg-
reicher sein als solche, die den wandel ignorieren. Es gilt, die tech-
nologie zu verstehen, die menschen mitzunehmen und den wandel 
jetzt einzuleiten.

das ist die größte gefahr, vor der unternehmen stehen: die bedeu-
tung der momentanen Entwicklung und ihre geschwindigkeit zu 
 unterschätzen. 
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Ende märz 2023 hat die italienische datenschutzbehörde ChatgPt 
geprüft und das Angebot einstweilen verboten. Keine rechtsgrund-
lage für die intensive Verarbeitung personenbezogener daten zum 
training des Algorithmus, unzureichende information der nutzerin-
nen und nutzer über die Verarbeitung ihrer daten, unrichtige daten 
und keine regelung des altersgerechten Zugangs – im Klartext: die 
gefährdung minderjähriger – sind die Kritikpunkte. OpenAi, der Anbie-
ter von ChatgPt hat auf die Kritik reagiert und informationen bereit-
gestellt. nun müssen gegenmaßnahmen präsentiert werden, sonst 
droht ein bußgeld in millionenhöhe. OpenAi muss also weiter liefern. 
dass nun alle sich aus dem datenschutzrecht ergebenden Anforde-
rungen der italienischen behörde erfüllt und umgesetzt sind, kann 
man tatsächlich nicht behaupten. immerhin gibt es ein Formular, mit 
dessen Hilfe man sich beschweren kann.

ChatgPt und Datenschutz – Prüfungen in 
Deutschland und der eu

in deutschland obliegt es jeder landesdatenschutzaufsichtsbehörde, 
die rechtmäßigkeit der Verarbeitung personenbezogener daten durch 
ChatgPt zu prüfen. wenn ein unternehmen wie OpenAi keine nie-
derlassung in der Eu unterhält, dann sind alle europäischen daten-
schutzaufsichtsbehörden in ihrem Zuständigkeitsbereich berufen, 
über die Einhaltung der datenschutz-grundverordnung (dsgVO) 
durch das unternehmen zu wachen. 

das Verbot der neuen technik – wie es in italien zeitweise erfolgte – 
ist nicht der erste schritt, sondern ultima ratio – nach sorgfältiger 
Prüfung und bewertung der sachlage oder bei besonderen gefahren-
lagen. betroffene unternehmen können sich gegen untersagungs-
verfügungen zur wehr setzen und eine gerichtliche Überprüfung 
herbeiführen. die Fragen aus italien stellen sich überall in der Eu. in 
deutschland gibt es aktuell ein koordiniertes Vorgehen durch die 
 datenschutzkonferenz (dsK), also des informellen Zusammen-
schlusses der wichtigsten deutschen Aufsichtsbehörden. Es wurde 
ein Verfahren eingeleitet, dessen Ergebnisse im Juni 2023 öffentlich 
gemacht wurden. Auf grundlage der Antwort von OpenAi soll zu-
nächst eine Abstimmung hinsichtlich der bewertung unter den Auf-
sichtsbehörden in deutschland und Europa mit blick auf die dsgVO 
stattfinden. Auf dieser basis können neben einer untersagung des 
dienstes oder der Anordnung eines bußgeldes Abhilfemaßnahmen 
angeordnet werden. die Aufsichtsbehörden in Europa tauschen sich 
in einer neu eingerichteten taskforce des Europäischen datenschutz-
ausschusses aus, sodass Erkenntnisse aus den laufenden und ange-
kündigten Prüfungen zu ChatgPt grundlage einer einheitlichen linie 
für die datenschutzaufsicht in Europa sein können.

Für unternehmen geht es auch  
um den schutz von Betriebs- und 
 geschäftsgeheimnissen
die datenschutzbehörden wollen die neue technik 
nicht verhindern. deren Fragen liegen schlicht auf der 
Hand und müssen zur umsetzung der Ziele der 
 dsgVO zum schutz der Privatheit in Einklang mit den 
Anforderungen der wirtschaft beantwortet werden. 
OpenAi kann auch Forderungen umsetzen und das ist 
auch schon geschehen. nutzer können nun den Chat-
Verlauf deaktivieren. so kann man bestimmen, welche 
unterhaltungen zum trainieren der modelle verwendet 
werden. insgesamt ist es wichtig zu wissen, welche 
daten der bot über Eingaben speichert. Es können  
im unternehmerischen Einsatz etwa auch betriebs-
geheimnisse verraten werden, die von OpenAi ge-
speichert werden können, um Verstöße gegen die 
 nutzungsbedingungen überprüfen zu können. »der 
spiegel« berichtet darüber unter berufung auf das 
»wall street Journal« und schreibt, dass Apple aus 
sorge davor seinen mitarbeitern den Einsatz von 
ChatgPt teilweise verbietet. Hier kommt der daten-
schutz an seine grenze. soweit Fragen zu rechts-
grundlagen, transparenz und informationspflichten in 
bezug auf die nutzer tangiert sind, prüfen datenschutz-
behörden das. Für betriebs- und geschäftsgeheim-
nisse sind sie aber nicht zuständig. wenn Apple und 
samsung den bot tatsächlich verbieten, während 
 behörden, einige unternehmen und womöglich sogar 
gerichte diese »general purpose Ai« als Hilfsmittel 
nutzen, dann sollte dies für unternehmen Anlass sein, 
selbst Verantwortung zu übernehmen.

Fazit 

die datenschutzaufsichtsbehörden wenden ihr instru-
mentarium im aktuellen Verfahren gegen OpenAi bei 
der Prüfung von ChatgPt an. mit dem datenschutz 
ist es aber nicht getan. Es müssen Einzelheiten wie 
die Zuständigkeit für die Altersverifikation mit medien-
aufsichtsbehörden abgestimmt werden. Es geht um 
Fragen des urheberrechts, des Jugendschutzes, der 
gefahr für die demokratie durch Fake news, um tech-
nische Kontrollmöglichkeiten gegenüber der Ki, die 
etwaige Überregulierung und die wettbewerbsfähig-
keit der Eu im internationalen Kontext. 

rolf schwartmann ist Professor an der Technischen Hochschule Köln und Leiter der Kölner Forschungsstelle für 
 Medienrecht sowie Vorsitzender der Gesellschaft für Datenschutz und Datensicherheit e.V. (GDD) und Mitherausgeber 
von Recht der Datenverarbeitung (RDV). Er ist Autor und Mitherausgeber Schwartmann /Jaspers /Eckardt (Hrsg.): 
TTSDG, HK, 2022, Schwartmann /Jaspers /Thüsing /Kugelmann (Hrsg.): DS-GVO /BDSG, HK, 2. Aufl. 2020,  
Schwartmann /Pabst (Hrsg.): Landesdatenschutzgesetz Nordrhein-Westfalen, 2020 und Schwartmann /Benedikt/ 
Reif (Hrsg.): Datenschutz im Internet, Verlag C.H.Beck, erscheint 2023. 
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in nur zwei monaten hat ChatgPt die schwelle von 
100 mio. aktiven nutzern überschritten. tatsächlich 
sind die mit ChatgPt erzielbaren Ergebnisse in vielen 
Fällen erstaunlich. Version vier des Programms hat 
 gerade ein juristisches staatsexamen für die us-ameri-
kanische Anwaltszulassung bestanden. ChatgPt kann 
mühelos Vertragstexte, Korrespondenz oder Zeug-
nisse erstellen. das Programm produziert in wenigen 
sekunden Zusammenfassungen von berichten, ver-
fasst Vorträge, Artikel und Empfehlungen – in unter-
schiedlichen sprachen und stilistiken. 

dieser durchbruch in der Ki-basierten dialogkommu-
nikation lädt ein, über weitreichende Anwendungs-
möglichkeiten nachzudenken. Auch für Aufsichtsräte 
wurden bereits exemplarische Einsatzfelder skizziert:1 
ChatgPt könne das gremium etwa bei der nominie-
rung künftiger mitglieder unterstützen, die Vor- und 
nachbereitung von sitzungen erleichtern und das risi-
komanagement verbessern. gerade der letzte Punkt 
ist relevant. schließlich übernimmt der Aufsichtsrat im 
unternehmen primär eine überwachende Funktion  
(§ 111 Aktg). und die ist angesichts der wachsenden 
Fülle von (oft widersprüchlichen) informationen immer 
schwieriger auszufüllen. Zugleich müssen Aufsichts-
ratsmitglieder ihr mandat sorgfältig und eigenverant-
wortlich ausüben (§ 116 Aktg). insofern sollten sie sich 
auch mit risiken auseinandersetzen, die aus der nut-
zung von ChatgPt selbst hervorgehen. Hier sind aus 

1 lackmann, J.; stich, m. (2023): die bedeutung der Künstlichen intelligenz 
für den Aufsichtsrat, in: der Aufsichtsrat, Ausgabe 5 / 23, s. 66 – 68

ethischer sicht vor allem drei Punkte hervorzuheben, 
die in der aktuellen Euphorie etwas aus dem blick-
punkt geraten: 

erstens generiert ChatgPt in nicht unerheblichem 
umfang Falschaussagen. »Es ist möglich, dass ich 
 hypothetische szenarien oder Vermutungen als Fak-
ten präsentiere, ohne ausreichende grundlage oder 
beweise dafür zu haben«, offenbart der Chatbot in der 
selbstauskunft zum bekannten Problem der »Halluzi-
na tionen«.2 dokumentiert sind zahlreiche Fälle von 
 erfundenen studien, gesetzen, Personen, beziehun-
gen oder historischen begebenheiten. der grund: 
Faktisch handelt es sich bei ChatgPt »nur« um ein 
sprachmodell. der dienst greift zwar auf milliarden 
von datenpunkten zurück. Er verfügt aber trotzdem 
nicht über zusammenhängendes wissen. Zugespitzt: 
ChatgPt versteht nichts. das Programm kann also 
keine Argumente gegeneinander abwägen. Aus den 
wortfolgen von eingegebenen Fragen berechnet es 
statistisch wahrscheinliche wortfolgen für zutref-
fende Antworten. diese berechnungen sind zwar mit 
menschlichem Feedback trainiert (»pretrained«). die 
erzeugten texte werden aber nicht noch einmal auf 
ihre richtigkeit und Kontextangemessenheit geprüft. 
im Ergebnis präsentiert das Programm mitunter recht 
überzeugend »wahrscheinliche« – aber eben nicht 
zwingend »wahre« – informationen. 

2 Aus der Antwort von ChatgPt am 23.5.2023 auf die Frage: »man spricht 
bei ChatgPt von Halluzination, wenn das Programm Zusammenhänge 
oder Fakten behauptet, ohne dass diese zutreffen. welche solcher Hallu-
zinationen gibt es?«
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ChatgPt ist der mit Abstand am schnellsten wachsende internetdienst der 

geschichte. das überrascht kaum. denn das Programm ist vielseitig einsetz-

bar – vom einfachen Anschreiben bis zur komplexen Analyse. damit wird 

ChatgPt auch für Aufsichtsgremien interessant. Allerdings sind die Vorzüge 

des Programms aktuell mit erheblichen risiken verbunden.

Autoren: dr. martin von Broock und prof. dr. Andreas suchanek
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zweitens braucht ChatgPt mehr daten und konkreteres Feedback, 
um sich fortzuentwickeln. wer geschäftsberichte verbessern, 
bewer ber*innen effizienter auswählen oder das Vertragsmanage-
ment effizienter gestalten will, muss daten teilen. mit jeder daten-
preisgabe machen sich menschen und Organisationen allerdings 
verletzbar – umso mehr, je weniger sie nachvollziehen können, wie 
ihre daten von wem weiterverarbeitet werden. »ich würde meinen 
Prompt-Verlauf jedenfalls nicht mit anderen teilen. Es fühlt sich sehr 
persönlich an«, empfiehlt der CEO vom unternehmen OpenAi, das 
ChatgPt betreibt.3 und das Programm verweist in der selbstaus-
kunft darauf, »dass OpenAi trainingsdaten sammelt und verwendet, 
um die leistung des modells und des dienstes zu verbessern«. 
 insofern kann nicht sicher ausgeschlossen werden, dass andere  
die von einem Akteur geteilten informationen für künftige Anfragen 
über jenen Akteur nutzen. 

drittens verlangt der Einsatz von ChatgPt kritisches denken. »Es 
ist wichtig, dass menschen die informationen, die sie von Chatbots 
erhalten, kritisch hinterfragen und sorgfältig überlegen, bevor sie 
Entscheidungen treffen« – so wieder die selbstauskunft des Pro-
gramms.4 weil ChatgPt Fakten höchst überzeugend mit Fiktion 
kombiniert, erscheint diese Voraussetzung so wichtig. laut einer 
 aktuellen studie zeigen allerdings viele Führungskräfte eher ent-
gegengesetzte Präferenzen: sie würden schwierige Fragen am 
liebsten an die Ki delegieren.5 damit würde aber die Ausbildung und 
stärkung jener Entscheidungskompetenzen, die ChatgPt selbst für 
einen vernünftigen gebrauch einfordert, langfristig eher unterminiert. 
in der Folge müssten wir uns umso mehr auf die Ergebnisse der Ki – 
trotz der benannten risiken – verlassen. 

3 Zeit online (2023): »irgendwann werden wir ein modell erschaffen, das gefährlich ist«,  
https://www.zeit.de/digital/2023-05/sam-altmann-openai-ceo-chat-gpt-ki (abgerufen am 
29.5.2023)

4 Von broock, m.; suchanek, A. (2023): (wie) ist ChatgPt ethisch zu gebrauchen? wZgE-
standpunkt 1/ 23, https://www.wcge.org/de/veroeffentlichungen/wzge-standpunkt/
aktuelles/708-wie-ist-chatgpt-ethisch-zu-gebrauchen

5 Von broock, m.; suchanek, A. (2023): sind gute Entscheidungen vorprogrammiert? wZgE-
standpunkt 2/23, https://www.wcge.org/de/veroeffentlichungen/wzge-standpunkt/
aktuelles/719-sind-gute-entscheidungen-vorprogrammiert

Vor ChatgPts Einsatz für das risikomanagement 
 sollte also risikomanagement für ChatgPt stehen. 
wie können Aufsichtsräte dieser Herausforderung 
 innovationsoffen und verantwortlich begegnen? Fol-
gende schritte erscheinen sinnvoll: 

(1) Bewusstsein und Transparenz schaffen: wo wird 
das tool im eigenen unternehmen bereits einge-
setzt? inwieweit sind sich die Anwender*innen der 
Funktionsweise und restriktionen des Programms 
bewusst? der unternehmensinterne Austausch zu 
ersten Erfahrungen dürfte interessante Einsichten 
zutage fördern. 

(2) Konkrete Risikoabschätzungen einfordern: welche 
spezifischen Herausforderungen ergeben sich für 
das unternehmen aus den genannten risiken Hal-
luzination, datenschutz und Kompetenz(verlust)? 
weil die rechtsentwicklung hier noch hinter-
herhinkt, sollten gerade Aufsichtsräte mögliche 
 schädigungs- und Haftungspotenziale in den blick 
nehmen.

(3) Verantwortung klären und organisieren: ChatgPt 
gibt Antworten, übernimmt dafür aber keine Ver-
antwortung. das Programm kann zu schädigungen 
führen, ist dafür aber nicht haftbar zu machen. 
 Prima facie geht die Verantwortung damit auf jene 
Akteure über, die sich bewusst für die Anwendung 
des Programms – oder alternativer Produkte – ent-
scheiden. Aufgabe des Aufsichtsrats ist es, diese 
Entscheidungen mit kritischen Fragen zu begleiten, 
eine Abwägung von kurzfristigem nutzen und künf-
tigen risiken zu motivieren und vor allem: damit 
einhergehende Verantwortlichkeiten zu klären. 

Es erscheint also vernünftig, mit ChatgPt vorerst »auf 
sicht« zu fahren. das heißt: mit dem Programm mög-
lichst in abgrenzbaren Anwendungsumgebungen über-
schaubare risiken einzugehen, Abhängigkeiten vorerst 
zu begrenzen und hinreichende Kontrolle zu behalten. 
denn gerade die Arbeit von Aufsichtsräten sollte nicht 
auf Halluzinationen aufbauen. 
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Metaverse: Warum sich mit etwas beschäftigen,  
das es noch gar nicht gibt? Autorin: dorothee ebert
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das Konzept des metaversums, die weiterentwicklung des internets zu einer immer-

siven virtuellen realität, mag für viele Vorstände und Aufsichtsräte noch abstrakt 

 erscheinen. warum sollte man Zeit und ressourcen investieren, um sich mit etwas 

auseinanderzusetzen, das es noch gar nicht gibt und laut Experten vielleicht erst in 

fünf bis zehn Jahren so richtig relevant wird? die Antwort ist einfach: das metaverse 

hat das Potenzial, die geschäftsmodelle vieler unternehmen und ganze branchen-

logiken zu transformieren. dies passiert nicht über nacht, sondern in vielen kleinen 

schritten – ähnlich wie wir es beim internet und dem E-Commerce gesehen haben. 

  V E r t i E F u n g s H i n w E i s

Wenn Sie mehr zur Studie  
erfahren wollen, können Sie 
diese hier herunterladen:  
Die Metaverse-Zielgruppe – 
KPMG AG Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft
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und wer darauf baut, dass dieser Hype doch noch vorüberziehen 
wird, der sollte sich einmal das Verhalten von Kindern und Jugend-
lichen etwas genauer anschauen. sie machen bereits heute keine 
klare trennung mehr zwischen physischer und virtueller welt und 
geben in virtuellen welten, wie z. b. Videospielen, bereits beträchtli-
che geldsummen aus. in beliebten Online-games können sie virtu-
elle währungen kaufen, um bspw. spezielle gegenstände oder Fähig-
keiten zu erwerben. dies zeigt, dass die junge generation bereit ist, 
in virtuellen umgebungen einen wert zu sehen und für diesen zu 
bezahlen. materieller und immaterieller besitz verschwimmen. 

die jüngere generation wächst in einer digitalen umgebung auf, in 
der das internet eine zentrale rolle spielt. Für sie ist es selbstver-
ständlich, in virtuellen welten zu kommunizieren, zu interagieren und 
sogar zu handeln. diese generation wird in naher Zukunft als Konsu-
menten und Arbeitnehmer wesentliche Entscheidungen in unserer 
wirtschafts- und Arbeitswelt treffen. 

Zusätzlich zur wirtschaftlichen bedeutung in der jüngeren Zielgruppe 
bietet das metaverse menschen auch die möglichkeit einer sog. rea-
litätsflucht. Eine studie von KPmg zeigt, dass eine beträchtliche 
 Anzahl von Konsument:innen sich im metaverse eine neue identität 
schafft (68 Prozent der befragten) und in eine bessere welt eintau-
chen möchte (44 Prozent). der allseits beliebte serien-marathon auf 
der Couch wird durch virtuelle treffen von Avataren im metaverse 
ersetzt. in virtuellen welten können menschen ihre Fantasie ausle-
ben, in rollen schlüpfen, die sie im echten leben nicht einnehmen 
können, und eine Flucht vor den Herausforderungen und belastun-
gen des Alltags finden. diese zutiefst menschlichen bedürfnisse 
könnten zu einem großen treiber für das metaverse in der breiten 
masse werden. 

gerade für unternehmen, die einen großteil ihres umsatzes heute 
über einen E-Commerce-Kanal erwirtschaften, ist diese Entwicklung 
besonders interessant. denn menschen geben ihr geld immer dort 
aus, wo sie Zeit verbringen. und wer seine Aufmerksamkeit vom 

 internet nach und nach ins metaverse verlagert, wird 
dies früher oder später auch mit seinem Konsum tun. 
die KPmg-studie zeigt bereits heute eine sehr hohe 
bereitschaft, geld im metaverse auszugeben. 

indem sich unternehmen und Organisationen frühzei-
tig mit dem metaverse auseinandersetzen, können 
sie die bedürfnisse ihrer zukünftigen Zielgruppe bes-
ser verstehen und darauf reagieren. sie können virtu-
elle Produkte und dienstleistungen entwickeln, die in 
dieser neuen realität relevant und attraktiv sind. indem 
sie die möglichkeit bieten, dass Kunden in virtuellen 
welten interagieren, ihre Produkte testen oder virtu elle 
Erlebnisse genießen können, können sie eine starke 
Kundenbindung aufbauen.

das metaverse bietet jedoch nicht nur Chancen für 
unternehmen, sondern auch Herausforderungen. da-
tenschutz, sicherheit und ethische Fragen müssen 
ernst genommen werden. Es ist wichtig, die Privat-
sphäre der nutzer zu schützen und klare regeln für den 
umgang mit persönlichen daten in virtuellen umge-
bungen zu definieren. die Flucht in das metaverse birgt 
die gefahr einer übermäßigen Abhängigkeit und Ver-
nachlässigung der realen welt. Ferner muss überlegt 
werden, wie das metaverse reguliert werden sollte, 
um einen fairen wettbewerb und den schutz der Ver-
braucher zu gewährleisten.

die beschäftigung mit dem metaverse sollte nicht als 
Option betrachtet werden, sondern als eine strategi-
sche notwendigkeit für unternehmen und Organisa-
tionen, die in der digitalen ära erfolgreich sein wollen. 
Es geht darum, frühzeitig die weichen zu stellen, um 
von den Chancen zu profitieren und sich gleichzeitig 
den Herausforderungen zu stellen.  

  V E r t i E F u n g s H i n w E i s

Wenn Sie mehr zur Studie  
erfahren wollen, können Sie 
diese hier herunterladen:  
Die Metaverse-Zielgruppe – 
KPMG AG Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft
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die Entwicklung Ki-basierter Anwendungen schreitet 
mit rasanter geschwindigkeit voran. in der tat sind die 
Fähigkeiten von Programmen wie dem bildgenerator 
Dall-E oder dem textgenerator ChatGPT beeindru-
ckend. Vieles davon steckt jedoch noch in den Kinder-
schuhen. die relevanz und das Potenzial, das in gene-
rativen Kis steckt, sind aber unübersehbar. 

Auch wenn der aktuelle Hype bislang ungebrochen ist, 
gilt es schon jetzt zu bedenken, dass in dieser Entwick-
lung nicht nur Chancen stecken. der Vereinfachung 
und Automatisierung von routineentscheidungen ste-
hen stets auch risiken gegenüber. wie geht man mit 
diesen in der Praxis um? insbesondere auf Aufsichts-
ratsebene gilt es zu fragen, für welche Einsatzzwecke 
innerhalb von unternehmen Ki-lösungen überhaupt 
geeignet sind und welche rahmenbedingungen dafür 
gelten müssen. Ki-governance muss hier zu einem 
zentralen Anliegen auf der Agenda der Entscheider 
werden.

KI-governance – risiken, regulie-
rung und evaluation von KI-systemen 

um den verantwortungsvollen und effizienten Einsatz 
von Ki-basierten lösungen in unternehmen sicherzu-
stellen, muss der Vorstand für eine umfassende Ki-
governance als ein übergreifendes Framework zur 
steuerung von risiken moderner Ki-systeme sorgen; 
der Aufsichtsrat sollte sich kritisch hiermit auseinan-
dersetzen.

zur funktionsweise von KI-basierten systemen
Zwischenfälle, die mit dem Einsatz von Ki-systemen 
zusammenhängen, offenbaren die damit verbundenen 
risiken deutlich. Ein unternehmen, das bspw. bereits 
auf ein Ki-recruiting-system umgestellt hatte, welches 
CVs scannte und die vielversprechendsten Profile 
identifizierte, wurde nach einer kurzen testphase wie-
der abgeschaltet. schnell wurde klar, dass die Ki einen 
diskriminierenden bias gegenüber Frauen aufwies. 

der grund für Fehlfunktionen wie diese findet sich in 
der Funktionsweise der zugrunde liegenden Algorith-
men. diese müssen für ihren spezifischen Einsatz trai-
niert werden. dazu greift man auf historische daten 
zurück, in denen der bias bereits angelegt sein kann – 
die aber auch fehlerhaft oder urheberrechtlich ge-
schützt sein könnten.

KI-Risiken im Blick: Warum eine umfassende  

KI-Governance für Unternehmen unverzichtbar ist 
 Autoren: dr. Justus marquardt, oleg Brodski und françois Heynike, LL.m.
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Identifikation und Klassifikation von KI-risiken
dieser blick in die Praxis verdeutlicht, warum sich Ki-
governance grundlegend von einer herkömmlichen 
it-governance unterscheidet. geht es bspw. um das 
monitoring herkömmlicher it-systeme, stellt sich ledig-
lich die binäre Frage »läuft der server oder nicht?«. 
bei Ki-systemen muss neben der Frage »läuft das 
Ki-system?« vor allem geklärt werden: »was tut es 
inhaltlich?« darum müssen weitere spezifische Ki- 
risiken entsprechend identifiziert und klassifiziert 
werden. dazu zählen:

Ausfallrisiko: Gibt es einen umfassenden KI Disas-
ter Recovery Plan? Läuft das Monitoring über den 
gesamten Machine Learning bzw. Data Science 
Lifecycle?

Informationsrisiko: Stimmen die Ausgaben von 
KI-Systemen? Muss das Modell an die Realität 
 angepasst werden? Gibt es einen Bias? Verhält sich 
das Modell in der realen Welt ebenso wie beim 
Training im »Labor«? 

finanzielles risiko: Sind die zum Teil hohen Kosten 
für die Entwicklung und den Einsatz von KI-Syste-
men gerechtfertigt?

Haftungsrisiko: Wer haftet für Entscheidungen,  
an denen KI-Systeme direkt oder indirekt beteiligt 
waren? 

reputationsrisiko: Folgen alle Einsatzzwecke  
von KI-Systemen ethischen Standards? Werden 
bestimmte Gruppen diskriminiert? 

datenrisiko: Werden Daten (von Input bis Output) 
konform verarbeitet? Woher kommen die Daten 
(Besitz vs. Eigentum)? 

Angesichts des weiten spektrums an risiken braucht 
es eine übergreifende, umfassende und einheitliche 
betrachtungsweise als »Ki-system«, bei der alle betei-
ligten Aspekte einbezogen werden: angefangen beim 
use Case über die daten und modelle bis hin zu den 
verwendeten systemen und schnittstellen.

entwicklungen auf regulatorischer seite
Auf regulatorischer Ebene wurden die mit Ki-systemen 
verbundenen risiken ebenfalls erkannt. 

Hohe relevanz aus unternehmens- und Aufsichts-
ratssicht hat unseres Erachtens derzeit der »Eu Ai 
Act«. dabei handelt es sich um einen Eu-übergreifen-
den Ansatz zur regulierung von Ki-Anwendungen. 

Zunächst müssen unternehmen demnach ihre Ki-systeme hinsicht-
lich der Höhe des risikos in die Kategorien »unannehmbar«, »hoch«, 
»gering« sowie »minimal / kein risiko« einordnen. Je höher das risiko, 
desto höher sind die damit verbundenen Anforderungen und Pflich-
ten, deren nichteinhalten geldbußen von bis zu 30 mio. Eur oder 
von bis zu 6 Prozent des gesamten weltweiten Jahresumsatzes des 
vorangegangenen geschäftsjahres (je nachdem, welcher betrag 
 höher ist) nach sich ziehen kann. der »Eu Ai Act« tritt voraussichtlich 
2024 in Kraft und ist von seinem umfang wie auch strafmaß mit der 
dsgVO zu vergleichen. daneben sollen durch eine neue Ki-Haf-
tungsrichtlinie und eine Aktualisierung der Produkthaftungsrichtlinie 
aktuelle Haftungslücken beim Einsatz von Ki-systemen geschlossen 
werden. durch Kausalitätsvermutungen und beweiserleichterungen 
zugunsten von geschädigten wird sich das Haftungsrisiko beim Ver-
trieb und Einsatz von Ki-systemen voraussichtlich erhöhen. umso 
wichtiger wird die Compliance mit dem Eu Ai Act sein, um Haftungs-
risiken zu minimieren. 

evaluierung eines KI-systems und pflichten nach eU AI Act
die Pflichten des Eu Ai Act betreffen Anbieter und Händler von  
Ki-systemen, Produkthersteller, die Ki-systeme in ihre Produkte  
ein binden sowie nutzer von Ki-systemen – und damit in Zukunft 
ausnahmslos jedes unternehmen. im gesetzestext werden hohe 
Anforderungen an die gestaltung und die nutzung von Hochrisiko-
Ki-systemen formuliert. Auf nationaler Ebene bestehen hierzu 
 bereits erste Entwürfe für Prüfungsstandards von Ki-systemen (vgl. 
idw EPs 861).

Fazit: KI-governance – das müssen sie beachten

Je mehr die Ki in den Fokus der Anwendung rückt, desto mehr muss 
sie in die Corporate governance eingebunden werden. Für Aufsichts-
ratsgremien bedeutet das, dass sie sämtliche im Einsatz befindli-
chen Ki-basierten lösungen umfassend als »Ki-system« betrachten 
und deren use Cases kennen müssen. Ki-basierte lösungen sind 
nach dem Annex i des Eu Ai Act alle systemischen lösungen, die 
machine learning-Ansätze, logische und wissensbasierte Ansätze 
oder statistische Ansätze einsetzen. Zu den risiken gehört auch die 
regulatorik, insbesondere im Hinblick auf deadlines und strafen. 
um allen Anforderungen nachzukommen, ist der Aufbau einer Ki-
governance unerlässlich. 

unsere Empfehlung lautet daher, risiken, Compliance und Perfor-
mance gemeinsam zu betrachten und übergreifend zu evaluieren. 
Ein Ki-rahmenwerk sollte hierfür frühzeitig und umfassend die grund-
lagen festlegen: von Ki-strategie und -governance bis zu implemen-
tierung und Changemanagement. Für die Erstellung des rahmen-
werks ist es unerlässlich, die verschiedenen stakeholder an einen 
tisch zu holen: Vertreter aus dem management, der Compliance- 
und datenschutzabteilung, aus dem data science-team und den 
Fachabteilungen. 

nur so kann sichergestellt werden, dass nicht nur alle Aspekte  
des Ki-systems in die betrachtung einbezogen sowie sicher und 
 effizient eingesetzt werden, sondern das gesamte Potenzial, das in 
der bahnbrechenden technologie steckt, auch tatsächlich ausge-
schöpft wird.  
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was würden sie tun, wenn zukünftig die 
Entscheidung, mit welchem lieferanten 
ihr unternehmen zusammenarbeitet, 
von einem halluzinierenden mitarbeiter 
getroffen werden würde? die Fähigkei-
ten der Ki-bot-Anwendung ChatgPt 
und die Auswirkungen durch die nut-
zung von künstlicher intelligenz (Ki) im 
unternehmerischen Kontext sind der-
zeit in aller munde. Es ist unbestritten, 
dass ChatgPt in sekundenschnelle 
routinemäßige Arbeiten wie das schrei-
ben von Aufsätzen, Ausfüllen von Excel-
dateien oder das Ausführen von recher- 
chetätigkeiten mit beachtlichen Ergeb-
nissen durchführen kann. 

gleichzeitig werden immer mehr kritische stimmen 
laut, dass Ki-Anwendungen Fakten aufgrund von un-
zureichenden trainingsdaten erfinden oder, wie im 
Fachjargon genannt, »halluzinieren« und damit falsche 
informationen verbreiten könnten. um die gewünsch-
ten Antworten bzw. Ergebnisse zu erhalten, ist es von 
entscheidender bedeutung, wie Anwender(-innen) 
mit der Ki-Anwendung kommunizieren. Hierzu wer-
den sog. Prompts bzw. Eingabeaufforderungen (z. b. 
text eingabe) verwendet, mit deren Hilfe man die 
 Ki- Anwendung steuern kann. Je präziser der Prompt 
 formuliert wird, desto höher wird die Qualität des 
 Ergebnisses sein, das die Ki-Anwendung liefert. 

Es stellt sich nun die Frage, welche Vorteile, aber auch 
Herausforderungen und risiken der Einsatz von künst-
licher intelligenz in unternehmen mit sich bringt. 
grundsätzlich lässt sich sagen, dass je spezifischer 
eine Ki-Anwendung auf einen bestimmten Anwen-
dungsfall trainiert und für einen bestimmten Zweck 
erstellt wird, desto besser wird auch die Qualität der 
Ergebnisse sein. besonders in unternehmensberei-
chen, in denen große datenmengen analysiert wer-
den müssen, finden Ki-Anwendungen schon heute 
ihren Einsatz und unterstützen unternehmen dabei, 
entsprechende maßnahmen aus den Analysen abzu-
leiten und Prozesse ganzheitlich zu digitalisieren. im 
gegensatz zu anderen Abteilungen werden in den 
Compliance- und risikomanagement-bereichen bis-
her eher selten Ki-Anwendungen eingesetzt, obwohl 
es auch hier zahlreiche Einsatzmöglichkeiten gibt. Vor 
allem das bedürfnis nach transparenz im sinne einer 
verantwortungsvollen unternehmensführung hat in 

den letzten Jahren dazu geführt, dass unternehmen 
sich wachsenden Anforderungen gegenübersehen, 
indem sie riesige mengen an daten analysieren und 
der öffentlichkeit zur Verfügung stellen müssen.

insbesondere die dynamischen Veränderungen des 
regulatorischen umfelds stellen aktuell viele unterneh-
men vor immense Herausforderungen, ein effizientes 
und ressourcenschonendes risiko- und Compliance-
management zu erarbeiten. Zum beispiel mit dem 
 inkrafttreten des deutschen Lieferkettensorgfalts-
pflichtengesetzes (lksg) zum 1.1.2023 werden 
 unternehmen mit mindestens 3.000 mitarbeitenden, 
ab 2024 ab 1.000 mitarbeitenden, zur Einhaltung men-
schenrechtlicher sorgfaltspflichten sowie einer dazu-
gehörigen berichterstattung verpflichtet. Zu den sorg-
faltspflichten gehören u. a. die durchführung einer 
risikoanalyse, die implementierung von geeigneten 
Präventions- und Abhilfemaßnahmen sowie die Ein-
richtung eines beschwerdeverfahrens. 

All diese Pflichten führen bisher zu erheblichen mehr-
aufwänden, die zum größten teil derzeit manuell 
durchgeführt werden. Hier werden bspw. durch den 
Einsatz von diversen Fachkräften unter enormem Zeit- 
und Kostenaufwand zahlreiche daten über geschäfts-
partner gesammelt, konsolidiert, analysiert und aus-
gewertet. digitale lösungen mit unterstützung von 
künstlicher intelligenz und machine learning können 
dabei helfen, licht in undurchsichtige lieferketten zu 
bringen und die entsprechenden gesetze umzusetzen 
und einzuhalten. Ki-basierte Analyseplattformen sind 
in der lage, informationen über die lieferanten aus 
verschiedenen datenquellen zusammenzuführen und 
unternehmen dabei zu unterstützen, risiken in der 
lieferkette schneller und exakter zu erkennen und aus 
»schwachen signalen« Frühwarninformationen abzu-
leiten sowie geeignete maßnahmen zu ergreifen. An-
gaben über lieferanten können dabei vom derzeitigen 
Kreditrisiko über das geografische und geopolitische 
umfeld sowie bis hin zur Zukunftsfähigkeit und der 
 sozialen Verantwortung eines unternehmens reichen. 
Auf basis der vorhandenen daten können Ki-Anwen-
dungen Zusammenhänge erkennen und Hinweise auf 
frühere Entscheidungen geben, um die mitarbeitenden 
zu befähigen, entsprechende maßnahmen abzuleiten 
und umzusetzen. 

Der halluzinierende Supply Chain Manager
 Autorin: daniela scharf 

Schwerpunkt  KI / Digitalisierung
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Eine risikoanalyse wird nicht nur als sorgfaltspflicht 
vom lksg gefordert, sondern ist fester bestandteil 
eines wirksamen risiko- und Compliance-manage-
ment-systems. Hierbei werden geschäftsprozesse 
analysiert und risikobehaftete bereiche identifiziert, die 
relevante Compliance-themenfelder betreffen könn-
ten. der Vorteil eines Ki-gestützten tools ist hierbei, 
dass die Anwendung die verschiedenen Vorgänge und 
Fälle vergleicht, Zusammenhänge erkennt und basie-
rend auf früheren Entscheidungen Hinweise erteilt. 

neben der risikoanalyse können Ki-basierte Anwen-
dungen auch in anderen Compliance-bereichen unter-
nehmen und ihre mitarbeitenden unterstützen. Ein 
beispiel für den Einsatz von Ki und big data im Com-
pliance-management ist die nutzung von Ki zur 
 Erkennung von betrug oder geldwäsche. diese tech-
nologie kann große mengen an transaktionsdaten 
analysieren und verdächtige muster oder Anomalien 
identifizieren. so können unternehmen potenzielle 
regelverstöße frühzeitig aufdecken und vermeiden. 
in jedem unternehmen gibt es mittlerweile eine Viel-
zahl an richtlinien zu unzähligen themenstellungen, 
wie bspw. datenschutz, Arbeitssicherheit oder reise-
kosten, die unter erheblichen Zeit- und ressourcen-
aufwand verfasst und regelmäßig aktualisiert werden 
müssen. Auch hier können Ki-Anwendungen unter-
stützen, um die internen und gesetzlichen Vorgaben in 
entsprechenden richtlinien zu formulieren und auf 
dem neuesten stand zu halten. Haben mitarbeitende 
Compliance betreffende Fragestellungen, wenden sie 
sich bisher in den meisten Fällen per E-mail oder tele-
fon an die zuständigen Compliance-Fach- und -Füh-
rungskräfte. die beantwortung dieser Anfragen erfor- 
dert auf unternehmensseite einen hohen ressourcen- 
und Kostenaufwand, der durch den Einsatz von Ki-
gestützten Anwendungen erheblich reduziert werden 
könnte, z. b. durch unterstützende Ki-Anwendungen, 
die darauf trainiert werden, relevante Fragestellungen 
in verschiedensten sprachen in sekundenschnelle zu 
beantworten. 

Ein weiterer potenzieller »use case« für die Verwen-
dung von Ki-Anwendungen im regulatorischen umfeld 
bietet die möglichkeit, alle öffentlich zugänglichen 
Informationen bzw. Berichterstattungen, wie z. b. 
verpflichtende nachhaltigkeitsberichte, basierend auf 
der Corporate sustainability reporting directive (Csrd) 
von unternehmen zu vergleichen, Auffälligkeiten zu 
identifizieren und maßnahmen herauszuarbeiten. 

gleichzeitig erfordert der Einsatz von künstlicher intelligenz eine 
sorgfältige Vorarbeit unter berücksichtigung rechtlicher, aber auch 
ethischer Aspekte. Zum aktuellen Zeitpunkt gibt es nur sehr wenige 
nationale oder internationale gesetze zur regulierung von Ki, es ist 
jedoch abzusehen, dass sich dies durch den vermehrten Einsatz 
 zukünftig ändern wird: 

im April 2021 hat die Europäische Kommission einen gesetzesentwurf 
über künstliche intelligenz vorgelegt. das gesetz (Eu-Ai Act) ordnet 
hierbei Ki-Anwendungen in drei risikokategorien, welche teilweise 
Ki-gestützte Anwendungen und systeme in gänze verbieten oder in 
teilen durch rechtliche Auflagen stark regulieren. Auch ohne Ki-spezi-
fische regularien müssen Ki-Anwendungen und systeme, die große 
mengen nutzerdaten analysieren, geltende datenschutzgesetze 
wie die Eu-datenschutz-grundverordnung (dsgVO) einhalten. 

die dsgVO verlangt u. a., dass die nutzer über die Verarbeitung ihrer 
daten informiert werden, dass sie ihre Zustimmung geben oder 
 widerrufen können, dass sie ihre daten einsehen oder löschen kön-
nen und dass sie unter umständen beschwerde einlegen können. 
besonders international agierende unternehmen mit nutzern und /
oder mitarbeitenden in drittländern außerhalb der Eu sehen sich mit 
teils von der Eu abweichenden gesetzeslagen konfrontiert. Hier sind 
insbesondere China und die usA zu erwähnen, deren Anforderungen 
hinsichtlich der Verarbeitung und des Austauschs von personen-
bezogenen und unternehmensdaten über die der dsgVO hinaus-
gehen oder abweichen. 

unternehmen müssen daher sicherstellen, dass sie über die nötigen 
datenqualitäts-, datenschutz- und sicherheitsstandards verfügen 
sowie über die erforderlichen Kompetenzen und ressourcen für den 
umgang und betrieb dieser technologien. bei der nutzung von sog. 
large language models – sozusagen das gehirn hinter populären 
generativen Ki-modellen – wird als blackbox eine allgemeine intelli-
genz bereitgestellt. gerade in den Anfängen stellte sich heraus, dass 
fast jede Frage korrekt beantwortet werden konnte, ethische Aspekte 
jedoch außer Acht gelassen wurden. im unternehmenskontext 
könnte dies z. b. dazu führen, dass eine Ki-Anwendung mangels 
 Alternativen als finale Antwort auf einen Compliance-Verstoß zur 
selbstjustiz rät. Aus diesem grunde ist ein regelmäßiges monitoring 
der Ergebnisse und Handlungsempfehlungen der Ki-Anwendungen 
von den unternehmen erforderlich und einzuplanen. 

nicht nur die Ergebnisse, die eine Ki-Anwendung liefert, werden 
mittlerweile als potenzielles risiko eingestuft, sondern ebenfalls die 
Ki-Anwendung selbst. Führende Ki-Experten, u. a. der Vorstandschef 
von OpenAi, sam Altman, warnen in einer kürzlich veröffentlichten 
stellungnahme vor den erheblichen risiken von Ki und fordern eine 
umfassende regulierung. 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass Ki und big data das risiko-
management und Compliance-management-system effektiver und 
effizienter machen können, wenn sie richtig eingesetzt werden. sie 
bieten neue möglichkeiten für die Erkennung und Prävention von 
 risiken sowie für die Einhaltung interner und externer regeln und 
Vorschriften. sie stellen aber auch neue Herausforderungen dar, die 
eine angemessene Vorbereitung und Anpassung erfordern. Zum 
 aktuellen Zeitpunkt können Ki-gestützte Anwendungen somit als 
Co-Pilot oder Assistent genutzt werden, ersetzen jedoch keine mit-
arbeitenden mit ethischen werten.  

Der halluzinierende Supply Chain Manager
 Autorin: daniela scharf 
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Deutlich zunehmende 
 Cyberrisiken 

Cyberangriffe sind in den letzten Jahren 
zu einer allgegenwärtigen gefahr für 
unternehmen geworden. Cybersecurity 
ist daher längst managementaufgabe 
und informationssicherheit muss bei 
geschäftsentscheidungen von Anfang 
an mit bedacht werden. 

was aber tun, wenn der Ernstfall eintritt 
und Erpresser den Zugriff auf daten 
und it-systeme (meist durch Verschlüs-
selung) einschränken und lösegelder 
für die Freigabe der daten / systeme 
fordern? der umgang mit einer solchen 
»double extorsion«-situation ist für die 
geschäftsleitung äußerst komplex. Ent-
scheidungen sind unter hohem zeitli-
chen druck zu treffen; dazu kommen 
technische Komplikationen durch die 
Verschlüsselung der it-systeme. ran-
somware-Vorfälle führen zu erheblicher 
unsicherheit in der belegschaft, kön-
nen Produktionsausfälle verursachen 
und legen im worst Case lieferketten 
oder das ganze unternehmen lahm. Es 
drohen hohe finanzielle und reputative 
schäden. Allein die Kosten für sofort-
maßnahmen, um it-Attacken einzudäm-
men, und die Kosten für den neuaufbau 
von it-systemen erreichen regelmäßig 
millionenbeträge. daher ist es nachvoll-
ziehbar, dass sich der Vorstand in dieser 
situation mit der Frage beschäftigt,  
ob das unternehmen lösegeld an die 
Erpresser zahlen kann. nachfolgend 
skizzieren wir den relevanten rechtlichen 
rahmen für diese Entscheidung knapp.

  Erpresserische  

  Cyberangriffe –  

Lösegeldzahlungen  

  und die Frage  

  nach der  

  Sorgfaltspflicht 
   Autoren: eike Bicker und Christoph skoupil
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strafrechtliche Implikationen und 
legalitätspflicht

dass die Erpressung von lösegeldern strafbar ist, 
liegt auf der Hand. Auf den ersten blick verwunderlich 
wirken hingegen Überlegungen zu strafbarkeitsrisiken 
der geschäftsleitung, sollte diese den Zahlungsauffor-
derungen der Erpresser nachkommen. inwiefern in 
diesem Fall tatsächlich strafbarkeitsrisiken bestehen, 
ist nach wie vor ungeklärt; im Einzelfall werden bei 
Zahlung von lösegeldern u. a. die Verwirklichung einer 
strafbaren unterstützung einer kriminellen oder terro-
ristischen Vereinigung (§§ 129, 129a stgb) sowie Ver-
stöße gegen das Finanzsanktionsregime der Eu oder 
außereuropäische sanktionsvorschriften diskutiert. 
im Zentrum der debatte steht die strafbarkeit nach 
den §§ 129, 129a stgb. da auch die Zahlung eines 
 lösegelds als unterstützung für entsprechende Ver-
einigungen angesehen wird, kann der straftatbestand 
zunächst erfüllt sein. 

im schrifttum – gerichte haben sich, soweit ersichtlich, 
bislang noch nicht dazu geäußert – wird die strafbar-
keit im Ergebnis inzwischen überwiegend verneint. 
selbst wenn die lösegeldzahlung die tatbestände der 
§§ 129, 129a stgb erfüllen sollte, wäre dies in der regel 
nach den notstandsregeln straffrei. Vorzugswürdig ist 
eine rechtfertigung mit einer interessenabwägung im 
rahmen des rechtfertigenden notstands (§ 34 stgb), 
die eine Zahlung jedenfalls bei erheblichen Cyber-
angriffen häufig ermöglichen dürfte. Auf seite des 
 unternehmens sind dabei u. a. die beeinträchtigung 
des Eigentums und der Freiheit der berufsausübung 
zu berücksichtigen, da die wirtschaftliche Existenz auf 
dem spiel stehen kann und dies indirekt Auswirkun-
gen auf beschäftigte hat. bei Angriffen auf kritische 
infrastrukturen, wie Krankenhäuser, treten weitere 
rechtsgüter, wie die Aufrechterhaltung der öffentli-
chen gesundheitsvorsorge und die gefährdung von 

menschen, hinzu. Ferner wird durch die lösegeld-
zahlung in keine individualrechtsgüter wie leib oder 
leben eingegriffen, da die §§ 129 ff. stgb ausschließ-
lich abstrakte Allgemeinrechtsgüter schützen. im Ein-
zelfall wird durch die Zahlung des lösegelds die innere 
öffentliche sicherheit und die staatliche Ordnung nicht 
erheblich beeinträchtigt werden.

gesellschaftsrechtliche Haftungs-
risiken

die legalitätspflicht des Vorstands steht einer Zahlung 
von lösegeldern somit nicht von vornherein entgegen 
und die Entscheidung zur Zahlung im Falle eines Cyber-
angriffs verstößt demnach nicht per se gegen deut-
sches recht.1 damit hat der Vorstand grundsätzlich ein 
unternehmerisches Ermessen im sinne der business 
Judgement rule, ob er lösegelder zahlt oder nicht. 
bei der Abwägungsentscheidung sind ähnliche Kri-
terien zu berücksichtigen wie bei der interessenab-
wägung im rahmen des rechtfertigenden notstands 
(§ 34 stgb). der Vorstand hat bei seiner Entscheidung 
allerdings das unternehmenswohl stärker in den mit-
telpunkt zu rücken. Er muss abwägen, welches das 
kleinere Übel für das unternehmen darstellt: die Zah-
lung eines lösegelds oder das warten auf eine mögli-
che interne datenwiederherstellung bzw. ein daten-
verlust. weitere Abwägungsaspekte sind u. a. das 
risiko, dass die Angreifer die Freischaltung der daten 
trotz der lösegeldzahlung unterlassen sowie, dass 
das unternehmen nach einer Zahlung erneut Opfer 
eines Cyberangriffs wird.2  

1 Anders ist dies teilweise in ausländischen rechtsordnungen. in new York 
sind lösegeldzahlungen nach Cyberangriffen bspw. verboten.

2 laut einer studie von Cybereason aus dem Jahr 2022 waren 80 Prozent 
der befragten unternehmen, die ein lösegeld gezahlt haben, Opfer eines 
zweiten Cyberangriffs.
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Anders gestaltet sich die lage, wenn die Zahlung 
 unter Verstoß gegen ein sanktionsgesetz (etwa das 
Finanzsanktionenregime der Eu oder die sanktions-
vorschriften des us OFAC) erfolgen würde. Häufig 
handelt es sich bei den Erpressern um kriminelle Ver-
einigungen aus russland, wie z. b. Conti oder black-
basta, die regelmäßig auf sanktionslisten zu finden 
sind. in vielen Jurisdiktionen – bspw. den usA – steht 
in einem solchen Fall bei der Zahlung eines lösegelds 
eine strafe selbst dann im raum, wenn die Entschei-
dungsträger von der sanktionslistung keine Kenntnis 
hatten (sog. strict liability). Zudem kann eine Zahlung 
unter sanktionsverstoß die legalitätspflicht verletzen. 
der Vorstand kann dann keine unternehmerische Ent-
scheidung mehr treffen, ob lösegeld gezahlt werden 
soll oder nicht. 

Informationspflichten

bei einem Cyberangriff müssen zudem umfangreiche 
informationspflichten beachtet werden: Erlangen die 
Angreifer personenbezogene daten, sind datenschutz-
behörden unverzüglich über den Vorfall zu informieren; 
darüber hinaus müssen unter umständen betroffene 
Personen informiert werden. bestimmte unternehmen 
müssen einen Cyberangriff auch dem bundesamt für 
sicherheit in der informationstechnik melden. 

Hat der Vorstand ausreichende 
schutzvorkehrungen getroffen?

unabhängig von einer lösegeldzahlung wird ein erfolg-
reicher Cyberangriff die Frage nach der Haftung der 
geschäftsleitung wegen eines Organisationsversa-
gens aufwerfen. schließlich ist die risikovorsorge – 
auch in der informationssicherheit – originäre Aufgabe 
des managements.

Ein aktueller referentenentwurf des bundesinnen-
ministeriums zur umsetzung der nis-2-richtlinie 
(refe) stellt dies für bestimmte unternehmen erneut 
klar. nach dem refE muss die geschäftsleitung die 
rechtlichen Vorgaben an das Cyber-risikomanagement 
überwachen und billigen. Zur Konkretisierung, ob die 
geschäftsleitung ausreichende schutzvorkehrungen 
zur Vermeidung eines Cyberangriffs getroffen hat, 
können daher (auch) die Vorgaben des refE heran-
gezogen werden. der refE sieht darüber hinaus eine 
deutliche Verschärfung der Haftung der geschäftslei-
tung vor. nach dem refE soll die geschäftsleitung für 
sämtliche regressforderungen und auch bußgelder 
haften können – letzteres wurde bislang von den 
 gerichten überwiegend abgelehnt. das unternehmen 
wiederum darf weder auf schadensersatzforderungen 
gegenüber der geschäftsleitung verzichten noch einen 

Vergleich hierüber abschließen. die weitere Entwick-
lung des gesetzesvorhabens sollte daher beobachtet 
werden und ein (erneutes) signal sein, die risikovor-
sorge im bereich Cybersecurity zu überprüfen. 

absicherung durch Cyberversiche-
rungen

in der Praxis werden risiken eines Cyberangriffs mitt-
lerweile häufig versichert. der Abschluss einer sol-
chen Versicherung soll u. a. die Haftungsrisiken der 
geschäftsleitung – neben einer d & O-Versicherung – 
 abmildern. in Anbetracht des allgemeinen Pflichten-
regimes von Vorstand und Aufsichtsrat sollte in be-
tracht gezogen werden, ob eine solche Versicherung 
im konkreten Fall für ein unternehmen interessen-
gerecht ist.

Handlungsempfehlungen

Zusammenfassend ist es für die geschäftsleitung 
 geboten, die risikovorsorge im bereich Cybersecurity 
zur Chefsache zu machen. die it-systeme sollten 
 regelmäßig überprüft werden und auf dem neuesten 
stand sein. Es bietet sich an, back-ups vorrätig zu hal-
ten, um den geschäftsbetrieb im Falle eines Angriffs 
nicht zu gefährden. Zudem sollten regelmäßige schu-
lungen der mitarbeiter zum bereich Cybersecurity 
stattfinden. Auf den Ernstfall sollten sich unterneh-
men mit einem dezidierten incident Plan vorbereiten, 
auch um die Hektik der ersten stunden und tage nach 
einem Cyberangriff besser managen zu können.

sollte der Ernstfall eintreten, ist detailliert zu prüfen 
und abzuwägen, ob unter Einbeziehung aller relevan-
ten Faktoren und interessen eine lösegeldzahlung 
vorgenommen werden kann und soll. neben einer 
rechtlichen beratung sollte hierzu eine Abstimmung 
mit den Ermittlungsbehörden erfolgen.

Angesichts des hohen drohenden schadens für das 
unternehmen sollten Aufsichtsratsmitglieder proaktiv 
die Vorsorgemaßnahmen im Falle eines Cyberangriffs 
mit der geschäftsleitung besprechen. Ferner muss 
der Aufsichtsrat prüfen, ob die von der geschäfts-
leitung getroffenen Vorkehrungen mit blick auf die 
Verhältnisse und risiken des unternehmens ange-
messen und hinreichend effizient sind. sollte es an 
entsprechenden Vorkehrungen fehlen, muss eine Prü-
fung erfolgen, ob der Verzicht darauf mit den sorg-
falts anforderungen des § 93 Abs. 1 s. 1 Aktg noch im 
Einklang steht und angemessen ist. Vor diesem Hin-
tergrund sollte sich der Aufsichtsrat (regelmäßig) über 
die getroffenen Vorkehrungen informieren lassen.  

Schwerpunkt  KI / Digitalisierung
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rückblick

das Aktiengesetz wird dieses Jahr 58 Jahre alt. der 
Verabschiedung des Aktiengesetzes im september 
1965 gingen über zehn Jahre Vorarbeit voraus. der 
damalige bundeswirtschaftsminister ludwig Erhard 
formulierte im Jahr des inkrafttretens als ein reform-
ziel eine bessere Voraussetzung für die breite streuung 
des privaten Eigentums an den großunternehmen. Er 
wollte, dass die »Volksaktie an gewicht gewinnt«.

seitdem wird das Aktiengesetz kontinuierlich ange-
passt – eine Aktienrechtsreform in Permanenz. Einen 
besonderen impetus erlebte das Aktiengesetz jedoch 
im Jahr 2020. die erste Form der »virtuellen« Haupt-
versammlungen (bis 31.8.2022) wurde unter hohem 
Zeitdruck entworfen und verabschiedet, da ein rah-
men für die notwendigen beschlüsse zu Pandemie-
zeiten gefunden werden musste.  

Die Zukunft der Hauptversammlung 
 Autor: Christof schwab

Christof schwab, Head of Relationship Management and Business 
 Development, Computershare 

In seiner Rolle verantwortet Christof Schwab die Weiterentwicklung des 
 gesamten Dienstleistungsportfolios für Emittenten bei Computershare 
sowie die individuelle Beratung und Betreuung der Kunden durch das 
Relationship Management-Team.

Herr Schwab verfügt über 25 Jahre Managementerfahrung in den 
 Bereichen Business Development und Corporate Finance. Er kennt die 
 Investor Relations-Anforderungen global agierender Großunternehmen 
aus seiner Arbeit in leitenden Positionen. Bei einem deutschen Industrie-
konzern aus dem DAX40 war er als Head of Equity Capital Markets u. a. 
für die Vorbereitung und Begleitung von Eigenkapitalmaßnahmen  sowie 
die Organisation von Hauptversammlungen verantwortlich, bevor er 
2016 zu Computershare kam.
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Professor noack bemerkte anlässlich des 50. geburts-
tags des Aktiengesetzes, ein Problem, nicht das wich-
tigste, der heutigen Hauptversammlung sei »der hohe 
Formalismus, den die Praxis über das gesetzlich Ver-
langte hinaus betreibt. selten hat der bgH eine gele-
genheit, diesen Furor zu bremsen, etwa klarzustellen, 
dass in der toilette keine Übertragung der Hauptver-
sammlung vonnöten ist«.

Covid-19-Pandemie als testphase 
für die virtuelle HV

Es ist fraglich, ob es ohne Covid gelungen wäre, die 
mauern des gewachsenen Formalismus in wenigen 
wochen einzureißen. der notfallgesetzliche rahmen 
für die virtuellen Hauptversammlungen ermöglichte 
einen drei Jahre dauernden test des neuen Formats, 
ohne größere Anfechtungsrisiken. da die Erfahrungen 
mit dem virtuellen Format positiv, die rechtlichen rah-
menbedingungen jedoch zeitlich begrenzt waren, hat 
man das »gesetz zur Einführung virtueller Hauptver-
sammlungen« am 20.7.2022 verabschiedet und so 
 einen dauerhaften rahmen für die vHV geschaffen. 
das neue Format führt, anders als die Covid-HV, sogar 
zu einer weitgehenden Übertragung der physischen 
Hauptversammlung in die virtuelle welt.

Über Kritik am virtuellen Format

das von den Emittenten sehr begrüßte virtuelle For-
mat wurde jedoch von den investoren und ihren Ver-
tretern abgelehnt. Proxy Advisors (sog. stimmrechts-
berater, die investoren Empfehlungen dazu geben, ob 
beschlüsse einer Hauptversammlung angenommen 
oder abgelehnt werden sollten) wie auch etliche insti-
tutionelle und private investoren lehnten rein virtuelle 
Hauptversammlungen ab und forderten ein hybrides 
Hauptversammlungsformat. nach langwierigen dis-
kussionen mit den deutschen Emittenten haben die 
Proxy Advisors Ende 2022 schließlich ihre richtlinien 
für deutschland bezüglich der virtuellen Hauptver-
sammlung kurzfristig angepasst und auf die generelle 
Ablehnung verzichtet.

Auf dieser basis haben viele Vorstände 2023 von ihrem 
Aktionariat die Zustimmung zu der nach der neuen ge-
setzlichen regelung erforderlichen satzungsermäch-
tigung erhalten, in den Jahren 2024 und 2025 virtuelle 
Hauptversammlungen abhalten zu dürfen. 

das von den investoren geforderte hybride Format 
wurde bisher in deutschland, anders als in anderen 
ländern, kaum genutzt. die Erfahrungen aus anderen 
ländern lassen sich aber nicht direkt auf deutschland 
übertragen, da die rechtlichen risiken für die Emitten-
ten in diesen ländern deutlich geringer sind. 

der neue gesetzliche rahmen erlaubt eine Vorverla-
gerung des Fragerechts. wird dieses genutzt, sind auf 
der Hauptversammlung nur noch nachfragen gestat-
tet. diese möglichkeit wurde nur bei sehr wenigen 
gesellschaften genutzt. Es bleibt abzuwarten, ob sich 
dies ändert. die nachfragen vermitteln oft den sub-
jektiven Eindruck einer unzureichenden Fragenbeant-
wortung. die Versammlung kann leicht einen Verteidi-
gungscharakter gewinnen. 

2023 wurden über 150 virtuelle Hauptversammlungen 
erfolgreich abgehalten. drei von vier dAX40-gesell-
schaften wählten das virtuelle Format. technische 
Probleme waren die absolute Ausnahme. die Presse-
berichterstattung war trotzdem fast durchgehend 
 negativ: Es wurde auch über nicht existente Pannen 
berichtet. 

trotz der massiven Kritik einiger institutioneller Anle-
ger wie auch der Aktionärsschutzvereinigungen kann 
man davon ausgehen, dass die virtuelle Hauptver-
sammlung bestand haben wird. dafür sprechen nicht 
zuletzt auch der wesentlich geringere CO2-Fußab-
druck und die erleichterte teilnahme für internationale 
Aktionäre. man kann die nächsten zwei Jahre als 
 bewährungsprobe für das neue virtuelle Format anse-
hen, da die investoren dann den neuen satzungsände-
rungen zustimmen müssen. 

grundsätzlich werden sich die virtuellen Hauptver-
sammlungen weiterentwickeln. bereits im nächsten 
Jahr wird der Fokus weniger auf der technik, sondern 
mehr auf dem positiven Aktionärserlebnis liegen.

Etwas weiter in die Zukunft geblickt, könnten folgende 
Faktoren eine rolle spielen:

Schwerpunkt  KI / Digitalisierung
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sprachbarriere Deutsch

die von ludwig Erhard angestrebte breite streuung 
des besitzes an großunternehmen ist eingetreten, 
wenn auch vielleicht etwas anders, als ursprünglich 
intendiert. Es werden zwischenzeitlich deutlich über 
50 Prozent der inländischen Aktien von internationalen 
investoren gehalten. diesem sachverhalt stellen sich 
bereits die ersten deutschen Aktiengesellschaften im 
rahmen der virtuellen Hauptversammlung, indem sie 
ihre Hauptversammlung zweisprachig ausstrahlen und 
auch englische wortbeiträge ermöglichen, für die die 
dafür notwendigen Übersetzer bereitgestellt werden. 

Investoren fordern das hybride 
 Format 

die von den investoren präferierte Art der Hauptver-
sammlung ist das hybride Format, bei dem Aktionäre 
sowohl vor Ort als auch digital mit vollen Aktionärs-
rechten teilnehmen können. in manchen ländern ist 
die hybride Hauptversammlung bereits realität. Es 
werden sowohl wortmeldungen vor Ort als auch vir-
tuell zugelassen. die Praxis zeigt, dass das hybride 
Format technisch gut handhabbar ist. daher ist es 
nicht verwunderlich, dass Proxy Advisors und investo-
renvertreter immer wieder den wunsch nach einer 
hybriden HV äußern. dennoch scheuen Emittenten 
dieses Format. neben dem Kostenfaktor ist es ins-
besondere das deutsche beschlussmängelrecht, das 
es unattraktiv werden lässt. Eine Überarbeitung der 
beschlussmängelhaftung könnte die Hürden für das 
hybride Format absenken. 

Know your shareholder – 
 abstimmung ohne Intermediär

Ein weiterer trend der digitalisierung im bereich des 
Aktienrechts kommt aus brüssel. Ein Ziel der Eu 
shareholder rights directive ist mehr transparenz 
(Know your shareholder …) zu schaffen und den direk-
ten Kontakt zwischen Aktionär und gesellschaft zu 
ermöglichen. im bereich der namensaktien besteht 
dieser direkte Kontakt ohne intermediär bereits. leider 
handelt es sich hierbei heute um eine »binnen-trans-
parenz«, da viele ausländische Aktionäre sich nicht 
 direkt in das Aktienregister eintragen lassen. der direkt 
eingetragene Aktionär dagegen erhält die Einladung, 
meldet sich an, erteilt weisung und / oder nimmt an 
der Hauptversammlung teil. Alle diese Prozesse erfol-
gen unmittelbar zwischen Aktionär und Emittenten. 

der beschriebene Prozess steht in dieser Form leider 
nur für namensaktien (bei inhaberaktien funktioniert 
dies nur unter mitwirkung der depotbank) zur Verfü-
gung und wird fast ausschließlich von Privataktionären 
genutzt. institutionelle Aktionäre nutzen Abstimm-
tools, deren Fokus auf der komplexen Verwahrstruktur 
der Fondsgesellschaften und nicht auf dem direkten 
Kontakt zwischen investor und gesellschaft liegt. Zwi-
schen weisungsabgabe und weiterreichung an den 
Emittenten liegen oft mehr als zehn tage. Eine ände-
rung dieser weisungen ist in der Praxis sehr aufwen-
dig bis nahezu unmöglich und erfolgt daher nur in Aus-
nahmefällen. seit ein paar Jahren gibt es die idee, ein 
blockchain-basiertes (distributed ledger technology) 
Abstimmverfahren zu ermöglichen. man würde auf 
diese weise Aktionär und Emittent in den  direkten 
Austausch bringen. im moment werden  diese Pro-
zesse von der regulierung noch nicht unterstützt. wir 
wagen daher die Prognose, dass wir neue Prozesse 
sehen werden, wahrscheinlich wird der deutsche 
markt aber ein »late follower« sein.

Die Kryptoaktie als Wegbereiter für 
neue abstimmverfahren

der gesetzgeber hat im Aktiengesetz (Aktg) sowie 
im gesetz über elektronische wertpapiere (ewpg) 
bereits erste Voraussetzungen für »Kryptoaktien« ge-
schaffen. Eine Erweiterung der rahmenbedingungen 
wird im rahmen des Zukunftssicherungsgesetzes 
(ZuFing) diskutiert.

die Herausforderungen liegen in der Praxis darin, wie 
man von einem heute zentralisierten system (Aktionär-
bank-börse / Clearingsystem-bank-Aktionär) zu einem 
dezentralen Ansatz kommt, der den regulatorischen 
Anforderungen, wie geldwäscheprüfungen, besteue-
rung etc., genügt. die aktuellen Überlegungen gehen 
eher dahin, wie man die dezentralität um zentrale 
 instanzen ergänzt, um bestehende regulierungsme-
chanismen weiter anwenden, aber auch bewährte 
zentrale Prozesse, wie bei der dividende, beibehalten 
zu können. Für die gestaltung der systeme werden 
bereits erste praktische Erfahrungen, überwiegend bei 
Anleihen und derivaten, gesammelt. Es bleibt abzu-
warten, welche Entwicklung die Aktivitäten in deutsch-
land nehmen. die Kombination von »Kryptoaktien« und 
dem dazugehörigen register mit einer ledger-basier-
ten stimmrechtsausübung wäre ein konsequenter 
nächster schritt. der weg dorthin wird sicher noch ein 
paar Jahre dauern, wenn keine unerwarteten Kataly-
satoren den Prozess beschleunigen.  
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die digitalisierung steckt in einem dilemma. schon 
heute gibt es keinen digitalisierungsfreien raum mehr 
und wir wissen, dass digitalisierung viele notwendige 
gesellschaftliche Entwicklungsthemen wie bildung, 
gesundheitsvorsorge und Zugang positiv beschleuni-
gen kann. Aber immer komplexere technologien erfor-
dern mehr und mehr Energie und ressourcen. nach 
Angaben der internationalen Energieagentur (iEA) hat 
sich die Zahl der internetnutzer weltweit seit 2010 
mehr als verdoppelt, während der globale internetver-
kehr um das 20-Fache gestiegen ist.1

1 International Energy Agency (2023)

Eine aktuelle studie der lancaster university und 
small world Consulting zeigt, dass die weltweiten 
treibhausgasemissionen des informations- und Kom-
munikationstechnologiesektors zwischen 2,1 Prozent 
und 3,9 Prozent liegen könnten.2 und damit hat dieser 
sektor den viel diskutierten Flugverkehr klar überholt. 
Auch in Zukunft wird die digitalisierung weiter voran-
schreiten, wobei künstliche intelligenz ein wichtiger 
treiber sein wird. die digitalisierung wird also einen 
ökologischen Preis haben.

Auf der anderen seite stehen fundamentale möglich-
keiten, zur dekarbonisierung und zum ressourcen-
schutz beizutragen. digitale lösungen helfen uns, 
bessere Entscheidungen zu treffen und bedarfsorien-
tiertes Handeln zu ermöglichen. Eine neue studie des 
weltwirtschaftsforums und von Accenture hat heraus-
gefunden, dass der Einsatz digitaler technologien die 
globalen Emissionen bis 2050 um bis zu 20 Prozent 
reduzieren könnte.3 Auch für deutschland prognosti-
zieren bitkom und Accenture, dass digitale technolo-
gien bei beschleunigter digitalisierung 41 Prozent zur 
Erreichung des deutschen Klimaziels 2030 beitragen 
können.4

das digitalisierungsdilemma fordert uns als gesell-
schaft heraus – und wirft grundlegende Fragen darüber 
auf, wie digitale technologien zu einer grünen und 
gleichzeitig sozialen nachhaltigkeit beitragen können. 

wie stellen wir einen wertorientierten und diskriminie-
rungsfreien umgang mit digitalen Produkten sicher? 
wie schützen wir uns vor Cyberkriminalität? wie rea-
gieren wir auf den ressourcenhunger digitaler techno-
logien? und nicht zuletzt: wie gehen wir als menschen 
und als gesellschaft mit der Komplexität der rasanten 
Entwicklung um?

2 Charlotte Freitag, mike berners-lee, Kelly widdicks, bran Knowles, 
 gordon s. blair, Adrian Friday (2021): the real climate and transformative 
impact of iCt: A critique of estimates, trends, and regulations, Patterns, 
Volume 2, issue 9

3 World Economic Forum, Accenture (2023)

4 Bitkom, Accenture (2021)

Die nachhaltige digitale Transformation:  

 Wie wir die Möglichkeiten der Digitalisierung  

 für eine nachhaltigere Zukunft nutzen können 
  Autorin: melanie Kubin-Hardewig
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die digitalisierung birgt eine menge Potenzial, wenn 
wir es schaffen, Vor- und nachteile gleichzeitig im rah-
men der transformation zu betrachten. das entschei-
dende Kriterium für den Erfolg ist die Zusammen-
arbeit über verschiedene bereiche und Funktionen 
hinweg.

Als unternehmen, dessen geschäftsmodell die digi-
talisierung ist, stellen wir unser Handeln unter das 
Prinzip der digitalen Verantwortung und haben unsere 
Handlungsfelder für die drei dimensionen der nach-
haltigkeit, umwelt (E), soziales (s) und unternehmens-
führung (g), fest definiert.

Bedeutung für umwelt

die Kunst besteht darin, digitale lösungen zu nutzen, 
um den Energie- und ressourcenverbrauch perma-
nent zu optimieren und die Emissionen vom Energie-
verbrauch zu entkoppeln. das gilt für die industrie, 
aber auch für den öffentlichen sektor. 

die Entkopplung schaffen wir z. b., indem wir grüne 
Energien nutzen und zwar weltweit zu 100 Prozent 
seit 2021. wir entwickeln die Pipeline und das öko-
system für intelligente, energieeffiziente und nachhal-
tige lösungen für unsere netze und Zukunftstechno-
logien. mit ihnen optimieren wir den Energieverbrauch 
im mobilfunk und Festnetz und erzeugen erneuerbare 
Energie für unsere mobilfunkstandorte. innovative 
 lösungen wie diese helfen uns auf unserem weg zur 
netto-null: bis 2025 soll unser eigener geschäfts-
betrieb klimaneutral sein, und bis 2040 das unter-
nehmen entlang der gesamten wertschöpfungskette. 
Auch die Entkopplung vom ressourcenverbrauch be-
schäftigt uns: bis 2030 wollen wir eine 100-prozentige 
Kreislaufwirtschaft für unsere technologie und End-
geräte erreichen.

Bedeutung für soziales

digitale technologien schaffen neue Kommunikationsformen und 
soziale räume, in denen menschen virtuell zusammenkommen. 
 dabei bietet das netz leider auch eine Plattform für betrug, daten-
missbrauch, Fake news und Verschwörungstheorien. das trägt 
 zunehmend zur spaltung der gesellschaft bei, so die neusten 
 Ergebnisse des Edelman trust barometers.5 dabei sind Vertrauen 
zueinander und offener umgang essenziell für die notwendige 
 Zusammenarbeit im umgang mit digitalen technologien und deren 
Herausforderungen. 

die deutsche telekom bezieht hier eine klare Position, steht für digi-
tale teilhabe auf basis demokratischer werte und ganz klar gegen 
Hass im netz. wir verfolgen den Ansatz der menschenzentrierten 
technologie und setzen uns dafür ein, dass alle die Vorteile der digi-
talen welt nutzen können. dabei stellen wir uns die Frage: wie kann 
über zugängliches, ethisches und gerechtes design schon bei der 
Produktentwicklung anders nachgedacht werden? Auch bei der 
künstlichen intelligenz übernehmen wir eine klare Verantwortung. Als 
eines der ersten unternehmen weltweit hat die deutsche telekom 
selbstbindende richtlinien für einen verantwortungsvollen und ethi-
schen umgang mit künstlicher intelligenz definiert und überprüft 
 deren Anwendung. 

Bedeutung für governance

governance, also eine verantwortungsvolle unternehmensführung, 
ist das bindeglied zwischen diesen themen. gute governance liefert 
in allen zentralen unternehmensprozessen ein ethisches werte-
modell für alle wesentlichen Entscheidungen rund um Kernfunktionen 
wie Compliance, datenschutz und sicherheit. sie sorgt dafür, dass 
die umsetzung der ethischen, sozialen und umweltrelevanten Frage-
stellungen sichergestellt wird. steigende transparenzanforderungen 
sorgen dafür, dass die messung von E-, s- und g-Kennzahlen immer 
wichtiger wird und der Erfolg der integration von nachhaltigkeit über 
unternehmensprozesse hinweg, wie bspw. in transparenten liefer-
ketten, sichtbar gemacht werden muss. und auch hier spielt die 
 digitalisierung eine ganz zentrale rolle.

wenn es uns gelingt, das digitalisierungsdilemma auf allen Ebenen 
von E, s und g zu lösen, schaffen wir die nachhaltige digitale trans-
formation. das schlüsselrezept ist echte Zusammenarbeit über alle 
unternehmensfunktionen und Partner hinweg.  

5 Edelman (2023)

Melanie Kubin-Hardewig leitet weltweit den Bereich unternehmerische Verantwortung der Deutschen 
Telekom AG. In dieser Rolle verantwortet sie die konzernweite Gestaltung und Umsetzung der Cor-
porate Responsibility (CR)-Strategie der Deutschen Telekom. Dies umfasst ein breites Spektrum von 
 ökologischen bis hin zu sozialen Aspekten, einschließlich nachhaltiger Lieferketten und Finanzen 
 sowie der Entwicklung von Zielen und Kennzahlen für die gesamte Nachhaltigkeitsbericht erstattung. 
Außerdem koordiniert und leitet sie die wichtigsten Initiativen in Sachen ökologischer und sozialer 
Nachhaltigkeit der Deutschen Telekom.

Frau Kubin-Hardewig hat zuvor verschiedene Bereiche der Deutschen Telekom,  zuletzt u. a. die Ein-
kaufsstrategie geleitet. Sie ist Juristin und Betriebswirtin (Master of Business Administration).

https://www.edelman.com/trust/2023/trust-barometer
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insbesondere aufgrund jüngster gesetzlicher regelun-
gen, veränderter ökologischer und gesellschaftlicher 
bedingungen sowie steigender stakeholder-Erwar-
tungen steigen auch die risiken für unternehmen hin-
sichtlich reputation oder non-Compliance, wenn die 
soziale und ökologische leistung der unternehmen 
neben der ökonomischen Performance nicht stimmt. 
so ist die europäische Corporate sustainability repor-
ting directive (Csrd) im Januar in Kraft getreten, mit 
erweiterten regeln für die transparenz und bericht-
erstattung von unternehmen zu ihren nachhaltigkeits-
bestrebungen. Vor dem Hintergrund der ebenfalls 
 anstehenden Eu Corporate sustainability due dili-
gence directive und des seit Januar geltenden deut-
schen lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes müssen 
unternehmen ihr klassisches risikomanagement und 
ihr risikoverständnis um die nachhaltigkeitsthematik 
erweitern – eine Aufgabe, vor der Aufsichtsräte bereits 
heute stehen. neben der bisher etablierten Fokus-
sierung auf risiken für das unternehmen kommt für 
sie und die Führungskräfte des unternehmens die 
 berücksichtigung von risiken für mensch und umwelt 
dazu. 

in Zukunft sollten Aufsichtsräte neben dieser ausge-
weiteten risiko- und reinen Compliance-Perspektive 
aber auch die Chancen und die innovationsperspek-
tive von nachhaltigkeit beachten. so wird in Zukunft 
die nachhaltigkeit eines unternehmens über deren 
langfristigen Erfolg bestimmen. die Anforderungen 
gehen dabei weit über das bloße Einhalten von Vor-
schriften hinaus: Jene unternehmen, die entschlossen 
und konsistent handeln, werden sich am besten im 
markt behaupten können und positive Auswirkungen 
auf gesellschaft und umwelt generieren können. 

doch wie lässt sich der beitrag unternehmerischer 
maßnahmen zur nachhaltigkeit nachvollziehen? Ein 
Finanzreporting, welches um Esg-themen (Environ-
mental, social, governance) erweitert wird, spielt eine 
wesentliche rolle. Allerdings stellt das Esg-reporting 
viele  unternehmen vor große Herausforderungen. 
Erstens existieren Kennzahlen entlang der wert-
schöpfungskette nur punktuell. Zweitens besteht ein 
schwachpunkt darin, dass es noch keinen einheitlichen 
standard in diesem Kontext gibt. Zurzeit existieren 
 parallele bemühungen von international Financial 

Nachhaltigkeit  

als Innovationstreiber – der Weg zu einer 

erweiterten Perspektive Autor: daniel schmid 

Schwerpunkt  KI / Digitalisierung

Daniel schmid ist seit 2014 Chief Sustainability Officer der SAP und verantwortet 
Nachhaltigkeit im Gesamtkonzern. Seit Juni 2022 ist er zudem Vorstandsvorsitzender 
bei econsense. Der Diplom-Wirtschaftsingenieur startete seine Karriere als CRM- 
Berater in einem Start-up, das von SAP akquiriert wurde. Im Laufe seiner Karriere 
hatte Herr Schmid verschiedene leitende Positionen im Bereich SAP Consulting  
in der Region Europa, Naher Osten und Afrika inne. 2009 wechselte er ins Sustaina-
bility Leadership Team, um SAPs Nachhaltigkeitsreise zu starten und zu begleiten.

Vom »nice to have« hat sich nachhaltigkeit für unternehmen in den letzten Jahren immer 

mehr zur »license to operate« gewandelt – auch weil die verschiedenen  stakeholder dies 

einfordern. Jetzt beginnt eine dritte Phase, in welcher auch die enormen geschäftlichen 

Chancen in den Fokus rücken, wenngleich die Vielzahl an Esg-reporting-standards die 

unternehmen vor Herausforderungen stellt.
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 reporting standards (iFrs), Eu und der united states 
securities and Exchange Commission (sEC), die Anfor-
derungen des Esg-reportings zu normieren. Jedoch 
werden die Fokuspunkte teils unterschiedlich gesetzt: 
so fokussieren sEC und das international sustaina-
bility standards board (issb) der iFrs primär auf die 
informationsbedürfnisse von investoren, während die 
Csrd einen breiteren Kreis adressiert. sollte keine 
Konvergenz erzielt werden, droht ggf. ein dreifaches 
reporting mit Überleitungsrechnungen, um allen Vor-
gaben gerecht zu werden. Ein Auseinanderdriften der 
regelungslösungen rund um nachhaltigkeitsbelange 
sollte vermieden werden. um dem entgegenzuwirken, 
beteiligt sich sAP als gründungsmitglied der Value 
 balancing Alliance an der Entwicklung und Abstim-
mung von methoden, um den wert der von unterneh-
men geleisteten beiträge zu wirtschaft, gesellschaft 
und umwelt zu messen, zu monetarisieren und zu 
vergleichen. 

Ein einheitliches regelwerk zur messung von Esg-
Kennzahlen und unternehmerischer wirkung ist gerade 
vor dem Hintergrund der Vergleichbarkeit wesentlich. 
so kann das sustainable Enterprise zum wettbewerbs-
vorteil werden: Einer studie von mcKinsey1 zufolge 
sind bspw. unternehmen, die zu den 25 Prozent eth-
nisch und kulturell  diversesten zählen, 36 Prozent pro-
fitabler als jene, die zu den 25 Prozent am wenigsten 
diversen unternehmen zählen. bis 2030 prognostiziert 
Accenture 4,5 bio. usd neues wirtschaftswachstum 
durch strategien der Kreislaufwirtschaft, die auf digi-
talen technologien basieren.2

1 https://www.mckinsey.com/featured-insights/diversity-and-inclusion/ 
diversity-wins-how-inclusion-matters

2 https://www.accenture.com/us-en/about/events/the-circular-economy-
handbook

die sAP legt den Fokus stark auf nachhaltigkeit und 
hat sie in der unternehmensstrategie prominent ver-
ankert. denn nach Erfahrung der sAP sind ökologie, 
soziale nachhaltigkeit und ökonomie kein wider-
spruch, sondern gehen Hand in Hand. unternehmen, 
die ökonomische, soziale und ökologische Aspekte 
ganzheitlich und integriert berücksichtigen, verbes-
sern ihre rentabilität und widerstandsfähigkeit. 

Zugleich ist nachhaltigkeit ein großer innovationstrei-
ber, da unternehmen weltweit ihre geschäftsmodelle, 
-strategien und -prozesse neu denken und verstärkt 
auf nachhaltigkeit ausrichten müssen. business as 
usual ist nicht mehr möglich. Ein beispiel ist der Para-
digmenwechsel von der linearen hin zur Kreislaufwirt-
schaft. moderne technologien können an dieser stelle 
wegbereiter und beschleuniger der transformation hin 
zu nachhaltigem wirtschaften sein. 

mithilfe von digitalen lösungen können verlässliche 
daten über wertschöpfungsketten und unterneh-
mensnetzwerke hinweg zusammengeführt werden 
und die grundlage für die ganzheitliche berücksichti-
gung von finanziellen ebenso wie sozialen und ökolo-
gischen Kennzahlen bei strategischen und operativen 
Entscheidungen bilden. dann können unternehmen 
ihren Erfolg auch für die Zukunft sichern, ihre Anpas-
sungs- sowie widerstandsfähigkeit verbessern und auf 
neue Anforderungen agil reagieren – oder sie besser 
noch antizipieren.  

https://www.mckinsey.com/featured-insights/diversity-and-inclusion/diversity-wins-how-inclusion-matters
https://www.mckinsey.com/featured-insights/diversity-and-inclusion/diversity-wins-how-inclusion-matters
https://www.accenture.com/us-en/about/events/the-circular-economy-handbook
https://www.accenture.com/us-en/about/events/the-circular-economy-handbook


wie ist das zweite geschäftsjahr nach dem zum 1.1.2021 vollzogenen 
brexit für unternehmen im deutsch-britischen Korridor verlaufen? 
wie sind die Zukunftserwartungen im uK-geschäft und wie werden 
Chancen für neue Kooperationen eingeschätzt? gemeinsam mit  
der british Chamber of Commerce in germany (bCCg) hat KPmg 
136 unternehmen mit geschäftsbezug zu großbritannien zu diesen 
themen befragt.

drei Jahre nach dem brexit gibt es erstmals Anzeichen einer besse-
rung im deutsch-britischen wirtschaftsverhältnis: Für das laufende 
Jahr 2023 erwartet jedes dritte unternehmen umsatzwachstum;  
in fünf Jahren rechnet sogar fast die Hälfte der unternehmen mit 
 einem umsatzzuwachs.

die wesentlichen Konsequenzen des brexits – höherer administrativer 
Aufwand, gestiegene logistikkosten und Zölle – stellen zwar nach wie 
vor eine belastung dar, wiegen jedoch inzwischen weniger schwer 
als noch im vergangenen Jahr. 

 Ein Drittel aller Unternehmen  

erwartet Umsatzsteigerungen in Großbritannien  

 für 2023 Autor: Andreas glunz

umfrageergebnisse 2023 belegen trendwende im  
deutsch-britischen wirtschaftsverhältnis nach dem brexit – 
 unternehmen werden optimistischer

German-British Business Outlook 2023

I n t e r n at I o n a l Bu s I n e s s o u t lo o ks

InternatIonal  

BusIness  

outlooks
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Vorteile von großbritannien als Investitionsstandort im Vergleich zu 
deutschland / der eU nach dem Brexit

  26 % Unternehmensfreundlicheres  
Umfeld als in Deutschland / der EU

  25 % Weniger reguliert als  
Deutschland / die EU

  17 % Weniger Bürokratie als  
in Deutschland / der EU

Quelle: KPmg und bCCg, 2023; (n = 69)
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Aus sicht der befragten unternehmen 
sind ein wirtschaftsfreundlicheres um-
feld, eine geringere regulierung und 
weniger bürokratie die Hauptvorteile 
großbritanniens als investitionsstand-
ort gegenüber deutschland und der Eu.

entwicklung der deutsch-
britischen Importe und 
 exporte

2022 war seit dem brexit-referendum 
vor sechs Jahren das erste Jahr, in dem 
die importe und Exporte zwischen 
deutschland und großbritannien wie-
der einen Zuwachs verzeichneten. die 
ausländischen direktinvestitionen im 
jeweils anderen land sind bereits 2021 
erstmals wieder angestiegen. dennoch 
war 2022 immer noch ein Jahr des 
Übergangs, in welchem mehr unterneh-
men umsatzrückgänge als -steigerun-
gen vermeldeten. ursächlich dafür ist 
der brexit, welcher auch drei Jahre nach 
der umsetzung immer noch präsent ist.

durch den brexit sind die Kosten für den 
Außenhandel zwischen deutschland 
und dem Vereinigten Königreich auf-
grund tarifärer und nichttarifärer Handels-
beschränkungen deutlich gestiegen. 
dies resultierte in einem deutlichen 
rückgang des bilateralen Handels zwi-
schen 2016 und 2021.  
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die auffälligsten folgen des Brexit

2023  26 %

2021  46 %

Erhöhter Verwaltungsaufwand

2023  15 %

2021 43 %

Erhöhte Logistikkosten

2023  10 %

2021 36 %

Erhöhte Zölle

Quelle: KPmg und bCCg, 2023; (n = 72)

» Das Vereinigte Königreich bleibt für die deutsche Wirtschaft ein wichtiger 

Wirtschaftspartner vor der eigenen Haustür. Das ist gerade in Zeiten 

 zunehmender geopolitischer Spannungen entscheidend. Offenkundig glaubt 

die deutsche Wirtschaft mittelfristig an eine Verbesserung der Wirtschafts-

lage und hofft auf eine Wiederannäherung an die EU.«

andreas glunz, Bereichsvorstand  International Business,  
KPMG AG Wirtschaftsprüfungs gesellschaft

Außenhandel deutschland – UK (in mrd. Eur)
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InternatIonal BusIness outlooks

ausblick

das Vereinigte Königreich stellt als bestehender und 
wachsender Absatzmarkt die größte geschäftsmög-
lichkeit für 45 Prozent der unternehmen in den nächs-
ten fünf Jahren dar.

Für 29 Prozent der befragten ist es attraktiv, neue 
märkte durch Partnerschaften mit unternehmen in 
aufstrebenden branchen (z. b. erneuerbare Energien, 
batterien, digitalisierung, Cloud) zu erschließen.

die Erschließung von drittmärkten durch Partnerschaf-
ten, insbesondere in den Commonwealth-ländern, 
sowie durch investitionen in start-ups werden von  
12 Prozent der befragten unternehmen als Chance 
wahrgenommen.

während ein drittel der befragten unternehmen klei-
nere investitionen bis zu 5 mio. Eur plant, sind derzeit 
keine großprojekte mit einem Volumen von mehr als 
250 mio. Eur vorgesehen.

die megatrends digitalisierung und Esg stellen für 
die befragten unternehmen die wichtigsten Zukunfts-
geschäftsfelder für die Zusammenarbeit zwischen 
deutschland und großbritannien dar (39 Prozent bzw. 
33 Prozent).

König Charles III. als Förderer der 
bilateralen Beziehungen?

Es zeigt sich im german-british business Outlook 
 außerdem, dass König Charles iii. von den befragten 
unternehmen als Hoffnungsträger wahrgenommen 
wird. mehr als die Hälfte (54 Prozent) wünscht sich, 
dass er sich in seiner neuen rolle für die Annäherung 
des Königreichs an die Eu engagiert. mehr als ein 
drittel hofft, dass er insbesondere die Zusammen-
arbeit mit deutschland fördert. und mehr als jedes 
vierte unternehmen hofft auf die Förderung von Esg-
themen – ein bereich, der dem König besonders am 
Herzen liegt.  

  V E r t i E F u n g s H i n w E i s

über den german-British Business outlook 2023:

Die KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft und 
die Britische Handelskammer in Deutschland (BCCG) 
haben für diese Umfrage sowohl deutsche Tochter-
gesellschaften mit Hauptsitz in Großbritannien als 
auch britische Tochtergesellschaften mit Hauptsitz 
in Deutschland befragt. Insgesamt 136 Unternehmen 
(im Vorjahr 69) nahmen an der Umfrage teil, die 
 zwischen dem 11. und 28.4.2023 durch geführt wurde. 
Die Umfrage konzentriert sich auf den wirtschaft-
lichen Ausblick deutscher und  britischer Unterneh-
men und die Herausforderun gen, denen sie gegen-
überstehen. 86 Prozent der befragten Unternehmen 
haben ihren Hauptsitz in Deutschland.

Der German-British Business Outlook 2023 ist  online 
abrufbar unter  https://kpmg.com/de/de/home/ 
themen/uebersicht/german-british-business-out-
look.html

Michael schmidt, President of the 
British Chamber of Commerce in 
Germany (BCCG e.V.) and former 
CEO of BP Europa SE

» Ungeachtet des Brexit machen geopolitische Entwicklungen einmal 

mehr deutlich, dass Verlässlichkeit und gemeinsame Werte das sind, 

was am Ende des Tages zählt.«
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 Taschenbuch
„ Plötzlich Aufsichtsrat – 

                         was nun?“
                                        3., inhaltlich überarbeitete  

Auflage 2023

Neue Aufsichtsratsmitglieder in 
Kommunal-, Landes- und Bundes-
unternehmen wünschen sich 
 häufig eine praxisorientierte Ein-
stiegslektüre für ihr Mandat.  
Das  Taschenbuch „Plötzlich Auf-
sichts rat – was nun?“ vom  Institut 
für den öffentlichen Sektor möchte 
genau diesen Anspruch erfüllen. 
Das Buch im hand lichen A5-Format 
berücksichtigt die Besonderheiten 
der Überwachungstätigkeit in 
 öffentlichen Unternehmen und 
enthält in 23 Kapiteln wertvolle 
Tipps für die alltägliche  Arbeit. 

Die Neuauflage umfasst unter 
 anderem neue Hinweise zu den 
Themen Aufsichtsratsarbeit in 
 Krisenzeiten, Nachhaltigkeit, Digi-
talisierung, gleichberechtigte 
 Teilhabe, besondere Risiken und 
Umsetzung des  öffentlichen Auf-
trags. Fallbeispiele  sowie Literatur-
empfehlungen und Rechts quellen 
zur Vertiefung runden die Publika-
tion ab.

gefördert durch

Institut für den öffentlichen Sektor

Gefördert durch

Das Taschenbuch für Aufsichtsrats mitglieder 
in öffentlichen Unternehmen
3., inhaltlich überarbeitete Aufl age

Plötzlich Aufsichtsrat –
was nun?

 – welche rechte und Pflichten habe ich? 

 – Hafte ich persönlich? 

 –  wie kann ich selbst risiken erkennen und 
die wirtschaftliche lage einschätzen?

 – was ändert sich in Krisenzeiten?

 –  wir erkenne ich, wie mein unternehmen 
seinen öffentlichen Auftrag nachhaltig 
 umsetzt? 

 –  wer unterstützt mich bei meiner 
Aufsichtsrats tätigkeit? 

 –  wer darf mir weisungen erteilen und  
was darf ich berichten?

 – wie läuft eine sitzung ab? 

 –  was ist hinsichtlich der Vergütung und 
am Amtsende zu beachten? 

 –  was zeichnet eigentlich ein beson ders 
 gutes Aufsichtsratsmitglied aus?

das taschenbuch beantwortet grund legende fragestellungen für  
Aufsichtsratsmitglieder in öffentlichen Unternehmen, unter anderem:

© 2023 institut für den öffentlichen sektor e.V. Alle rechte vorbehalten.

Bestellmöglichkeit
das taschenbuch ist gegen eine schutzgebühr 
von 15,00 Euro inkl. mwst. beim institut für den 
öffentlichen sektor gegen rechnung erhältlich.  
die bestellung ist ausschließlich über das Online-
bestellformular möglich.

bestellformular:  
hub.kpmg.de/de-de/ar-taschenbuch

leseprobe

Institut für den öffentlichen sektor

https://hub.kpmg.de/de-de/ar-taschenbuch
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Anfang der 1980er-Jahre waren etwa zwei drittel der 
sparbanken (»savings and loans« – s & ls) in den usA 
überschuldet. die institute saßen auf großen bestän-
den an Festzinshypotheken mit niedrigen Zinssätzen 
und langen restlaufzeiten. Als 1980 die geldmarkt-
zinsen auf über 15 Prozent stiegen, liefen den s & ls 
die Einleger weg, denn die geldmarktfonds boten 
deutlich höhere Zinsen. die s & ls klagten über »liqui-
ditätsprobleme« und der Kongress schaffte die staat-
liche regulierung der sparzinsen ab. danach konnten 
die s & ls mit den geldmarktfonds konkurrieren, aber 
bei Ertragsraten von 6 Prozent auf alte Hypotheken 
und Einlagenzinssätzen von 15 Prozent machten sie 
hohe Verluste. sie hatten ein solvenzproblem.

das solvenzproblem wurde nicht offengelegt, denn die 
Hypotheken standen im bankbuch, und es gab keine 
Anpassung der buchwerte an die Zeitwerte der aus 
den Hypotheken zu erwartenden Erträge. statt die 
solvenzprobleme zu bereinigen, warben die s & ls mit 
hohen Zinssätzen viele neue Einlagen ein. der staatli-
che Einlagenschutz half bei der werbung. die neuen 
mittel gingen in extrem riskante Anlagen. »gambling 
for resurrection« (Zocken zur wiederauferstehung) 
nannte man das. Als in der rezession um 1990 viele 
der Zockereien scheiterten, war das Aufräumen umso 
teurer. die Kosten beliefen sich auf 153 mrd. usd, 
 davon entfielen 129 mrd. usd auf den staat, der rest 
auf die bankenabgabe für die Einlagenversicherung. 

derzeit scheinen die us-behörden die Erfahrung mit 
den s & ls wiederholen zu wollen. in den nullzins- 
Jahren 2020 und 2021 hatten us-banken in großem 
umfang staatsanleihen und garantierte Hypotheken-
verbriefungen gekauft, wertpapiere ohne Kreditrisiko, 
aber mit erheblichen gefahren für die Zeitwerte bei 
steigenden marktzinsen. im Jahre 2022 haben sich 
genau diese gefahren realisiert. Empirischen schät-
zungen zufolge belaufen sich die nicht realisierten und 
ganz überwiegend nicht bilanzierten Zeitwertverluste 
auf wertpapiere bei us-geschäftsbanken bis märz 
2023 auf über 2 bio. usd, das entspricht in etwa dem 

1 Für die Quellen zu den hier aufgeführten daten siehe A. Admati,  
m. Hellwig und r. Portes: when will they ever learn? the us banking 
 crisis of 2023, VoxEu Column, 18.5.2023; https://cepr.org/voxeu/ 
columns/when-will-they-ever-learn-us-banking-crisis-2023

Eigenkapital der us-geschäftsbanken insgesamt. bei 
diesen größenordnungen dürften Hunderte von ban-
ken de facto überschuldet sein. 

der Fall der im märz 2023 geschlossenen silicon  Valley 
bank (sVb) veranschaulicht die Entwicklung. Von 
 Januar 2020 bis märz 2022 hatte sVb die Einlagen 
von 62 mrd. usd auf 198 mrd. usd mehr als verdrei-
facht. die meisten Einlagen lagen erheblich über der 
grenze von 250.000 usd für die staatliche Einlagen-
versicherung. bei geldmarktzinssätzen nahe null hat-
ten etliche unternehmen für ihr liquiditätsmanage-
ment nicht mehr den geldmarkt benutzt, sondern 
einfach bankeinlagen gehalten. die zusätzlichen mit-
tel gingen ganz überwiegend in wertpapiere, teilweise 
auch in Kredite. Von Januar 2020 bis märz 2022 stie-
gen die wertpapierbestände von 29 mrd. auf 127 mrd. 
usd, die Kredite von 33 mrd. auf 68 mrd. usd. Ende 
märz 2022 lagen 98 mrd. usd an wertpapieren im 
bankbuch, 26 mrd. usd im Handelsbuch.

Als 2022 die marktzinsen wieder anstiegen, kehrte die 
Entwicklung sich um. Etliche Einleger verließen die 
bank, weil geldmarktanlagen attraktiver wurden. Ende 
2022 hatte die sVb nur noch 173 mrd. usd an Einla-
gen. die bank bediente die Einlagenabzüge aus bar-
reserven, Erlösen auf auslaufende wertpapiere und 
zusätzlich aufgenommenen, sehr teuren kurzfristigen 
Krediten. Auf dauer genügte das aber nicht. Am 8.3. 
erklärte die bank, sie habe wertpapiere für 21 mrd. 
usd, einen großen teil des bestands im Handelsbuch, 
verkauft und einen Verlust von 1,8 mrd. usd realisiert. 
sie erklärte auch, sie wolle zusätzliches Eigenkapital 
aufnehmen. dafür fanden sich allerdings keine interes-
senten. 

in den berichten der us-behörden zu sVb geht es fast 
nur um fehlende liquidität. die berichte betonen das 
mangelhafte liquiditätsmanagement der bank und 
ihre Hilflosigkeit gegenüber dem Kundenansturm am 
9.3. bei der schließung der bank am 10.3. war aller-
dings von Zahlungsunfähigkeit und Überschuldung 
(»inadequate liquidity and insolvency«) die rede. 

Bankbuch und Marktwertbilanzierung – 
Silicon Valley Bank als Menetekel1

 Autor: prof. dr. martin Hellwig
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die bank hatte schon lange solvenzprobleme. Jedoch waren diese 
nicht offengelegt worden, denn sVb bilanzierte die wertpapierbe-
stände im bankbuch zu Anschaffungskosten. Aber schon Ende sep-
tember 2022 übertraf der buchwert der im bankbuch gehaltenen 
wertpapiere den marktwert um 16 mrd. usd, mehr als das materielle 
Eigenkapital ohne Vorzugstitel (»tangible equity«) von 13 mrd. usd.2

Am 8.3. wurde deutlich, dass die bank bald gezwungen sein würde, 
Papiere aus dem bankbuch zu verkaufen. danach hätten alle Papiere 
im bankbuch zu marktpreisen bewertet werden müssen. das hätte 
die Überschuldung offengelegt, und die bank hätte geschlossen 
werden müssen. den ungesicherten Einlegern drohten erhebliche 
Verluste. diese information löste den Kundenansturm am 9.3. aus. 

in theoretischen modellen wird ein Kundenansturm meist als Ergeb-
nis von sich selbst bestätigenden Erwartungen behandelt, wobei 
 jeder einzelne Einleger seine mittel abzieht, weil er erwartet, dass die 
anderen Einleger auch ihre mittel abziehen und die bank dann zah-
lungsfähig wird. bei sVb gab es langsame Einlagenabzüge aufgrund 
der geänderten Zinskonstellation und einen Ansturm der ungesicher-
ten Einleger, die sahen, dass die Überschuldung der bank nicht mehr 
lange verborgen bleiben würde. das war kein grundloser Ansturm 
aus heiterem Himmel.

die seitherigen stützungsmaßnahmen der us-Zentralbank schützen 
die geschäftsbanken vor den Folgen von Einlagenabzügen, aber sie 
tragen nicht dazu bei, die Überschuldungsprobleme zu lösen. Ein 
Zentralbankkredit zu 5 Prozent stützt die Zahlungsfähigkeit, aber bei 
Zinssätzen von 1 bis 2 Prozent auf die wertpapiere aus 2020 und 
2021 ergeben sich erhebliche Verluste. Es ist zu befürchten, dass die 
Vertuschung der Überschuldungsprobleme von den betroffenen ins-
tituten wie in den 1980er-Jahren zu einem »gambling for resurrec-
tion« benutzt wird, einem Eingehen großer risiken, die am Ende die 
steuerzahler belasten.

nach der s & l-Krise wurde vielfach verlangt, auch für das bankbuch 
eine rechnungslegung nach Zeitwerten vorzuschreiben, um einer 
wiederholung des Fortbestehens von »Zombies« mit nachfolgen-
dem Zocken vorzubeugen. die tradition des rechnungswesens und 
der Einfluss der banken waren damals zu stark. Heute rächt es sich, 
dass man diese reform versäumt hat. und die gefahr eines erneu-
ten Zockens von »Zombies« ist akut. 

2 das Eigenkapital insgesamt belief sich damals auf 16 mrd. usd, davon waren über 3 mrd. usd 
Vorzugsaktien. bei einer bewertung des bankbuchs nach Zeitwerten statt Anschaffungs-
kosten wären allerdings zusätzlich noch über 10 mrd. usd Zeitwertverluste auf die Kredite der 
bank zu berücksichtigen gewesen.

Es besteht daher Anlass, die rechnungslegung für 
das bankbuch noch einmal zu überdenken. die Über-
legung, dass marktwerte für die bestände im bank-
buch irrelevant sind, da diese bestände nicht verkauft, 
sondern bis laufzeitende gehalten werden sollen, ist 
problematisch, wenn ein Halten bis zum laufzeitende 
gar nicht möglich ist, weil die Finanzierung wegbricht. 
genau dies ist bei sVb geschehen, nicht erst am 9.3., 
sondern auch in den monaten davor. 

die Vertuschung der solvenzprobleme durch fehlende 
Zeitwertbilanzierung trug auch zur Passivität der 
 Aufsicht bei – und das gleich in zweierlei Hinsicht: im 
Vorhinein, 2020 und 2021, übersah die Aufsicht die 
gefahr, der die bank sich aussetzte. bei Zinssätzen  
in der nähe von null Festzinspapiere zu kaufen und  
mit ungesicherten Einlagen zu finanzieren, ist extrem 
 riskant. im nachhinein, 2022 und Anfang 2023, ver-
schloss die Aufsicht die Augen vor der technischen 
insolvenz der bank. 

Für festverzinsliche Papiere im bankbuch beruhen 
 regulierung und Aufsicht auf der Vorstellung, dass die 
von marktzinsänderungen ausgehenden bewertungs-
risiken irrelevant sind, der schuldner am Ende zahlen 
wird. der Fall sVb zeigt, wie schon früher die s & l-
Krise, dass diese Vorstellung eine illusion ist. um ange-
messen mit den risiken von strategien nach dem 
muster von sVb umzugehen, braucht man eine rech-
nungslegung nach Zeitwerten, auch für wertpapiere 
im bankbuch, und eine entsprechende Eigenkapital-
unterlegung der risiken. 

Eine solche Eigenkapitalunterlegung würde deutlich 
mehr Eigenkapital verlangen, als die banken derzeit 
einsetzen. daher dürfte der widerstand der banken 
gegen die hier vorgeschlagene änderung sehr groß 
sein. wenn man allerdings das thema risikogewich-
tung bei Eigenkapitalanforderungen ernst nimmt, dann 
darf man ein risiko wie das von sVb nicht einfach 
 unter den teppich kehren.  

Prof. Dr. Martin Hellwig war von 2004 bis zu seiner Emeritierung 2017 Direktor am 
Max-Planck-Institut zur Erforschung von Gemeinschaftsgütern in Bonn. Er hat 1973 
am Massachusetts Institute of Technology promoviert und ist an den Universitäten 
Princeton, Bonn, Basel und Mannheim tätig gewesen. Martin Hellwig beschäftigt 
sich seit über 30 Jahren mit systemischen Risiken im Finanzsystem. Sein zusammen 
mit Anat Admati (Stanford) verfasstes Buch »The Bankers’ New Clothes: What Is 
Wrong with Banking and What to Do about It« wird Anfang 2024 mit erheb lichen 
 Ergänzungen zur zwischenzeitlichen Entwicklung neu erscheinen.
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 der strategische Blick auf nachhaltigkeit und auf Krite-

rien gemäß environment, social und governance (esg) 

ist für viele Unternehmen angesichts globaler probleme 

wie die des Klimawandels, aber auch aufgrund des 

wachsenden regulativen drucks wichtiger geworden. 

Auch für Aufsichtsräte heißt das, dass ihre Verant-

wortung ein weitaus breiteres spektrum an themen 

 abdecken wird, wie die eU Corporate sustainability 

 reporting directive (Csrd)1, aber auch verschiedene 

rahmenwerke wie die task force on Climate-related 

 financial disclosure (tCfd) oder nationale Corporate 

governance-Kodizes weiter konkretisieren. Um als 

 Aufsichtsgremium bei der Vielfalt der nachhaltigkeits-

themen – von Klimawandel über menschenrechte in 

 globalen Lieferketten bis hin zur eU-taxonomie – die 

strategischen entscheidungen des Vorstands begleiten 

zu können und ein echter sparringspartner mit Blick  

auf die entwicklung des Unternehmens, aber auch seiner 

Auswirkungen auf menschen und Umwelt zu sein, 

braucht es im Aufsichtsgremium Wissen zu nachhaltig-

keit. doch was heißt das eigentlich, Wissen zu nach-

haltigkeit – und reicht es, eine expert:in im Kreis des Auf-

sichtsrats zu haben oder ein mal im Jahr eine schulung 

zu esg auf die Agenda zu setzen? Im unternehmerischen 

Kontext ist nachhaltigkeit zwar nicht neu, jedoch sind 

aktive, hochkarätige manager:innen mit langjähriger und 

umfassender nachhaltigkeitsexpertise rar und stehen 

nicht in großer zahl für mandate zur Verfügung. »ein 

Aufsichtsratsgremium kann nachhaltigkeitsexpertise 

noch gar nicht in voller Breite erfüllen und Qualifikations-

matrizes, in denen jedes Aufsichtsratsmitglied einen 

 Haken bei esg-Kriterien aufweist, sind aus meiner sicht 

nicht glaubwürdig«, meint Hendrik schmidt, Corporate 

governance-experte der dWs. »Welche expertise für  

das Unternehmen relevant ist, kommt sehr stark auf die 

Branche an und muss sich auch mit konkretem Bezug  

auf das Unternehmen entwickeln. ziel für ein Unterneh-

men und auch für den Aufsichtsrat muss es sein, dass 

nachhaltigkeit als Querschnittsthema internalisiert wird, 

dass nachhaltiges Wirtschaften sozusagen das ›new 

 normal‹ wird.«

1 richtlinie (Eu) 2022 / 2464 des Europäischen Parlaments und des rates vom  
14. dezember 2022 zur änderung der Verordnung (Eu) nr. 537 / 2014 und der richt-
linien 2004 /109 / Eg, 2006 / 43 / Eg und 2013 / 34 / Eu hinsichtlich der nachhaltigkeits-
berichterstattung von unternehmen

i. Aufgaben des Aufsichtsrats  
im Bereich der Nachhaltigkeit 

grundlage der Überlegungen, wie die nachhaltigkeits-
expertise im Aufsichtsrat ausgestaltet werden soll, ist 
der Aufgabenbereich des Aufsichtsrats, § 107 Aktg. 
dieser lässt sich in folgende drei unterpunkte gliedern:

• beratung des Vorstands in bezug auf die strategie 
und das geschäftsmodell des unternehmens;

• Prüfung Csrd-berichterstattung sowie

• Überwachung der tätigkeit der geschäftsführung 
mit blick auf Esg, und hier insbesondere in bezug auf 
die wirksamkeit des internen Kontroll- und risiko-
managementsystems.

1.  Beratung der geschäftsführung 
zu strategie und geschäftsmodell

die beratung der geschäftsführung zu wesentlichen 
Aspekten der unternehmensführung und grundlegen-
den Entscheidungen gehört zu den Kernaufgaben des 
Aufsichtsrats, vgl. auch grundsatz 6 dCgK.2 Ziel einer 
frühzeitigen Einbindung des Aufsichtsrats ist es, even-
tuelle Fehler in der Zukunftsplanung des unterneh-
mens so frühzeitig zu erkennen, dass ein umsteuern 
ohne (nennenswerte) schäden für die gesellschaft 
noch möglich ist.

der themenkomplex Esg ist ohne Zweifel von derart 
grundlegender bedeutung für das unternehmen, dass 
der Aufsichtsrat hier in besonderem maße als spar-
ringspartner für die künftige geschäftsentwicklung 
gefragt ist. die bedeutung von nachhaltigkeit folgt 
nicht nur aus dem dCgK 2022, der an verschiedens-
ten stellen betont, dass nachhaltiges wirtschaften in 
die strategie des unternehmens Eingang finden soll. 
Vor allem durch die Eu-regulierung im Zuge des 
Green Deal werden Esg-bezogene Überlegungen für 
nahezu alle bereiche des unternehmens relevant: 
 Finanzströme sollen zunehmend in nachhaltige wirt-
schaftsbereiche gelenkt werden, sodass eine entspre-
chende Ausrichtung des unternehmens mittel- und 
langfristig erhebliche Auswirkungen auf die refinan-
zierbarkeit haben wird. Esg-bezogene Kennzahlen 
werden im Zuge der Csrd-berichterstattung ver-
gleichbar und einer breiten öffentlichkeit zugänglich, 
was für Kapitalmarktfähigkeit, mitarbeitergewinnung 
und reputation des unternehmens gravierende Aus-
wirkungen haben kann.  

2 beckOgK / Spindler, 1.4.2023, Aktg § 111 rn. 12
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Für die geschäftsführung ist es daher elementar, die 
strategische bedeutung von Esg zu verstehen und 
frühzeitig auf diese Entwicklungen zu reagieren. der 
Aufsichtsrat ist dazu angehalten, diese Entwicklung 
beratend zu begleiten und die strategischen Entschei-
dungen der geschäftsführung kritisch zu hinterfragen. 
nur durch die Zusammenarbeit beider Organe können 
Fehlentwicklungen rechtzeitig erkannt und kann auf 
Herausforderungen geantwortet werden. daher ist es 
unerlässlich für den Aufsichtsrat, sich über branchen- 
und unternehmenskenntnisse hinaus ein tiefes Ver-
ständnis von Esg und der bedeutung für die strategie 
des unternehmens zu verschaffen.

2. Überwachung der geschäfts-
führung, insbesondere der 
 Wirksamkeit der internen Kontroll- 
und risikomanagementsysteme

weitere Kernaufgabe des Aufsichtsrats ist die Über-
wachung der geschäftsführung, § 111 Abs. 1 Aktg. in 
dieser Funktion geht es darum, den Vorstand mit blick 
auf seine leitungsmaßnahmen und bedeutenden Ein-
zelmaßnahmen zu kontrollieren.3 Felder der Überwa-
chung sind bspw. Personal- und Finanzentscheidun-
gen des Vorstands, die strategische Ausrichtung des 
unternehmens sowie die Festlegung und umsetzung 
der unternehmensziele.4

inwiefern nichtfinanzielle belange gegenstand der 
Überwachung sind, ist in der juristischen diskussion 
derzeit noch umstritten.5 die steigende strategische 
bedeutung von Esg führt jedoch dazu, dass der Auf-
sichtsrat zumindest zu überwachen hat, ob der Vor-
stand den themenkomplex nachhaltigkeit in seiner 
bedeutung für das unternehmen erkannt hat und hier-
zu maßnahmen ergreift. ähnlich der Überwachungs-
aufgabe des Aufsichtsrats in bezug auf die Einrichtung 
und Ausgestaltung der Compliance-Organisation muss 
der Aufsichtsrat sicherstellen, dass der Vorstand Esg-
bezogene risiken erkennt und maßnahmen ergreift. 
diese maßnahmen sind jedenfalls auf ihre Plausibilität 
hin zu prüfen.

3 beckOgK / Spindler, 1.4.2023, Aktg § 111 rn. 10

4 beckOgK / Spindler, 1.4.2023, Aktg § 111 rn. 11

5 Zum streitstand bspw. backhaus / tielmann Aufsichtsrat / Kruchen,  
2. Aufl. 2023, Aktg § 111 rn. 186

Perspektivisch ist davon auszugehen, dass spätestens 
mit der Eu Corporate Sustainability Due Diligence-
Richtlinie (Csddd)6 eine auch rechtlich niedergelegte 
Überwachungspflicht des Aufsichtsrats mit blick auf 
nachhaltigkeitsthemen entstehen wird. nach dem Ent-
wurf der Csddd soll nämlich die unternehmenslei-
tung verpflichtet werden, die Einhaltung von Esg-sorg-
faltspflichten im unternehmen zu überwachen.7 der 
Aufsichtsrat wiederum wird ausdrücklich als teil der 
unternehmensleitung im sinn der Csddd definiert.8

3. Prüfung der nachhaltigkeits-
berichterstattung

Ein erheblicher Zuwachs an Aufgaben kommt auf den 
Aufsichtsrat auch durch die berichterstattung im rah-
men der Csrd zu. diese verpflichtet zahlreiche unter-
nehmen bis hinein in den mittelstand zu detailreicher 
berichterstattung über Esg-bezogene Kennziffern. 
die berichterstattung hat im lagebericht zu erfolgen.

der lagebericht und damit die Csrd-berichterstat-
tung wird zwar vom Vorstand in eigener Verantwortung 
erstellt. Allerdings ist der lagebericht – und damit 
auch die darin enthaltene Csrd-berichterstattung, 
nach § 171 Abs. 1 Aktg dem Aufsichtsrat zur Prüfung 
vorzulegen. der Aufsichtsrat ist dabei jedenfalls zu 
 einer Plausibilitätsprüfung angehalten und muss den 
bericht auch kritisch hinterfragen.9 der Prüfungsmaß-
stab sollte dabei analog zur Prüfung der finanziellen 
berichterstattung anzusetzen sein: demnach darf der 
Aufsichtsrat sich auf das urteil der Prüfer grundsätz-
lich verlassen, ist aber von seiner Pflicht zur eigenen 
Prüfung nicht völlig befreit.10 der Aufsichtsrat muss 
also ein besonderes Augenmerk vor allem auf Voll-
ständigkeit und Plausibilität der berichte legen, aber 
auch darüber hinaus die Konsistenz mit der sonstigen 
unternehmensberichterstattung sowie den intern nach 
§ 90 Aktg erstatteten berichten im blick behalten. 

6 Vorschlag für eine richtlinie des Europäischen Parlaments und des rates 
über die sorgfaltspflichten von unternehmen im Hinblick auf nachhaltig-
keit und zur änderung der richtlinie (Eu) 2019 /1937, COm(2022) 71 final, 
2022 / 0051 (COd)

7 Art. 25 des Vorschlags für eine richtlinie des Europäischen Parlaments 
und des rates über die sorgfaltspflichten von unternehmen im Hinblick 
auf nachhaltigkeit und zur änderung der richtlinie (Eu) 2019 /1937, 
COm(2022) 71 final, 2022 / 0051 (COd)

8 Art. 3 lit. o) des Vorschlags für eine richtlinie des Europäischen Parla-
ments und des rates über die sorgfaltspflichten von unternehmen  
im Hinblick auf nachhaltigkeit und zur änderung der richtlinie (Eu) 
2019 /1937, COm(2022) 71 final, 2022 / 0051 (COd)

9 backhaus / tielmann Aufsichtsrat / Suchan / Gerdes, 2. Aufl. 2023,  
Aktg § 171 rn. 26 f.; Koch, 17. Aufl. 2023, Aktg § 171 rn. 5

10 backhaus / tielmann Aufsichtsrat / Suchan / Gerdes, 2. Aufl. 2023,  
Aktg § 171 rn. 21
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Ob und inwieweit darüber hinaus auch recht- und 
Zweckmäßigkeit der Csrd-berichterstattung teil der 
Prüfung durch den Aufsichtsrat sind, ist derzeit noch 
gegenstand der debatte. sicher ist jedoch, dass der 
Aufsichtsrat die Csrd-berichterstattung ähnlich ernst 
nehmen sollte wie die finanzielle berichterstattung, 
will er eigener Haftung entgehen.

4. steigende anforderungen an den 
aufsichtsrat

die Professionalisierung der Aufsichtsratsarbeit, die 
mit steigenden Anforderungen aus gesetz und Kapital-
markt an die Kenntnisse in bezug auf rechnungsle-
gung und Abschlussprüfung ihren Anfang genommen 
hat, setzt sich durch den gesetzgeberischen Fokus 
auf nachhaltigkeit also fort. der Aufsichtsrat bekommt 
zwar keine grundlegend neuen Aufgaben zugewie-
sen, jedoch steigt innerhalb seiner Kompetenzen die 
menge an inhalten, mit denen es sich zu beschäftig-
ten gilt. in bezug auf Esg gilt ganz besonders, dass es 
sich hierbei um eine Querschnittsmaterie handelt, die 
in vielerlei bereichen des unternehmens eine rolle 
spielt und zunehmend die strategie des unternehmens 
beeinflussen wird.

daher ist dem Aufsichtsrat dringend zu raten, entspre-
chende Expertise – wie nachfolgend dargestellt – auf-
zubauen und die aktuellen Entwicklungen eng zu 
 begleiten. im Übrigen ist nach Art. 1 Abs. 3 Csrd vor-
gesehen, dass im rahmen der berichterstattung auch 
auf die rolle des Aufsichtsrats im Zusammenhang mit 
nachhaltigkeit sowie seine Fachkenntnisse und Fähig-
keiten mit blick auf Esg einzugehen ist; eine negative 
Aussage zu solcher Expertise dürfte dabei weder für 
den Kapitalmarkt noch für sonstige stakeholder akzep-
tabel sein und die reputation des unternehmens 
 gefährden. der Aufsichtsrat ist daher dazu angehalten, 
sich auch kritisch selbst zu hinterfragen, um im unter-
nehmenswohl handeln zu können.

ii.  Rechtliche Anforderungen an die Nach-
haltigkeitsexpertise im Aufsichtsrat

in bezug auf die Anforderungen an die Expertise des Aufsichtsrats 
lassen sich generell zwei Kategorien  unterscheiden:

• Anforderungen, die nur durch das gremium in seiner gesamtheit 
erfüllt werden müssen (1.) und 

• solche, die an jedes einzelne mitglied gestellt werden (2).

dies gilt auch für Expertise im bereich der nachhaltigkeit. 

in unternehmen von öffentlichem interesse müssen zudem die 
Finanz expert:innen auch über Expertise im bereich der nachhaltig-
keitsberichterstattung bzw.  deren Prüfung verfügen (3). seit der 
 Kodexreform von 2022 enthält darüber hinaus der deutsche Corpo-
rate governance Kodex Empfehlungen zur nachhaltigkeitsexpertise 
des Aufsichtsrats und der Finanz expert:innen (4.).

bei nichtbeachtung der gesetzlichen Anforderungen riskiert nicht 
nur das nicht ausreichend qualifizierte mitglied, sich gegenüber der 
gesellschaft schadensersatzpflichtig zu machen (Übernahmever-
schulden); auch die übrigen Aufsichtsratsmitglieder, die nicht für einen 
ausreichend qualifizierten Aufsichtsrat gesorgt haben, können sich 
mit schadensersatzansprüchen der gesellschaft konfrontiert sehen 
(Auswahlverschulden).

1. erforderliche nachhaltigkeits expertise des 
aufsichtsrats in seiner gesamtheit

das gesetz enthält keine ausdrücklichen Anforderungen an die Kennt-
nisse und Erfahrungen des Aufsichtsrats im bereich der nachhaltig-
keit. nach allgemeinem Verständnis muss er aufgrund seines arbeits-
teiligen Zusammenwirkens in seiner gesamtheit über diejenigen 
Kenntnisse, Fähigkeiten und Erfahrungen verfügen, die für eine ord-
nungsgemäße Erfüllung seiner Aufgaben erforderlich sind.11 in bezug 
auf die erforderliche Expertise im bereich der nachhaltigkeit bedeutet 
dies: der Aufsichtsrat muss insgesamt über Kompetenz im Hinblick 
auf alle für seine Überwachungsaufgabe wesentlichen nachhaltig-
keitsaspekte – einschließlich der diesbezüglichen regulierung – ver-
fügen. welche Aspekte im konkreten Einzelnen wesentlich für die 
Überwachungsaufgabe sind, ist unternehmensspezifisch zu be-
stimmen und hängt vor allem vom jeweiligen geschäftsmodell – was 
auch die geografische Aufstellung des unternehmens einschließt – 
ab. die im Zuge der nachhaltigkeitsberichterstattung nach Csrd 
verpflichtend durchzuführende wesentlichkeits- oder materialitäts-
analyse für das unternehmen kann für die identifikation eine gute 
grundlage sein (siehe auch Praxishinweis). 

Aus den Aufgaben des Aufsichtsrats kann im Übrigen generell abge-
leitet werden, dass vertiefte expertise in bezug auf folgende the-
menbereiche vorliegen muss:  

11 Vgl. etwa müKoAktg / Habersack, 6. Aufl. 2023, Aktg § 116 rn. 24, 28
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• die Auswirkungen von nachhaltigkeitsaspekten auf 
das jeweilige geschäftsmodell, dessen resilienz 
(einschließlich Finanzierung, beschaffung, Produk-
tion / Produktionsbedingungen, Personal, Absatz und 
Vertrieb) und die jeweilige unternehmens stra te-
gie;12 hierzu gehören auch die wesentlichen mit 
nachhaltigkeitsaspekten verbundenen risiken und 
Chancen für das jeweilige unternehmen, 

• die berücksichtigung von nachhaltigkeitsbelangen 
in den unternehmerischen Kontrollsystemen; dies 
umfasst auch Kenntnisse über die für das jeweilige 
unternehmen relevanten wesentlichen externen 
und internen Vorschriften im bereich der nachhal-
tigkeit, deren Einhaltung durch das Compliance-
management-system – und ggf. auch das risiko-
früherkennungssystem – abgesichert werden muss, 
sowie 

• die nachhaltigkeitsberichterstattung und deren 
 externe Prüfung.

das weite themenspektrum macht deutlich, dass die 
erforderlichen Kompetenzen in der Praxis – wenn über-
haupt – selten gebündelt in einer Person vorliegen 
werden, sodass sie durch mehrere Personen abge-
deckt werden müssen. Vor diesem Hintergrund sind 
auch Forderungen nach einer einzelnen Person mit 
nachhaltigkeitsexpertise im Aufsichtsrat – wie etwa 
durch den sustainable Finance-beirat13 – kritisch zu 
sehen. 

Zu berücksichtigen ist, dass der Aufsichtsrat für ein-
zelne Fragestellungen den rat von sachverständigen 
in Anspruch nehmen kann. Hierbei ist allerdings zu 
 beachten, dass sachverständige nur zu einzelnen, 
konkreten Fragestellungen hinzugezogen werden und 
nicht als »ständige berater« des Aufsichtsrats fungie-
ren dürfen.14 Anderenfalls bestände die gefahr, dass 
vom Aufsichtsrat eigenverantwortlich zu treffende 
Entscheidungen zu stark »nach außen« verlagert wer-
den.15

12 Zu beachten sind in diesem Zusammenhang auch die entsprechenden 
berichterstattungspflichten infolge der Corporate sustainability reporting 
directive (Csrd), deren Ordnungsgemäßheit und Zweckmäßigkeit vom 
Aufsichtsrat zusammen mit der Finanzberichterstattung zu prüfen sind. 
beachtenswert ist in diesem Zusammenhang insbesondere Art. 15  
Abs. 1 des Entwurfs der Corporate sustainability due diligence directive 
(Csddd), wonach große unternehmen einen Plan festlegen müssen,  
mit dem sie sicherstellen, dass das geschäftsmodell und die strategie 
des unternehmens mit dem Übergang zu einer nachhaltigen wirtschaft 
und der begrenzung der Erderwärmung auf 1,5 °C gemäß dem Überein-
kommen von Paris vereinbar sind.

13 Abschlussbericht des sustainable Finance-beirats an die bundesregie-
rung (2021), s. 95, online abrufbar unter https://sustainable-finance-bei-
rat.de/wp-content/uploads/2021/02/210224_SFB_-Abschlussbericht- 
2021.pdf

14 Vgl. bgH, urteil vom 15.11.1982 – ii Zr 27 / 82 (»Hertie«)

15 siehe Fn. 14

2. erforderliche nachhaltigkeitsexpertise 
 eines jeden aufsichtsratsmitglieds

die Aufsichtsratsmitglieder müssen ihr Amt selbst – d. h. höchst-
persönlich – wahrnehmen. Jedes einzelne Aufsichtsratsmitglied muss 
daher auch mindestens diejenigen Kenntnisse und Fähigkeiten besit-
zen oder sich aneignen, die es braucht, um alle normalerweise anfal-
lenden geschäftsvorgänge auch ohne fremde Hilfe verstehen und 
sachgerecht beurteilen zu können.16 bei geschäften, die aufgrund 
ihres umfangs, der mit ihnen verbundenen risiken oder ihrer strate-
gischen Funktion für die gesellschaft besonders bedeutsam sind, ist 
darüber hinaus die sog. sardinien-rechtsprechung17 zu beachten: 
demnach muss sich in diesen Fällen jedes einzelne Aufsichtsrats-
mitglied über die mit dem geschäft verbundenen risiken selbst ein 
bild machen und ihr Ausmaß unabhängig vom Vorstand einschätzen. 
Aufsichtsratsmitglieder sind zudem verpflichtet, ihr wissen auf dem 
aktuellen stand zu halten.

bezogen auf die erforderliche nachhaltigkeitsexpertise bedeutet dies: 
ist das geschäftsmodell einer gesellschaft besonders von der trans-
formation in eine nachhaltige wirtschaft betroffen – etwa durch den 
Klimawandel, die damit verbundene regulierung oder durch Vor-
schriften zum schutz der umwelt oder menschenrechte –, so muss 
ein grundverständnis in bezug auf diesbezügliche, die gesellschaft 
betreffende Fragestellungen bei allen Aufsichtsratsmitgliedern vorlie-
gen. Angesichts der Aufwertung der nachhaltigkeitsberichterstattung 
durch gesetzgeber und stakeholder wird man – wie bislang schon 
für die Finanzberichterstattung18 – auch ein grundverständnis aller 
Aufsichtsratsmitglieder für die nachhaltigkeitsberichterstattung – 
sowie deren externe Prüfung – fordern müssen. dies bedeutet, dass 
jedes mitglied imstande sein muss, selbstständig eine Plausibilitäts-
prüfung der berichterstattung vorzunehmen. schließlich gelten die 
grund sätze der sardinien-rechtsprechung (siehe vorangegangener 
Absatz) auch in bezug auf nachhaltigkeitsrisiken.

im Übrigen muss auch darauf geachtet werden, welche Funktionen 
die einzelnen mitglieder im Aufsichtsrat wahrnehmen: Allgemein 
 anerkannt ist, dass für funktionsträger im Aufsichtsrat, wie z. b. 
mitglieder von Ausschüssen sowie Aufsichtsrats- und Ausschuss-
vorsitzende, erhöhte Qualifikations- und sorgfaltsanforderungen gel-
ten.19 Für die mitglieder von Ausschüssen – wie etwa dem strategie-, 
innovations-, investitions- oder Vergütungsausschuss –, die sich mit 
nachhaltigkeitsthemen beschäftigen (müssen), gelten daher im Hin-
blick auf die für die jeweilige Ausschusstätigkeit relevanten nach-
haltigkeitsaspekte erhöhte Qualifikationsanforderungen. die mitglie-
der des Prüfungsausschusses müssen bspw. – wie sie auch für die 
Finanzberichterstattung eine über das mindestmaß hinausgehende 
Qualifikation besitzen müssen20 – auch im Hinblick auf die nachhal-
tigkeitsberichterstattung, deren externe Prüfung und die berück-
sichtigung von nachhaltigkeitsbelangen in den unternehmerischen 

16 siehe Fn. 14

17 Olg stuttgart, urteil vom 20.2.2012 – 20 u 3 /11; bgH, beschluss vom 6.11.2012 –  
ii Zr 111/12

18 siehe Fn. 14

19 Vgl. müKoAktg / Habersack, 6. Aufl. 2023, Aktg § 116 rn. 27

20 Vgl. müKoAktg / Habersack, 6. Aufl. 2023, Aktg § 107 rn. 166, 172; § 116 rn. 26
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Kontrollsystemen über das Erfüllen der mindestanfor-
derungen hinaus qualifiziert sein, soweit diese Aufga-
ben auf den Prüfungsausschuss übertragen wurden.

3. anforderungen an die 
Finanzexpert:innen

infolge des Finanzmarktintegritätsstärkungsgesetzes 
(Fisg) von 2021 muss der Prüfungsausschuss in unter-
nehmen von öffentlichem interesse mit mindestens 
zwei Finanzexpert:innen besetzt werden; von ihnen 
muss eine Person über sachverstand auf dem gebiet 
der rechnungslegung, die andere auf dem gebiet der 
Abschlussprüfung verfügen. Zur rechnungslegung 
gehört auch die gesetzlich erforderliche nachhaltig-
keitsberichterstattung.21 der Finanzexperte im bereich 
der rechnungslegung muss daher auch sachverstand 
im bereich der nachhaltigkeitsberichterstattung haben. 
der Finanzexperte im bereich der Abschlussprüfung 
muss auch Expertise im bereich der Prüfung der nach-
haltigkeitsberichterstattung mitbringen, soweit die Prü-
fung der nachhaltigkeitsberichterstattung bestandteil 
der Abschlussprüfung ist. 

4. empfehlungen des Deutschen 
Corporate governance Kodex

die neufassung des Kodex von 2022 adressiert in 
zwei Empfehlungen ausdrücklich die nachhaltigkeits-
expertise von Aufsichtsratsmitgliedern:

• Zum einem soll das Kompetenzprofil des Aufsichts-
rats auch Expertise zu den für das unternehmen 
bedeutsamen nachhaltigkeitsfragen umfassen.22 in 
der Kodexbegründung23 wird hierzu klargestellt, dass 
die Expertise nicht durch eine Person abgedeckt 
werden muss, sondern relevante teilaspekte auch 
von verschiedenen Aufsichtsratsmitgliedern beige-
tragen werden können. Entscheidend sei, dass Auf-
sichtsräte fachlich insbesondere auch dazu in der 
lage sind, zu überwachen, wie die ökologische und 
soziale nachhaltigkeit bei der strategischen Ausrich-
tung und der unternehmensplanung berücksichtigt 
werden. dieses Erfordernis dürfte sich schon aus 
dem gesetz ergeben (siehe oben unter 1.)

• Zum anderen empfiehlt die Kodexneufassung, dass 
Finanzexpert:innen im bereich der rechnungslegung 
auch über besondere Kenntnisse und Erfahrungen 

21 Vgl. auch § 171 Abs. 1 s. 1, 4 Aktg

22 tz. C.1 s. 3 dCgK

23 Vgl. Kodexbegründung zur Kodexneufassung 2022, s. 6, online abrufbar 
unter https://www.dcgk.de//files/dcgk/usercontent/de/download/kodex/ 
220517_Begruendung_DCGK_2022.pdf

  

in der rechnungslegung, Finanzexpert:innen im be-
reich der Abschlussprüfung über solche im bereich 
der Abschlussprüfung verfügen sollen.24 der unter-
schied zu den gesetzlichen Anforderungen dürfte 
darin bestehen, dass der Kodex auch praktische 
 Erfahrungen in den gebieten voraussetzt.25

24 Vgl. tz. d.3 s. 2 dCgK

25 Vgl. hierzu auch die Kodexbegründung zur Kodexneufassung 2022, s. 7 f., 
online abrufbar unter https://www.dcgk.de//files/dcgk/usercontent/de/
download/kodex/220517_Begruendung_DCGK_2022.pdf

26 Vgl. hierzu auch Velte, in: ZCg 2023, s. 78 (82 ff.)
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Ermitteln der unternehmens­
spezifischen  Anforderungen  
an die Nachhaltigkeits expertise

Unter den Begriff der Nachhaltigkeit fallen zahl­
reiche Aspekte. Es kann sich daher für den 
 Aufsichtsrat empfehlen, in einem ersten Schritt  
zu eruieren, welche Aspekte – einschließlich der 
entsprechenden Regulierung – in welcher Weise  
für das Unternehmen besonders relevant sind. 
Wenn das Unternehmen im Zuge der Nachhaltig­
keitsberichterstattung eine sog. Wesentlichkeits­ 
oder Materialitätsanalyse durchgeführt hat, ist 
dies ein guter Ausgangspunkt. Eine Wesentlich­
keitsanalyse wird für Unternehmen im Zuge der 
Umsetzung der Corporate Sustainability Repor­
ting Direc tive (CSRD) verpflichtend werden, ist 
 jedoch heute schon oft Bestandteil von Nach­
haltigkeitsberichten. Liegt noch keine Wesentlich­
keitsanalyse vor, so können alternativ die in der 
CSRD genannten ESG­Belange zur Orientierung 
herangezogen werden;26 ggf. empfiehlt sich auch 
schon hier die Einbindung der Facheinheiten des 
eigenen Unternehmens sowie von Sachverstän­
digen. Auf dieser Grundlage kann sodann ein 
 Profil mit den im Aufsichtsrat erforderlichen Kom­
petenzen erstellt und ein Soll­Ist­Abgleich vorge­
nommen werden. Das Profil und die vorhandenen 
Kompetenzen sind regelmäßig auf Aktualität hin 
zu überprüfen. Im Profil sollte auch die für alle 
Aufsichtsratsmitglieder geltende Mindestqualifi­
kation  bestimmt werden. Ebenso sollte die jeweilig 
erforderliche Kompetenz für die Mitgliedschaft  
in Ausschüssen herausgearbeitet werden. Stellt 
der Aufsichtsrat Defizite – sowohl bezogen auf  
die einzelnen Aufsichtsratsmitglieder als auch den 
Gesamtaufsichtsrat – fest, so sollte er diesen im 
ersten Schritt mit verstärkter Fortbildung begeg­
nen. Im zweiten Schritt sollte auch über eine even­
tuelle Neubesetzung nachgedacht werden.
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iii.  Transparenz

der druck auf Aufsichtsräte, ihre Kompetenzen im 
 bereich nachhaltigkeit auszubauen, steigt auch durch 
verschärfte transparenzanforderungen: so müssen 
unternehmen, die in den Anwendungsbereich der 
Corporate sustainability reporting directive (Csrd) 
fallen, künftig u. a. über die rolle des Aufsichtsrats im 
Zusammenhang mit nachhaltigkeitsaspekten sowie 
deren Kenntnissen und Fähigkeiten zur Erfüllung die-
ser Aufgabe bzw. deren Zugang zu solchen Kenntnis-
sen und Fähigkeiten berichten. stakeholder sollen so in 
die lage versetzt werden, die nachhaltigkeitsexper-
tise des Aufsichtsrats besser einzuschätzen.27

Zudem empfiehlt die Kodexneufassung 2022, dass 
der stand der umsetzung des Kompetenzprofils, das 
auch die nachhaltigkeitsexpertise umfassen soll 
 (siehe hierzu unter ii.4.), in Form einer Qualifikations-
matrix  in der Erklärung zur unternehmensführung ver-
öffentlicht werden soll (vgl. zur Qualifikationsmatrix 
Henrik schmidt, Audit Committee Quarterly iii / 2022, 
s. 44 ff.).28 schon vor inkrafttreten der Csrd ist somit 
mit einer größeren transparenz in bezug auf die nach-
haltigkeitsexpertise zu rechnen.

iV.Nachhaltigkeitsexpertise  
in der Praxis 

der zügige Auf- und Ausbau an wissen zu nachhaltig-
keit in den Aufsichtsratsgremien kann in der Praxis 
durch drei maßnahmen erfolgen. Zum einen durch 
 einen intensiven Austausch mit Praktiker:innen und 
Expert:innen, diese können aus dem eigenen unter-
nehmen sein oder auch Externe. Als basis bietet sich 
dafür eine generelle schulung zur Esg-regulatorik an 
und dann ergänzend eine Vertiefung zu ausgewählten, 
für das unternehmen relevanten themen wie z. b. 
Klima strategie und Klimaziele. Zum anderen können 
Aufsichtsratsmitglieder individuell am markt verfüg-
bare schulungsangebote oder Konferenzen für Auf-
sichtsräte nutzen, die inzwischen vielfach das thema 
nachhaltigkeit aufgreifen. Veranstaltungsangebote von 
wirtschaftsverbänden, gewerkschaften, nachhaltig-
keitsnetzwerken oder branchenverbänden können die 
individuelle weiterbildung thematisch sinnvoll ergän-
zen. die dritte möglichkeit des Kompetenzaufbaus ist 
die konkrete benennung von Esg-Expert:innen für frei 
werdende sitze in dem Aufsichtsgremium. die Kom-
bination aus Esg-management-Erfahrung in einem 

27 Vgl. hierzu auch tz. 21 draft European sustainability reporting standards 
(Esrs) 2, general disclosures und Velte, in: ZCg 2023, s. 78 (81)

28 Vgl. tz. C.1 s. 5 dCgK

unternehmen, einer spezifischen branche und bereits 
existierender gremienerfahrung in einem Vorstand 
oder Aufsichtsrat wird allerdings dabei nicht so ein-
fach zu finden sein. im nominierungsprozess sollten 
daher realistische Anforderungen festgehalten wer-
den, die vor allem die fachliche Expertise und prakti-
sche Erfahrung und Verantwortung zur umsetzung 
von Esg-themen im blick haben, die für das jeweilige 
unternehmen relevant (materiell) sind. »bestreben im 
Aufsichtsrat ist es, bei Esg-themen die Vogelperspek-
tive zu verlassen und mit dem Vorstand gemeinsam 
tiefer in strategische und operative nachhaltigkeits-
fragen und deren Auswirkungen einzusteigen. Auf die-
sem level unterhalten wir uns in Aufsichtsräten noch 
nicht flächendeckend«, sagt daniela mattheus, multi-
Aufsichtsrätin und Präsidentin der Financial Experts 
Association (FEA). »wir müssen gerade bei der Esg-
transformation in szenarien denken und diese im Auf-
sichtsrat diskutieren; darin sehe ich zwar eine bring-
schuld des Vorstandes. Zugleich ist es Pflicht des 
Aufsichtsrats, sich entsprechend tief und kontinuier-
lich weiterzubilden.« gespeist durch mehr wissen 
kann sich innerhalb eines Aufsichtsrats und auch zwi-
schen Aufsichtsrat und Vorstand eine neue dialog-
kultur entwickeln. die integration von nachhaltigkeit 
im unternehmen erfordert oft ein Abwägen von kom-
plexen informationen, das treffen von Annahmen in 
bezug auf künftige Entwicklungen oder Auswirkun-
gen und das managen von dilemmata. dabei werden 
Fehler passieren, aber ohne mutige Entscheidungen 
ist die transformation nicht zu schaffen. »Fehlerkultur 
ist ein schlüsselthema. wir müssen den mut haben, 
richtungswechsel vorzunehmen«, meint daniela 
mattheus.  

To be continued: In der nächsten Ausgabe werden 
wir einen Artikel zu den Auswirkungen der Nach-
haltigkeitsaspekte auf die Binnenorganisation des 
Aufsichtsrats aufnehmen.
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by now, everyone should recognize the mounting 
 science and anecdotal evidence of an accelerating 
global climate crisis. Yet the role of corporations in 
 addressing our climate challenges is evolving – too 
 often at best unclear and at worst controversial. How-
ever, the data clearly suggests that as a function of its 
risk and oversight responsibilities a public corporation’s 
board of directors maintains a duty to help manage-
ment navigate these complicated backwaters, includ-
ing guiding thoughtful approaches to environmental, 
social and governance (Esg) considerations – not only 
in response to societal demands, but more importantly 
as a means toward proactively ensuring long-term 
stake holder value.

As a corporate board member, i was elected by share-
holders to provide fiduciary duties and care about the 
long-term value of the business. this includes address-
ing concerns regarding Esg — including in the climate 
space. indeed, in the last few years, there has been a 
marked increase in shareholders demanding more 
 intentional Esg practices from corporations. Addition-
ally, many of the largest sovereign funds and fiducia-
ries have increased their expectations of their share-
holdings on the issue of climate change. we see a 
growing number of large and influential investors —  
from temasek Holdings in Asia and norges bank 
 investment management (both sovereign funds), as 
well as blackrock — demanding measurable decar-
bonization action plans from companies in which they 
are invested. in fact, a group of investors acting under 

the banner of Climate Action 100+ have managed to 
unite 700 investors behind a call for climate action.

these and many more examples of shareholder actions 
resoundingly convey a message that boards of direc-
tors — and the businesses they oversee — must heed. 
we maintain a defensible, stakeholder-supported 
 opportunity to prioritize Esg strategies, including 
overseeing meaningful sustainability action plans as a 
means of proactively delivering for all of society as well 
as our shareholders. development and achievement 
of Esg goals requires inclusion in management’s 
 operational plans. Of course, these plans must be 
supported by proper encouragement and oversight 
from the board. Following this tried-and-true pathway 
for successful board and management interaction, 
corporations will, as a part of business operations, 
 implement the requisite innovations and activities 
necessary for generating financial returns while 
 employing solutions that allow more humans to live 
healthier, more sustainable lives and support achiev-
ing global climate goals.

lastly, setting goals, requires coupling with the equally 
important tracking of the corporation’s progress. Fol-
low the old maxim, “what gets measured is what 
counts.” in addition, measuring the progress on Esg 
goals supports an important component for success, 
including Esg results as a factor in management’s 
 remuneration. why? As upton sinclair pointed out in 
his 1906 book The Jungle, “One can’t make a man 
believe one thing if he is rewarded for believing the 
opposite.” it is imperative for boards of directors, using 
all our tools, to appropriately embrace our role of 
 responsibly encouraging and overseeing development 
as well as delivery of management’s meaningful sus-
tainability action plans.  
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der steigende Anspruch im bereich nachhaltigkeit 
 erfordert korrespondierende Kenntnisse, Fähigkeiten 
und Erfahrungen nicht nur auf leitungsebene, son-
dern auch in den Aufsichtsräten. wie sonst sollte ein 
Kontrollgremium in der lage sein, den Vorstand bei der 
bewältigung dieser Herkulesaufgabe zu überwachen 
und zu beraten? 

so hat auch die regierungskommission deutscher 
Corporate governance Kodex (dCgK) im Juni 2022 ihr 
regelwerk überarbeitet. mit den neuerungen nimmt 
sie explizit die bedeutung von nachhaltigkeitsaspekten 
bei der unternehmensleitung und -überwachung in 
den Fokus und verankert diese im Aufgabenprofil des 
Vorstands. Für den Aufsichtsrat wird nun ausdrücklich 
empfohlen, dass sein Kompetenzprofil auch Expertise 
zu den für das unternehmen bedeutsamen nachhal-
tigkeitsfragen umfassen soll. Aus dem gesetz ergibt 
sich bereits, dass der Aufsichtsrat als gesamtgremium 
in der lage sein muss, zu überwachen, wie nachhaltig-
keit im rahmen der strategischen Ausrichtung und 
unternehmensplanung berücksichtigung findet. daher 
wird – in Abhängigkeit von den unternehmensspezifi-
schen besonderheiten – die dekarbonisierungs- und 
nachhaltigkeitskompetenz (dn-Kompetenz) in den 

Kontrollgremien auch zunehmend vor dem Hintergrund 
der Haftung sowie reputationsproblemen relevant, 
die durch aktivistische Aktionäre verschärft werden 
können. 

studie zur nachhaltigkeitskompe-
tenz in den DaX-aufsichtsräten

in ihrer studie »Herkulesaufgabe dekarbonisierung der 
wirtschaft« hat die Executive search-beratung gEt 
AHEAd die dn-Kompetenz in den Aufsichtsräten der 
40 dAX-unternehmen beleuchtet und untersucht, 
 inwieweit nachhaltigkeit mit den Hinweisen des 
dCgK verknüpft und seine Empfehlungen implemen-
tiert werden. grundlage der untersuchung bildeten die 
von den unternehmen veröffentlichten lebens läufe 
der einzelnen Ar-mitglieder auf Anteilseignerseite 
 sowie ergänzende internetrecherchen. dabei sind die 
dn-Kriterien weit gefasst: Als relevant gelten unmit-
telbare berufliche erfahrungen in der implemen-
tierung von dn-maßnahmen in unternehmen, dn- 
erfahrungen im politischen oder ngo-Umfeld 
sowie berufliches tun bei finanzinvestoren oder 
Banken mit dediziertem dn-Fokus.

der Klimaschutzplan 2050 (KsP 2050) der bundesregierung und das bundes-Klimaschutz-

gesetz sehen vor, dass deutschland bis 2050 weitgehend treibhausgasneutral wird.  

Für den industriesektor – deutschlands zweitgrößter Emittent von treibhausgasen – 

sieht der KsP 2050 ein Zwischenziel für die treibhausgasminderung bis 2030 um ca.  

40 mio. tonnen CO2-äquivalente oder 49 bis 51 Prozent gegenüber dem basisjahr 1990 

vor. Ohne die umstellung der industrie auf eine CO2-neutrale Produktion sind die Klima-

schutzziele nicht zu erreichen. sie bedeutet allerdings einen enormen Kraftakt. 

Herkulesaufgabe  
Dekarbonisierung  
der Wirtschaft 
 Autoren: Alexander matthies und dr. Bernd-georg spies

nachhaltigkeit
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Wenig Dekarbonisierungs- und 
nachhaltigkeitskompetenz in den 
DaX-aufsichtsräten

bei mehr als der Hälfte der dAX-Aufsichtsräte (22 / 40) 
gibt es nur schwach ausgeprägte Anhaltspunkte für 
dn-Kompetenz; in jedem dritten dAX-Aufsichtsrat 
(13 / 40) fehlen derartige merkmale gänzlich. 

siemens Energy setzt mit der dn-Kompetenz seines 
Aufsichtsrats im ranking den positiven maßstab. 
Ebenfalls positiv hervor tun sich der luftfahrt- und 
wehrtechnikkonzern Airbus, der Anlagen- und indus-
trie gasanbieter linde, der Energieversorger E.On, der 
medizin technikhersteller siemens Healthineers, die 
mobilitätskonzerne mercedes-benz und Volkswagen 
sowie mit Abstrichen das baustoff unternehmen 
 HeidelbergCement. Hier ist deutlich erkennbar, dass 
gezielt mehrere Personen mit dn-Kompetenz unlängst 
in die Aufsichtsgremien berufen wurden. 

damit zeigen nur 8 von 40 unternehmen aus verschie-
denen branchen, dass sie auch im Aufsichtsrat auf 
dezidierte dn-Kompetenz setzen, um so Vorstände zu 
beraten und zu beaufsichtigen. im direkten wettbe-
werbsvergleich zeigt sich hingegen, dass die bran-
chenzugehörigkeit allein kein hinreichend erklärender 
Faktor für eine ausgeprägte dn-Kompetenz der Auf-
sichtsräte ist.

Die wichtigsten erkenntnisse der studie:

• einige Branchen mit durchgehend wenig dn-Kompetenz 
durchgehend schwach bewertet wurde die dn-Kompetenz der 
gremien in der Pharma- und Chemieindustrie, der an Endverbrau-
chern orientierten Konsumgüterindustrie und des Onlinehandels. 
Auch die Versicherungen können hier nicht glänzen. 

• negative überraschung bei Unternehmen mit starken fami-
liären Anteilsstrukturen 
Auffallend und überraschend zugleich ist das schwache Abschnei-
den der unternehmen mit starken  familiären Anteilseignerstruktu-
ren (Ausnahme: bmw).

• Wenige Ar-gremien gemäß reform des dCgK 
die mit der reform des dCgK geforderte Verankerung des nach-
haltigkeits-themas im Kontroll gremium steckt noch in den Kinder-
schuhen. Zum Zeitpunkt der studie haben 9 von 40 dAX-Aufsichts-
gremien einen nachhaltigkeits- bzw. Esg-Ausschuss eingerichtet – 
fast alle erst seit dem Jahr 2020. 

Fazit

in der regel sind die Emissionen der dAX-unterneh-
men ausführlich bilanziert und extern überprüft. die 
flexiblen Vergütungsanteile der Führungskräfte sind in 
fast allen Fällen mit der CO2-bilanz verknüpft. gleich-
wohl bleibt der Eindruck einer oftmals zu allgemein 
formulierten managementstrategie mit häufig unklarer 
berichtslinie hin zu einem als verantwortlich benann-
ten Vorstandsmitglied.

Ein Zusammenhang ist deutlich erkennbar zwischen 
dn-Kompetenz im Aufsichtsrat und einer klar definier-
ten nachhaltigkeitsmanagementstruktur zur operativen 
umsetzung der Ziele. besteht ein eigener nachhaltig-
keits- oder Esg-Ausschuss im Aufsichtsrat, verstärkt 
sich dieser Zusammenhang.  
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Partner bei GET AHEAD Executive Search 
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Executive Search GmbH und war mehr als 20 Jahre Managing 
 Director eines internationalen Executive Search- und Beratungs-
unternehmens und verantwortlich für die Besetzung von Topfüh-
rungspositionen, Senior Advisor-Positionen, Aufsichtsräten und 
Beiräten. Er ist zurzeit als Investor und Beiratsvorsitzender beim 
größten Vertical Farm-Projekt in Europa tätig und berät Private 
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   V E r t i E F u n g s H i n w E i s

Die Studie steht zum  
kostenlosen Download 
bereit unter  
https://getahead.de/ 
research/kompetenz- 
im-aufsichtsrat/
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die Europäische union hat dem Klimawandel den 
Kampf angesagt. Hierzu hatte sie in den letzten Jah-
ren umfassende beschlüsse, Verordnungen und richt-
linien erlassen. Allen voran steht der European green 
deal im Vordergrund. dieser ist das Programm, wel-
ches der Eu helfen soll, ihr ehrgeiziges Ziel der Klima-
neutralität bis 2050 zu erreichen. Ebenfalls teil dieses 
Programms ist das sog. »Fit for 55«-Paket. im Fokus 
dieses Programms liegt die drastische reduzierung 
der CO2-Emissionen bis 2030. Hierbei sollen die Emis-
sionen, im Vergleich zu 1990, um 55 Prozent gesenkt 
werden. Als wichtiges instrument des »Fit for 55«- 
Pakets gilt der Carbon border Adjustment mechanism 
(CbAm) bzw. CO2-grenzausgleichsmechanismus. die 
Aufgabe des CbAm besteht darin, unternehmen, die 
außerhalb der Eu produzieren, für ihre CO2-Emissionen 
verantwortlich zu machen. dieser ist am 17.5.2023 in 
Kraft getreten und muss ab dem 1.10.2023 angewen-
det werden. 

CBaM im Überblick

Parallel zur Einführung des CbAm werden kostenlos 
zugeteilte Emissionshandelszertifikate im rahmen des 
Eu-Emissionshandelssystems (Ets) beginnend im 
Jahr 2025 schrittweise bis 2034 abgebaut. das Ziel 
des CbAm ist es, dem risiko der Verlagerung von 
CO2-Emissionen entgegenzuwirken, das durch die 
Abschaffung der kostenlosen Ets-Zertifikate entsteht. 
dadurch soll ein wesentlicher Anreiz über die grenzen 
der Europäischen union hinaus geschaffen werden, 
Emissionen weltweit zu reduzieren und gleichzeitig 
gleiche sowie faire wettbewerbsbedingungen für 
 unternehmen zu schaffen.

der Emissions-Zertifikatehandel im CbAm soll unab-
hängig vom Eu-Emissionshandelssystem als Parallel-
system stattfinden. während das Eu-Emissionshan-
delssystem die güterproduktion innerhalb der Eu 
abdeckt, schließt der CbAm durch Ausweitung des 
Emissionshandels auf warenimporte die bestehende 
lücke, wodurch sowohl innerhalb der Eu als auch 
 außerhalb der Eu Anreize zur dekarbonisierung gesetzt 
werden. 

Carbon Border Adjustment Mechanism (CBAM) – 

  ein Kernelement des 

 »Fit for 55«-Pakets tritt in Kraft  
Autor: stephan freismuth

nachhaltigkeit

in der ersten Phase wird CbAm waren aus sektoren 
mit hohen Kohlenstoffemissionen abdecken. Hierzu 
zählen u. a. Zement, elektrischer strom, wasserstoff, 
düngemittel, Aluminium, Eisen, stahl und erste pri-
märe waren daraus (z. b. Profile, behälter, schrauben, 
muttern, stifte etc.). im weiteren Verlauf beabsichtigt 
die Eu, den Anwendungsbereich bis 2030 auf waren 
aller sektoren, die in der Eu dem Eu-Emissionshandel 
unterliegen, auszuweiten (inklusive chemischer Er-
zeugnisse und Kunststoffe). 

unternehmen, die waren in die Eu importieren möch-
ten, müssen ab Januar 2026 für jede importierte 
 tonne CO2 Emissionshandelszertifikate im rahmen 
des  neuen CbAm-Prozesses erwerben. Hierbei wird 
 jedoch berücksichtigt, ob im Produktionsland bereits 
CO2-Abgaben für in der Produktion angefallene treib-
hausgasemissionen entrichtet wurden.

Obwohl der CbAm-Zertifikatehandel erst ab dem 
1.1.2026 beginnt, unterliegen importierende Unter-
nehmen bereits ab dem 1.10.2023 einer Berichts-
pflicht. Ab diesem Zeitpunkt sind importeure ange-
halten, direkt und indirekt CO2-Emissionen, die bei der 
Produktion von waren angefallen sind, zu ermitteln und 
vierteljährlich an die Eu-Kommission in Form eines 
CbAm-berichts zu übermitteln. 

Ab dem 31.12.2024 unterliegen importeure einer 
 registrierungspflicht. das heißt, der import von 
CbAm-waren wird nur noch zugelassenen CbAm-
Anmeldern gestattet. 

mit beginn des Zertifikatehandels ab dem 1.1.2026 
sind Einführer in der Eu verpflichtet, unterjährig ausrei-
chend Emissionszertifikate für importierte CO2-Emis-
sionen zu erwerben. Hierbei ist jeweils zum Ende des 
Kalenderquartals der nachweis zu erbringen, dass 
mindestens 80 Prozent aller bisher im laufenden Kalen-
derjahr eingeführten CO2-Emissionen durch entspre-
chende Emissionszertifikate abgedeckt sind.

in einer jährlichen CbAm-Erklärung werden die impor-
tierten mengen an CO2-Emissionen den unterjährig 
erworbenen Zertifikaten gegenübergestellt. wird im 
rahmen der Veranlagung festgestellt, dass die erwor-
benen Zertifikate für die tatsächlich eingeführten CO2-
Emissionen nicht ausreichen, müssen fehlende Zerti-
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CBaM – gut gemeint ist nicht immer gut gemacht

wie bereits oben dargestellt, müssen importeure unterjährig sicher-
stellen, dass mindestens 80 Prozent der in einem Kalenderjahr ein-
geführten CO2-Emissionen durch entsprechende CbAm-Zertifikate 
abgedeckt sind. dieser nachweis ist auf der grundlage einer CO2-
Kalkulation zu erbringen, die auf den durch die Eu-Kommission defi-
nierten standard-CO2-werten beruht. 

durch den malus-Aufschlag bei standardwerten kann es insbeson-
dere bei der Einfuhr von emissionsarmen / -freien Produkten zu wett-
bewerbsverzerrungen kommen. grund dafür ist, dass importeure 
emissionsarmer / -freier Produkte gezwungen sind, CbAm-Zertifikate 
auf basis der schlechteren standardwerte zu erwerben. 

nach Art. 23 Abs. 2 CbAm-VO kann maximal nur ein drittel der im 
vorangegangenen Kalenderjahr erworbenen CbAm-Zertifikate auf 
Antrag zurückveräußert werden. Überschüssige Zertifikate, die auf-
grund der mengenbeschränkung nicht zurückveräußert werden kön-
nen, werden nach Art. 24 CbAm-VO kompensationslos gelöscht.

dieser »logikfehler« benachteiligt den import CO2-armer Produkte, 
wodurch Anreize zum import ökologisch nachhaltiger Produkte zum 
teil verloren gehen.

resümee

da die Anwendung des CbAm bereits am 1.10.2023 mit einer 
 berichtspflicht für betroffene unternehmen beginnt, ist besondere 
Eile geboten, um neue rechtliche Anforderungen schnellstmöglich 
umzusetzen und bußgelder zu vermeiden. unternehmen sollten 
hierzu zunächst auf der grundlage ihrer warenströme prüfen, inwie-
weit sie durch die CbAm-Verordnung betroffen sind. Fällt ein unter-
nehmen in den Anwendungsbereich des CbAm sollte im nächsten 
schritt bestimmt werden, an welchen stellen im unternehmen die 
aus dem CbAm resultierenden Prozesse verortet werden sollen. da 
der CbAm umfassende neue Anforderungen enthält, dürfte der 
 Aufbau einer matrixorganisation in einem unternehmen, in der jeder 
unternehmensbereich (z. b. Einkaufs-, Zoll-, steuer- und nachhaltig-
keitsorganisation) seinen beitrag zur Erfüllung der neuen Compliance-
anforderungen leistet, eine geeignete maßnahme darstellen. Viele 
unternehmen haben bereits im rahmen der umsetzung neuer nach-
haltigkeitsanforderungen sehr positive Erfahrungen mit einer matrix-
organisation realisiert, in der meist vorstandsnahe bereiche (z. b. 
nachhaltigkeitsstrategie, Zoll- und Außenhandelsstrategie etc.) wei-
sungsbefugt andere unternehmensbereiche themenbezogen führen 
und steuern.  

stephan Freismuth, Director im Bereich Tax der KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, ist seit 
25 Jahren als Experte auf dem Gebiet des Zoll- und Außenhandels tätig. Vor seiner Tätigkeit bei 
KPMG war er u. a. Mitglied der Zollverwaltung und Zoll- und Außenhandelsexperte der BMW Group. 
Er war langjähriges Mitglied der Zollexpertengruppe der EU-Kommission sowie des Joint Customs 
Consultative Committees der britischen Regierung und wirkte an zahlreichen EU-Gesetzesinitiativen 
im Bereich EU-Außenhandels-, Steuer- und Finanzpolitik mit.
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fikate rückwirkend erworben werden. Zusätzlich wird 
für jede eingeführte tonne CO2, die nicht durch ein 
CbAm-Zertifikat abgedeckt ist, ein bußgeld verhängt.

CO2-Werteermittlung 

die Ermittlung der in Einfuhrwaren enthaltenen CO2-
Emissionen folgt einer eigenen in der CbAm-Verord-
nung definierten logik. mittels ergänzender durchfüh-
rungsvorschriften soll der Eu-standard zur Ermittlung 
tatsächlicher direkter und indirekter CO2-Emissionen 
durch die unternehmen sowie standard-CO2-werte, 
die im Falle nicht vorhandener ist-werte Anwendung 
finden können, durch die Eu-Kommission konkretisiert 
werden. 

standard-CO2-werte werden hierbei durch die Eu-
Kommission in Abhängigkeit von ursprungsland und 
warenart je Zolltarifnummer festgelegt. diese enthal-
ten im Vergleich zu den realwerten einen Aufschlag, 
da nach intention des gesetzgebers der CbAm-Ver-
anlagungsprozess grundsätzlich auf der grundlage 
von realwerten erfolgen soll. die richtigkeit der real-
werte ist hierbei durch zertifizierte Prüfstellen nachzu-
weisen und zu testieren. da es sich bei dem CbAm 
um ein CO2-Zertifikatesystem handelt, das parallel 
zum Europäischen Emissionshandelssystem besteht, 
folgt die CO2-Kalkulation für importierte waren einer 
anderen logik als der, die viele wirtschaftsbeteiligte 
bereits im rahmen eines z. b. Eu Product Environmen-
tal Footprint standards kennen. wirtschaftsbeteiligte 
sollten prüfen, inwieweit auf der grundlage bereits an-
gewandter methoden zur bestimmung des CO2-Fuß-
abdrucks eine Ableitung des CO2-Fußabdrucks i. s. d. 
CbAm vorgenommen werden kann. Aufgrund unter-
schiedlicher rechtlicher Anforderungen zur bestim-
mung des CO2-Fußabdrucks dürfte es für unterneh-
men unvermeidlich sein, für ihre Produkte Kalkulationen 
auf der grundlage unterschiedlicher CO2-standards 
durchzuführen.
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nACHHAltigKEit

esg-datenerfassung und -reporting stellen große Herausforderungen dar

Unternehmen haben Aufholbedarf bei der  

Steuerung und Umsetzung von ESG-Themen
 Autor: goran mazar
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die meisten unternehmen in deutschland haben nachhaltigkeitsrele-

vante themen in der höchsten managementebene verankert, sehen 

aber schwierigkeiten, Esg-Aspekte mit ihrer geschäftsstrategie in 

 Einklang zu bringen. das zeigt die aktuelle studie »nachhaltig steuern« 

von KPmg, für die 200 Entscheider:innen aus den branchen Auto-

motive, Fertigung, transport und logistik sowie infrastruktur zu den 

Esg-Aktivitäten im eigenen unternehmen befragt wurden.
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goran Mazar ist Partner und  
EMA & German Head of ESG  
and Automotive der KPMG AG 
 Wirtschaftsprüfungsgesellschaft.

» Um dem gewählten Nachhaltigkeitsansatz mehr Glaubwürdigkeit 

und Nachdruck zu verleihen, sollten Unternehmen ihre ESG-Themen 

strategisch und operativ im Topmanagement verankern. Nur so 

kann eine umfassende, nachhaltige Neuausrichtung gelingen.  

Die regulatorischen Anforderungen sind jedoch hoch und gewin-

nen zunehmend an Komplexität. Eine klar definierte Aufbau-  

und  Ablauforganisation des ESG-Managements ist unerlässlich 

und die Zeit zur Umsetzung drängt.«

wir befinden uns in der wohl größten transformato-
rischen Phase unserer gesellschaft und wirtschaft. 
nachhaltigkeit ist dabei der wesentliche treiber dieser 
Veränderungen. Angesichts des öffentlichen drucks 
und der bereits sichtbaren Auswirkungen des Klima-
wandels und der umweltzerstörung erfolgt eine sich 
stetig verschärfende regulatorik, der sich unterneh-
men nicht mehr entziehen können. Entsprechend ist 
die steuerung von Esg-themenstellungen (Environ-
ment, social, governance) für unternehmen von zen-
traler bedeutung für Entscheidungsprozesse und wirt-
schaftlichen Erfolg. die nachhaltige Ausrichtung der 
unternehmenssteuerung erfordert insbesondere ein 
umdenken bei den unternehmerischen leitungsorga-
nen. Entscheider:innen stehen vor der Herausforde-
rung, einen nachhaltigen Esg-wertbeitrag in Einklang 
mit der geschäftsstrategie zu bringen und in Zukunft 
im lagebericht zu veröffentlichen (Csrd – Corporate 
sustainability reporting directive). 

Auffallend über alle vier branchen hinweg ist, dass die 
hohe relevanz der Esg-transformation weitestgehend 
erkannt wird, der reifegrad in der umsetzung jedoch 
noch nicht das definierte Ambitionslevel er reicht. nicht 
zuletzt aufgrund der verpflichtenden regu latorischen 
Esg-Anforderungen der Eu gilt es, das tempo weiter 
zu erhöhen.

Mehrwert schaffen – strategischer stellenwert 
von esg

fast jedes zweite Unternehmen charakterisiert die eigene  
Herangehensweise an esg-themen als proaktiv und glaubt, 
sich durch das management von risiken und Chancen Wett-
bewerbsvorteile zu verschaffen.

nachhaltigkeit als Basis für Wertsteigerung 
die Esg-transformation hat für die Führungsebenen deutscher 
 unternehmen eine deutlich sichtbare Priorität. sie erkennen, dass 
untätigkeit oder halbherzige initiativen teuer werden und sowohl 
 finanzielle als auch reputationsschäden mit sich bringen können. 
durch eine proaktive steuerung der Chancen und risiken, die sich 
aus der nachhaltigkeitstransformation ergeben, können unterneh-
men wettbewerbsvorteile erzielen. beispielsweise indem Expan-
sionsmöglichkeiten in neue märkte frühzeitig erkannt und durch  
innovations- und technologieführerschaft gefestigt werden. berück-
sichtigt man ausschließlich die gesetzlichen Vorgaben oder vertraglich 
verlangten (ethischen) mindeststandards der stakeholder, können 
Chancen aus den sich neu entwickelnden ökosystemen schnell ver-
passt werden.  

Abbildung 1: Wie schätzen sie die Ambitionen Ihres 
Unternehmens in Bezug auf esg-themen ein? 
wir managen Chancen und risiken proaktiv und  
verschaffen uns so einen wettbewerbsvorteil.

47 %Total

48 %Industrial Manufacturing

40 %Automotive

46 %Versorger / Infrastruktur

52 %Transport / Logistik

Quelle: KPmg in deutschland, 2023; n = 50 je sektor,  
darstellung: hohe und sehr hohe bedeutung
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Vielfältige treiber der transformation
der Einbezug von unternehmerischen Kontrollgre mien 
ist für die langfristige Ausrichtung der Esg-Agenda 
besonders relevant. dabei sollten die Aufsichtsgremien 
nicht nur die interessen der Eigentümer und investoren 
im blick behalten, sondern auch die veränderten Kun-
denerwartungen und -bedürfnisse, neue geschäfts-
potenziale und regulatorische Vorgaben. Zudem kön- 

nen die Kontrollgremien durch ihren beitrag die Voraus-
 setzungen zur Erfüllung ihrer Überwachungsfunktion 
wie der sicherstellung der Com pliance mit z. b. den 
Csrd-Anforderungen sowie die vom Kapitalmarkt 
geforderte transparenz und Vergleichbarkeit von Esg-
themen schaffen. dabei ist der deutsche Corporate 
governance Kodex von zentraler bedeutung.

Abbildung 2: Was sind aus Ihrer sicht die für Ihr Unternehmen bedeutenden treiber für esg-Aktivitäten?  

76 %Kundenerwartungen und -bedürfnisse

3 %Nichts davon

57 %Neue Geschäftspotenziale

54 %Kostenvorteile und -einsparungen

39 %Etablierte Standards und Ratings

54 %Politik und Regulatorik

64 %Klimawandel und Umweltschäden

54 %Eigentümer und Investoren

46 %Wettbewerbsdruck

55 %Arbeitgeberattraktivität

34 %Gesellschaftlicher Druck, z. B. durch die Öffentlichkeit oder NGOs

62 %
76 %

36 %
67 %

37 %
52 %

58 %
68 %

43 %
52 %

39 %
46 %

35 %
51 %

5 %
14 %

Abbildung 3: Wie bedeutend sind Ihrer meinung nach die folgenden esg-Herausforderungen für Ihr Unternehmen? 

Vereinbarkeit von ESG mit der Geschäftsstrategie

Operationalisierung der ESG-Ziele als Bestandteil einer ESG-Roadmap

Überwachung von Zielen und Steuerung zur Zielerreichung

Integration von ESG in etablierte Prozesse und das Reporting

Verfügbarkeit von ESG-Daten für internes Management

Verfügbarkeit von ESG-Daten für Ratings und Rankings

Internes Know-how und Training für ESG-Themen

Nichts davon

Quelle: KPmg in deutschland, 2023; n < 500 mio. Eur umsatz = 137, n > 500 mio. Eur umsatz = 63 (gesamtübersicht),  
darstellung: Übersicht der bedeutendsten Esg-Herausforderungen (hohe und sehr hohe bedeutung) unter 500 Mio. EUR

ab 500 Mio. EUR

Quelle: KPmg in deutschland, 2023; n = 200 (gesamtübersicht), darstellung: Übersicht der bedeutsamen treiber (hohe und sehr hohe bedeutung)
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Verankerung von esg in der unternehmens-
organisation

C-Level und Vorstand tragen mehrheitlich die übergeordnete 
Verantwortung für esg-themen in den befragten Unternehmen.

Klare Verantwortlichkeiten für ein bestmögliches ergebnis 
um eine effektive Esg-management- und steuerungsstruktur zu 
schaffen, ist es wichtig, klare und voneinander abgrenzbare Verant-
wortlichkeiten innerhalb der unternehmensstruktur festzulegen. 
diese ermöglichen, dass alle relevanten Organisationseinheiten ihren 
bestmöglichen beitrag einbringen können. Entscheidend ist, ob die 
entsprechenden teams über relevante Esg-Kompetenz verfügen. 

esg-Kompetenz als erfolgsfaktor 
die Komplexität und dynamik von Esg-themen erfordern an vielen 
stellen Fachwissen und Erfahrung. durch die Einbindung erfahrener 
Esg-manager:innen und Expert:innen können steuerung und Ergeb-
nis verbessert und auch die schnittstellen im unternehmen effizien-
ter gemanagt werden. Entscheidend ist aber, ob das topmanagement 
wahrnehmbar hinter den Esg-Ambitionen steht. strategische Ver-
antwortung, die Einbindung in Entscheidungsprozesse, interne wie 
externe Kommunikation, aber auch die gestaltung von berichtslinien 
und die bereitstellung ausreichender ressourcen sind im rahmen 
der Esg-Aufstellung klare Aufgaben des topmanagements. 

Interne und externe Leistungsanreize schaffen 
um Esg-Aspekte effektiv in der Organisation zu verankern, müssen 
auf den entscheidenden Ebenen und in den verantwortlichen Posi tio-
nen Esg-bezogene Ziele klar und widerspruchsfrei an flexible gehalts-
komponenten gekoppelt sein. Einerseits bei den eigenen mitarbeiten-
den, andererseits auch bei Kunden und lieferanten. letztere können 
nicht nur über entsprechende richtlinien und Codes of Conduct zu 
nachhaltigerem Handeln angehalten werden, sondern auch bei ent-
sprechend starker leistung im Esg-bereich mit attrak tiveren Kondi-
tionen und Angeboten »belohnt« werden.   

erfolgreiche steuerung der zielerreichung
in der umsetzung der Esg-Anforderungen ist das 
management mit der steuerung zur Zielerreichung 
beauftragt. die Kontrollgremien fordern in diesem Zuge 
die notwendigen informationen vom management ein, 
um ihre Funktion ausfüllen zu können. Hieraus folgt, 
dass das management Esg-themenstellugen auch in 
das operative management integrieren muss. dies 
geschieht durch die Einbindung in Planung und repor-
ting. damit wird die notwendige grundlage gelegt, 
um das unternehmen langfristig entlang seiner Esg-
Agenda auszurichten und zu steuern.

Gremien und Lenkungsausschüsse  
sind etabliert

Verantwortlichkeiten sind  
formal definiert und zugewiesen

Abbildung 4: Inwiefern treffen die folgenden Aussagen auf die Aufbauorganisation des esg-managements  
in Ihren Unternehmen zu?
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Quelle: KPmg in deutschland, 2023; 
n = 200 (gesamtübersicht)
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esg-Berichterstattung – von der 
Pflichterfüllung zum Wettbewerbs-
vorteil
mehr als zwei drittel der berichtspflichtigen  
Unternehmen befinden sich noch nicht in der 
Umsetzung aller maßnahmen zur erfüllung der 
neuen Berichtsanforderungen.

Verfügbare esg-daten zur ganzheitlichen steue-
rung fehlen 
Vielen der befragten unternehmen mangelt es bislang 
an Kennzahlen für die Esg-steuerung. Eines von drei 
unternehmen verfügt »eher nicht« oder »überhaupt 
nicht« über Kennzahlen zu sozialen Aspekten. Über ein 
KPi-set zum management von governance-Aspekten 
verfügen 40 Prozent der befragten unternehmen. 
KPis zur steuerung von umweltaspekten liegen bei 
56 Prozent der befragten unternehmen vor.

esg ist mehr als Klimaschutz 
die meisten unternehmen legen ihren Fokus haupt-
sächlich auf den umweltschutz und weniger auf  
soziale und die unternehmensführung betreffende 
Aspekte. dabei ist nachhaltigkeit mehr als umwelt-
schutz: Esg-themen umfassen ebenso Aspekte wie 
menschenrechte, gesundheitsschutz, diversity und 
unternehmenswerte. stakeholder – von Aufsichtsbe-
hörden und investierenden über Kundinnen und Kun-
den bis hin zur öffentlichkeit – blicken immer genauer 
auf die für sie relevanten Esg-Kennzahlen und die ent-
sprechende berichterstattung. Für ihre Entscheidungs-
findung erwarten sie glaubwürdige, nachvollziehbare 
und vergleichbare daten. die Erfüllung ihrer Erwartun-
gen kann auch bedeuten, über die verpflichtenden 
Vorgaben hinauszugehen. 

transparenz ist essenziell 
um den Anforderungen einer gesetzeskonformen 
Esg-berichterstattung gerecht zu werden, ist eine 
umfassende transparenz der lieferketten unerläss-
lich. Allerdings mangelt es vielen unternehmen noch 
an dieser Voraussetzung: Oftmals basiert das wissen 
über die eigenen lieferketten auf selbstauskünften 
der lieferanten und komplexen und dezentral gepfleg-
ten Excel-tabellen. Jedoch benötigen unternehmen 
einen vollständigen Überblick über ihre gesamte liefer-
kette und über alle an der wertschöpfung beteiligten 
lieferanten, z. b. hinsichtlich der Frage, ob diese alle 
umwelt- und sozialstandards einhalten. 

Änderungen der Anforderungen als Chance 
 erkennen 
letztendlich geht es darum, die gesetzesänderungen 
und die sich wandelnden Anforderungen der stake-
holder nicht als zusätzlichen Aufwand, sondern als 
Chance zu begreifen, um bspw. neuen umsatz zu  
generieren oder Kosten zu senken. die Abdeckung 
von Esg-Aspekten ist nicht länger nur ein reines 
Fachthema, welches in einer Abteilung singulär bear-
beitet wird, sondern erstreckt sich über das gesamte 
unternehmen. Entsprechend sollten auch die Anfor-
derungen aller interessengruppen ganzheitlich in die 
Esg-berichterstellung einfließen. Voraussetzungen 
hierfür können durch stakeholder- und risikoanalysen 
geschaffen werden. darüber hinaus unterstützen opti-
mierte Audit- und revisionsprozesse sowie interne 
und externe workshops oder schulungen beim Auf-
bau nachhaltiger berichterstattungssysteme. 

nachhaltig digitalisiert – esg als 
transformationshebel

Weniger als jedes dritte Unternehmen verfolgt 
bei der internen data governance für esg einen 
systematischen oder übergreifenden Ansatz.

Handlungsbedarf bei der digitalisierung
Eine weitere große Herausforderung besteht für unter-
nehmen darin, Esg-daten einheitlich zu sammeln und 
zu verarbeiten: gut die Hälfte greift auf verteilte daten-
quellen in unterschiedlichen Formaten zu. bei über 
der Hälfte der befragten fehlt es zudem an verbind-
lichen Prozessen zur systematischen Pflege und Ver-
waltung von Esg-daten.  

  V E r t i E F u n g s H i n w E i s

über die studie  
»nachhaltig steuern« 

Für die KPMG-Studie »Nachhaltig 
steuern« zu »ESG Management &  
Steering« wurden im ersten Quartal 
2023 in Zusammenarbeit mit dem  
unabhängigen Marktforschungs- 
 institut KANTAR bundesweit 200 Ent- 
scheider:innen aus den Branchen  
Automotive, Ferti gung, Transport  
und Logistik sowie Infrastruktur  
befragt, wie sie den Stand der ESG- 
Aktivitäten im eigenen Unter nehmen  
bewerten.

kpmg.de/nachhaltigsteuern

© 2023 Audit Committee institute e.V., assoziiert mit der KPmg Ag wirtschaftsprüfungsgesellschaft, einer Aktiengesellschaft nach deutschem recht 
und einem mitglied der globalen KPmg-Organisation unabhängiger mitgliedsfirmen, die KPmg international limited, einer Private English Company 
limited by guarantee, angeschlossen sind. Alle rechte vorbehalten.

https://hub.kpmg.de/nachhaltig-organisiert-studie-zu-esg-management-und-steering?__hstc=85194310.12dc71cd40f1bd67236f9b0439cbfc6f.1676896476541.1685611707038.1685621466026.146&__hssc=85194310.1.1685621466026&__hsfp=4103746343


Audit Committee Quarterly II/2023 77Audit Committee Quarterly II/2023 77

Überwachung der Nachhaltigkeitsberichterstattung 

durch den Prüfungsausschuss  
Autor: dr. dirk rabenhorst

Dr. Dirk rabenhorst ist Partner der KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft  
im Department of Professional Practice, Berlin.

die zunehmende bedeutung der nachhaltigkeitsberichterstattung 
betrifft alle an der unternehmensberichterstattung beteiligten Par-
teien – die gesetzlichen Vertreter als die für die Erstellung Verantwort-
lichen, die Prüfer, die auf freiwilliger oder zukünftig verpflichtender 
grundlage mit der Prüfung von nachhaltigkeitsinformationen beauf-
tragt werden, und nicht zuletzt den Prüfungsausschuss, dessen 
Überwachungspflicht bezogen auf den rechnungslegungsprozess 
auch die nachhaltigkeitsberichterstattung umfasst.

demzufolge enthält auch der dCgK 2022 erstmals Empfehlungen 
zum Kompetenzprofil von Aufsichtsratsmitgliedern zu nachhaltigkeits-
fragen und zur nachhaltigkeitsberichterstattung oder deren Prüfung.

da es sich bei den zunehmenden nachhaltigkeitsberichtsanforderun-
gen um »neuland« handelt, bieten die von der international Federa-
tion of Accountants (iFAC) veröffentlichten »Key Questions for Audit 
Committees Overseeing sustainability-related disclosures«1 eine 
nützliche Handreichung für eine strukturierte Überwachung der 
nachhaltigkeitsberichterstattung.

die schlüsselfragen sind in vier Kategorien untergliedert:

• rollen und Verantwortlichkeiten für die nachhaltigkeitsbericht-
erstattung in der unternehmensorganisation

• datenerhebung, Prozesse und Kontrollen

• gegenstand der nachhaltigkeitsberichterstattung

• Prüfung der nachhaltigkeitsberichterstattung

Aufgrund der reichweite der neuen berichtsanforderungen können 
die in diesen Kategorien gelisteten Fragen nur einen startpunkt für 
die Überwachung durch den Prüfungsausschuss darstellen. bereits 
in der Vorbereitungsphase auf die berichtsanforderungen nach der 
Csrd wird die Hinzuziehung externer Expertise in Form eines Csrd 
readiness Assessment sinnvoll sein, um die Prüffähigkeit rechtzeitig 
zur erstmaligen Prüfungspflicht zu gewährleisten.  

1 Online abrufbar unter https://ifacweb.blob.core.windows.net/publicfiles/2023-05/key- 
questions-audit-committees-sustainability-disclosure.pdf
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ausdruck des Wandels

seit 2017 müssen große kapitalmarktorientierte unter-
nehmen, banken und Versicherungen mit jeweils mehr 
als 500 mitarbeitern neben dem Finanzbericht auch 
eine nichtfinanzielle berichterstattung veröffentlichen. 
diese Pflicht wird infolge der Corporate sustainability 
reporting directive (Csrd) in den kommenden Jahren 
sowohl im Hinblick auf die erforderlichen inhalte der 
berichterstattung als auch den Anwendungsbereich 
sukzessive ausgeweitet werden. der umgang mit 
 Enviromental, Social und Governance (Esg) gewinnt 
somit gegenüber rein finanziellen belangen an bedeu-
tung. die berichtsprüfung erfolgt durch den Aufsichts-
rat – und kann zusätzlich durch eine externe beratung 
inhaltlich geprüft werden; infolge der Csrd wird diese 
externe Prüfung verpflichtend werden. die beratung 
zur Einhaltung von Esg-Kriterien hat sich zu einem 
 eigenen geschäftsfeld entwickelt: Es gibt unzählige 
Experten, die unternehmen bei der umsetzung von 
Esg-Zielen unterstützen. 

diese neuen berichterstattungspflichten verärgern 
 einige unternehmensverantwortliche. Überraschend 
kamen sie aber nicht, denn: insbesondere der Klima-
wandel und seine Folgen zwingen den gesetzgeber 
zum Handeln. Zudem sind gesetzliche Vorgaben nichts 
anderes als ein Ausdruck des gesellschaftlichen wan-
dels. die Frage ist, wie die geschäftsführung und der 
Aufsichtsrat mit diesem wandel umgehen.

wie können unternehmen ihre wirtschaftlichen Ziele erfüllen und gleichzeitig 

gesellschaftliche Verantwortung in bezug auf soziale, umweltbezogene  

und ethische Aspekte übernehmen? Über den stellenwert nichtfinanzieller 

berichterstattung – und was das für Aufsichtsräte bedeutet.

Nichtfinanzielle Berichterstattung: 
 Im Spannungsfeld zwischen  
 Nachhaltigkeit und Wertschöpfung  

Autor: Ulvi Aydin

nachhaltigkeit

»Weil wir müssen« vs.  
»weil wir wollen«

Aus meiner Erfahrung als Aufsichtsrat und beirat 
 sowie aus gesprächen mit anderen Kolleginnen und 
Kollegen wage ich eine grobe schätzung: ich behaup te, 
ca. zwei drittel aller unternehmen setzen Esg-Krite-
rien um, weil sie es müssen oder weil sie damit image-
pflege betreiben wollen. geschätzt ein drittel setzt die 
Esg-Kriterien aus tiefer Überzeugung und innerem 
Antrieb um. Zu welchem drittel gehören sie? mein rat: 
unternehmen sollten Esg-Vorgaben immer aus inne-
rer Überzeugung umsetzen. das muss in der Kultur 
verankert sein! wir alle sind rechenschaftspflichtig für 
unsere taten und verantwortlich für unser wirtschaftli-
ches Handeln! 

Es ist auch keine raketenwissenschaft: wenn alle 
länder so wirtschaften würden wie die fünf größten 
industrienationen, dann bräuchten wir mindestens 
 einen zweiten Planeten, bei dem wir ressourcen 
 abbauen könnten. umwelt- und Klimaschutz, der spar-
same umgang mit ressourcen, soziale gerechtigkeit 
sind richtigerweise zu erfolgskritischen Kriterien im 
unternehmertum aufgestiegen.
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Patagonia par excellence?

Ein beispiel, wie Esg in der Kultur verankert sein kann, 
liefert Yvon Chouinard: der gründer der Outdoor- 
modemarke Patagonia hat das unternehmen an eine 
gemeinnützige stiftung verschenkt, um den Klima-
wandel und umweltrisiken zu bekämpfen. dieser radi-
kale Ansatz hat investoren weltweit aufgerüttelt. nun 
erwartet niemand, dass ihr unternehmen wie Pata-
gonia sein muss. Allerdings müssen sich Vorstände 
zunehmend stärker an ihrem ökologischen und sozia-
len Handeln messen lassen – und nicht nur an nackten 
geschäftszahlen. denn dieses zeigt, wofür das unter-
nehmen wirklich steht und welches image es hat. und 
das image ist ein enorm wichtiger wert, auch wenn 
er sich nicht direkt in geld auszahlen lässt.

Wir müssen den rOI neu definieren!

der return on investment (rOi) ist bei der umsetzung 
von Esg-Kriterien nicht direkt ersichtlich. im gegen-
teil: Oftmals reduziert er sich hierdurch kurz- bis mittel-
fristig. Aber so läuft Veränderung nun einmal. wandel 
ist kein nullsummenspiel! wenn unternehmen sich 
darüber im Klaren sind, dass sie Esg-maßnahmen 
umsetzen wollen, müssen sie ihren Aktionären auch 
erklären, dass sich dies kurz- und mittelfristig negativ 
auf die rendite auswirken kann. Aber: dass es sich 
langfristig lohnt. Es wird einen rOi geben, der sich 
nicht direkt in dividenden auszahlen lässt. 

dafür müssen wir den rOi langfristiger denken. rOi 
ist aus der traditionellen denkweise heraus immer ein 
quantitatives Ziel. Allerdings gibt es neben quantitati-
ven rOis (marge, gewinn, deckungsbeitrag, Aktien-
kurs etc.) auch qualitative rOis, die sich oftmals erst 
langfristig einstellen. und dazu gehören u. a. die CO2-
Emissionsbilanz, die verbrauchten ressourcen und 
die Arbeitsbedingungen. ich als Aufsichtsrat glaube 
fest daran, dass sich ein Aktienkurs positiv entwickelt, 
wenn das unternehmen Esg-konform agiert. die be-
achtung ethischer standards gewährleistet langfristig 
immer einen rOi. der drückt sich aus in: stärkerer 
nachfrage, einem höheren Aktienkurs, imagegewinn 
sowie einer größeren und positiveren markenwahr-
nehmung.

Fridays for Future in der Hauptversammlung?

der grund für 90 Prozent aller Kaufentscheidungen ist nicht primär 
die befriedigung von bedürfnissen physischer natur. Funktionalität 
setzen Kunden heute voraus. stattdessen spielen unzählige nicht 
physische Eigenschaften eine immer wichtigere rolle: ein bestimm-
ter lifestyle, das Erreichen eines bestimmten gemütszustands, ein 
gefühl der dazugehörigkeit – und zunehmend auch die Fragen, ob 
das Produkt fair ist, woher die materialien kommen und wie groß der 
ökologische Fußabdruck bei der Herstellung ist. und glauben sie 
mir: das ist kein kurzweiliger trend, nein. die nächsten Kundengene-
rationen werden voraussichtlich immer kritischer hinterfragen, wie 
ein Produkt hergestellt wurde. und allein aus diesem grund zahlt sich 
nichtfinanzielle berichterstattung langfristig aus – es dauert eben nur 
etwas länger.

was bedeutet das für die besetzung des Aufsichtsrats? müssen 
 unternehmen bald Klimaaktivisten in ihren Kontrollgremien sitzen 
haben? nun, das liegt an ihnen. Aber ganz so drastisch muss es gar 
nicht sein. Ein erfolgreiches unternehmen benötigt immer auch zah-
lengetriebene, gewinnorientierte menschen im Aufsichtsrat. Aller-
dings ist der gesunde mix entscheidend. in einem zukunftsorientier-
ten, vielfältigen Aufsichtsratsgremium müssen auch leute sitzen, die 
kritisch hinterfragen: ist unser wirtschaftliches Handeln ökologisch 
und sozial richtig? und: woran können wir das messen? 

Fazit: Das geld wird folgen

unternehmen müssen den rOi-begriff heute langfristiger denken, 
um die Achtsamkeit auf ethische standards zu belohnen. Als Auf-
sichtsräte müssen wir aber auch sicherstellen, dass diese standards 
sinnvoll und fair sind und nicht nur dazu dienen, das unternehmens-
image zu polieren. letztendlich sollte der Erfolg eines unternehmens 
nicht nur daran gemessen werden, wie viel umsatz es macht – son-
dern auch anhand seiner Auswirkungen auf die umwelt, die gesell-
schaft und die Arbeitsbedingungen. gleichzeitig gilt aber auch: Ein 
unternehmen, das Esg-konform agiert, wird eine stärkere nach-
frage haben und langfristig erfolgreich sein – auch in den quantitati-
ven Kennzahlen. Oder anders ausgedrückt: das geld wird auf die 
guten taten folgen.  

ulvi aydin ist Trusted Advisor,  börsenzertifizierter 
Aufsichtsrat, Beirat und  Buchautor. Er begleitet 
 mittelständische Unter nehmen und Konzerne bei 
Marken- und Markt entwicklung, Neupositionie-
rung, Restrukturierung und Vertriebs exzellenz. 
Über seine  Erfahrung schreibt er in diversen Wirt-
schafts medien  (u. a. WirtschaftsWoche, Harvard 
Business Manager,  Manager Magazin). Mehr Infos 
unter www.aycon.biz
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die Europäische Kommission hat am 13.6.2023 neue und geänderte 

 delegierte Verordnungen zur Eu-taxonomie grundsätzlich angenommen 

und veröffentlicht.1 das Europäische Parlament und der rat der Europäi-

schen union prüfen diese nun, bevor die rechtsakte in Kraft treten können.

die berichtspflichten nach Art. 8 der Eu-taxonomie-
Verordnung über den Anteil ökologisch nachhaltiger 
wirtschaftstätigkeiten waren bislang auf tätigkeiten 
beschränkt, die einen erheblichen beitrag zur Errei-
chung der klimabezogenen umweltziele 1 und 2 leis-
ten können. nach einer kurzen Konsultationsphase  
im mai 2023 und der sich daran anschließenden Über-
arbeitung hat die Eu-Kommission den lang erwarte-
ten »Environmental delegated Act« für die Festlegung 
der wirtschaftstätigkeiten und der zugehörigen tech-
nischen bewertungskriterien für die umweltziele 3 bis 
6 nun vor Kurzem veröffentlicht. 

Auch für die bestehenden umweltziele 1 und 2 wer-
den durch eine änderung des sog. Climate delegated 
Act zusätzliche wirtschaftstätigkeiten in den Kreis der 
taxonomiefähigkeit aufgenommen. Zudem werden 
für einzelne wirtschaftstätigkeiten Anpassungen an 
den technischen bewertungskriterien vorgenommen. 

darüber hinaus hat die Eu-Kommission änderungen 
an den Vorgaben zur darstellung der Angaben zur  
taxonomie vorgenommen.2

damit steigt zum einen insgesamt das Potenzial für 
unternehmen, künftig mehr wirtschaftstätigkeiten als 
ökologisch nachhaltig im sinne der Eu-taxonomie 
klassifizieren zu können, zum anderen aber auch der 
entsprechende untersuchungsumfang für die unter-
nehmen.

in Anerkennung dessen hat die Eu-Kommission aber 
auch teilweise Übergangsfristen vorgesehen. trotz-
dem wird ein großteil der betroffenen unternehmen 
bereits in diesem Jahr wieder handeln müssen, um 
die zusätzlichen Anforderungen erfüllen zu können. 

Auch der Aufsichtsrat wird sich mit den angepassten 
und erweiterten berichtspflichten auseinandersetzen 
müssen, um seiner Überwachungsfunktion nachzu-
kommen.3

2 änderungen an der delegierten Verordnung (Eu) 2021/ 2178 (disclosure 
delegated Act)

3 gemäß § 171 Abs. 1 satz 4 Aktg hat der Aufsichtsrat die nichtfinanzielle 
Erklärung bzw. den nichtfinanziellen bericht zu prüfen, in dem gemäß  
Art. 8 Abs. 1 Eu-taxonomie-VO auch die taxonomieangaben aufzunehmen 
sind.

1 der Environmental delegated Act sowie die änderungen zum Climate und 
disclosure delegated Act wurden am 27.6.2023 von der Europäischen 
Kommission final angenommen und können online abgerufen werden:  
https://finance.ec.europa.eu/publications/sustainable-finance- 
package-2023_en

ta   xo   no   mie   fä   hi   ge
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einführung der Wirtschaftstätig-
keiten zu den umweltzielen 3 bis 6

der Environmental delegated Act erweitert den Kata-
log der taxonomiefähigen und somit potenziell nach-
haltigen wirtschaftstätigkeiten um solche, die einen 
wesentlichen beitrag zu einem oder mehreren der 
nicht klimabezogenen umweltziele leisten können. 
waren diese umweltziele für die zur Eu-taxonomie 
verpflichteten unternehmen bisher nur bei der Über-
prüfung der sog. »do no significant harm«-Kriterien 
(dnsH-Kriterien) zu betrachten, werden sie von den 
unternehmen jetzt auch bei der Einschätzung im  
Fokus stehen, ob ihre Aktivitäten wesentlich zur Erfül-
lung eines der umweltziele beitragen oder zumindest 
beitragen können. insgesamt ordnet die Eu-Kommis-
sion diesen vier umweltzielen zunächst 35 wirt-
schaftstätigkeiten zu:

• nachhaltige nutzung und schutz von wasser- und 
meeresressourcen – 6 tätigkeiten,

• Übergang zu einer Kreislaufwirtschaft – 21 tätig-
keiten,

• Vermeidung und Verminderung der umweltver-
schmutzung – 6 tätigkeiten sowie

• schutz und wiederherstellung der biodiversität und 
der ökosysteme – 2 tätigkeiten.

die taxonomiefähigen wirtschaftstätigkeiten zum 
umweltziel »nachhaltige nutzung und schutz von was-
ser- und meeresressourcen« sind im wesentlichen den 
sektoren wasserver- und Abwasserentsorgung sowie 
tief- und wasserbau zuzuordnen.    

Umweltziel gemäß Art. 9  
eU-taxonomie-Verordnung

Quelle für technische  
Bewertungskriterien

Klimaschutz Climate  
Delegated Act  

(angepasst, Entwurf)Anpassung an den Klimawandel

Nachhaltige Nutzung sowie Schutz von  
Wasser- und Meeresressourcen

Environmental  
Delegated Act
(neu, Entwurf)

Übergang zu einer Kreislaufwirtschaft

Vermeidung und Verminderung  
der Umweltverschmutzung

Schutz und Wiederherstellung  
der Biodiversität und der Ökosysteme

Konstantin säuberlich, 
WP / StB, ist Senior Manager  
bei der KPMG AG Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft und  
im Department of Professional 
Practice zuständig für ESG- 
Reporting. Er ist auch Mitglied 
der IDW-Arbeitsgruppe CSRD 
und ESRS.

Dipl.-Kffr. stefanie Jordan, 
WPin, ist Senior Managerin  
bei der KPMG AG Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft und  
im Department of Professional 
Practice zuständig für ESG- 
Reporting. Sie ist auch Mitglied 
der IDW-Arbeitsgruppen  
CSRD und ESRS sowie FAQ  
Art. 8 Taxonomie-VO.ta   xo   no   mie   fä   hi   ge

© 2023 Audit Committee institute e.V., assoziiert mit der KPmg Ag wirtschaftsprüfungsgesellschaft, einer Aktiengesellschaft nach deutschem recht 
und einem mitglied der globalen KPmg-Organisation unabhängiger mitgliedsfirmen, die KPmg international limited, einer Private English Company 
limited by guarantee, angeschlossen sind. Alle rechte vorbehalten.



82 Audit Committee Quarterly II/2023

nACHHAltigKEit

82 Audit Committee Quarterly II/2023

Für das umweltziel »Übergang zur Kreis-
laufwirtschaft« werden wirtschafts-
tätigkeiten aus einer Vielzahl von sekto-
ren identifiziert. diese betreffen sowohl 
das produzierende gewerbe (Herstel-
lung von Plastikverpackungen und elek-
trischen sowie elektronischen Erzeug-
nissen), wiederum Aktivitäten aus dem 
bereich der wasserver- und Abwasser-
entsorgung sowie der Abfallbehandlung 
und das baugewerbe. darüber hinaus 
fallen auch tätigkeiten aus dem it- und 
Kommunikationssektor sowie die repa-
ratur, Überholung und wiederaufarbei-
tung inklusive des Verkaufs von Ersatz-
teilen und tätigkeiten rund um die 
wiederverwertung von gebrauchten 
Erzeugnissen in den Anwendungs-
bereich dieses umweltziels. insbeson-
dere der Verkauf von Ersatzteilen birgt 
wieder komplexe Fragestellungen zur 
Abgrenzung. 

die taxonomiefähigen wirtschaftstätig-
keiten zum umweltziel »Vermeidung 
und Verminderung der umweltver-
schmutzung« stammen aus den sekto-
ren der Herstellung von pharmazeuti-
schen Erzeugnissen, der sammlung, 
behandlung und beseitigung gefährli-
cher Abfälle sowie der beseitigung von 
umweltverschmutzungen.

Für das umweltziel »schutz und wie-
derherstellung der biodiversität und der 
ökosysteme« sollen die beiden wirt-
schaftstätigkeiten »Erhaltung, ein-
schließlich wiederherstellung, von le-
bensräumen, ökosystemen und Arten« 
sowie »Hotels, Ferienunterkünfte, Cam-
pingplätze und ähnliche unterkünfte« 
eingeführt werden.

neue und überarbeitete Wirtschaftstätig-
keiten zu den umweltzielen 1 und 2

Auch bei den bisherigen umweltzielen »Klimaschutz« und »Anpas-
sung an den Klimawandel« hat die Eu-Kommission neuerungen 
umgesetzt: Es werden sowohl neue wirtschaftstätigkeiten als auch 
Anpassungen an bestehenden wirtschaftstätigkeiten vorgeschlagen.

Zu begrüßen ist bspw. die von vielen Automobilzulieferern erhoffte 
und nun erfolgte Einführung einer wirtschaftstätigkeit zur Herstellung 
von Automobil- und mobilitätskomponenten für das umweltziel 
 »Klimaschutz« (Entwurf zu Abschnitt 3.18 Climate delegated Act). 
Zusätzlich werden durch die Einführung eine reihe von wirtschafts-
tätigkeiten weiterer sektoren in den Kreis der taxonomiefähigkeit 
aufgenommen:

neu eingeführte Wirtschaftsaktivitäten zu den Klimazielen 1 und 2

Klimaziel 1: Klimaschutz

3.18  Herstellung von Automobil- und  
Mobilitätskomponenten

3.19  Herstellung von Schienenbestandteilen

3.20 Elektrische Infrastruktur

3.21  Herstellung von Flugzeugen

6.18  Leasing von Flugzeugen

6.19  Passagier- und Frachtluftverkehr

6.20  Bodenabfertigungsdienste im Luftverkehr

Klimaziel 2: Anpassung an den Klimawandel

5.13 Entsalzung

7.8 Bauwesen

8.4 Software für Klimarisikomanagement

9.3 Beratung für Klimarisikomanagement

14.1 Notfalldienste

14.2  Infrastruktur zur Vermeidung von Hochwasser  
und zum Hochwasserschutz
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Es ist zu erwarten, dass die mit der Einführung der 
neuen wirtschaftstätigkeiten verbundene Auswei-
tung der taxonomiefähigen wirtschaftstätigkeiten 
nicht zwangsläufig eine vergleichbare Ausweitung der 
taxonomiekonformität mit sich bringt. die techni-
schen bewertungskriterien, welche bei Ausweis der 
wirtschaftstätigkeiten als taxonomiekonform erfüllt 
werden müssen, erscheinen bewusst ambitioniert 
gesetzt. sie gehen in vielen Fällen über derzeitige 
 gesetzliche mindeststandards hinaus, um einen ent-
sprechenden Anreiz zur Verbesserung der umwelt-
bezogenen unternehmensleistung zu setzen.

bereits erkennbar ist, dass auch bei diesen wirtschafts-
tätigkeiten eine reihe von Auslegungsfragen zur Ein-
ordnung dieser als taxo nomiefähig bzw. taxonomiekon-
form aufkommen werden, die Vorstände, Aufsichtsräte 
und Prüfer beschäftigen werden. beispielsweise ist 
es fraglich, wie die von der Eu-Kommission verwen-
dete bezeichnung »essential for delivering and impro-
ving the environmental performance of the vehicle« 
bei der bereits angesprochenen wirtschaftstätigkeit 
»3.18 Herstellung von Automobil- und mobilitätskom-
ponenten« zu interpretieren ist und inwieweit diese 
bereits bei der beurteilung der taxonomiefähigkeit der 
wirtschaftstätigkeit eine rolle spielt. 

Auch die änderungen an den bereits eingeführten 
wirtschaftstätigkeiten sollten in jedem Fall unterneh-
mens  individuell auf ihre Auswirkungen in bezug auf 
taxonomiefähigkeit und -konformität untersucht wer-
den.

Zentrale anpassung bei DnsH-Krite-
rien zur Vermeidung und Verminde-
rung der umweltverschmutzung
Eine wesentliche Anpassung – auch nochmals zu den 
zuvor veröffentlichten Entwürfen – hat die Eu-Kom-
mission im jeweiligen »Appendix C« zu den bewer-
tungskriterien der umweltziele 1 bis 4 und 6 im Climate 
bzw. Environmental delegated Act umgesetzt. die 
derzeitig noch gültige Vorschrift 4 sieht vor, dass die 
Herstellung, das inverkehrbringen oder die Verwendung 
von bedenklichen substanzen mit gewissen Eigen-
schaften 5 nur dann möglich ist, wenn sich ihre Ver-
wendung als wesentlich für die gesellschaft erwie-
sen hat (»essential for the society«). im rahmen der 
erstmaligen berichterstattung über die taxonomie-
konformität hat dieser unbestimmte begriff bei den 
Anwendern zu erheblicher unsicherheit und hetero-
gener Auslegung geführt.

4 buchstabe f) und g) Appendix C (Annex i und ii) des Climate delegated Act

5 substanzen mit in Art. 57 der rEACH-Verordnung genannten Eigenschaften

die Anknüpfung der Ausnahme an das Kriterium des 
»essential use for society« wird nun durch das Konzept 
der geeigneten Alternative (»suitable alternative«)  
ersetzt werden. nur wenn keine solche Alternative 
vorliegt, steht die Verwendung der genannten stoffe 
der taxonomiekonformität nicht entgegen. nach dem 
vorgeschlagenen neuen wortlaut ist das nichtvorlie-
gen einer geeigneten Alternative für einen schäd-
lichen stoff zu prüfen und zu dokumentieren. leider 
versäumt die Eu-Kommission die möglichkeit zur defi-
nition, was unter einer »geeigneten« Alternative zu 
verstehen ist. den Anwendern werden somit leit-
planken vorenthalten, inwieweit Aspekte des techno-
logischen reifegrads sowie der wirtschaftlichkeit  
berücksichtigt werden können bzw. sollten. darüber 
hinaus soll die Verwendung der stoffe unter »kontrol-
lierten bedingungen« erfolgen; auch dieser begriff 
bleibt unbestimmt und wird der weiteren Auslegung 
bedürfen. unbeschadet dieser änderungen scheint 
das Verbot der Herstellung, des inverkehrbringens 
oder der Verwendung einer bestimmten substanz 
weiterhin nicht auf eine im Endprodukt enthaltene 
substanz beschränkt zu sein, sondern auch die Ver-
wendung schädlicher substanzen während des Her-
stellungsprozesses bei lieferanten einzuschließen.6 
gegenüber der Entwurfsfassung wurde zudem eine 
wesentlichkeitsschwelle von 0,1 Prozent massen-
anteil für die genannten stoffe eingeführt.

in einer Fußnote hat die Eu-Kommission jedoch fest-
gehalten, dass sie die neu einzuführenden Ausnahmen 
wiederum nur als eine Übergangslösung versteht. die 
Ausnahmen vom Verbot der Herstellung, des inver-
kehrbringens oder der Verwendung der unter diese 
regelung des Appendix C fallenden stoffe sollen 
überprüft werden, sobald sie das für 2023 angekün-
digte dokument mit den horizontalen grundsätzen für 
die Verwendung von wesentlichen Chemikalien ver-
öffentlicht hat. 

anpassung der Darstellung

in den Vorschriften zur darstellung des delegated  
disclosure Act sollen vornehmlich kleinere Anpassun-
gen vorgenommen werden, Aspekte klargestellt und 
offensichtliche unrichtigkeiten bereinigt werden.

der zentrale meldebogen zur berichterstattung der 
KPis durch die nichtfinanzunternehmen (Anhang ii der 
Verordnung (Eu) 2021 / 2178) soll hierbei leicht ange-
passt werden, um bisherige redundanzen in den  
Angaben zu beseitigen.7  

6 Vgl. auch Frage 180 der First draft Commission notice vom 19.12.2022

7 streichung der bisherigen spalte 18 (taxonomiekonformer [umsatz-,  
CapEx-, OpEx-]Anteil) wegen dopplung mit spalte 4 (Anteil am  
[umsatz, CapEx, OpEx])
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Zudem hat sich die Eu-Kommission entschlossen, 
eine reihe von Erläuterungen zum inhalt und zu den 
notwendigen Eintragungen im meldebogen zu geben: 

so zeigt sich durch die beispielhafte darstellung der 
taxonomiekonformen tätigkeit, dass eine solche bei 
Konformität mit mehr als einem umweltziel mehrfach 
im meldebogen darzustellen ist. Aufgrund der mehr-
fachen darstellung der wirtschaftstätigkeit in mehre-
ren Zeilen und der daraus resultierenden notwendigen 
Aufteilung des Anteils am leistungsindikator wird  
daher insbesondere darauf zu achten sein, dass ein 
»double Counting« vermieden wird, um den taxono-
miekonformen Anteil der wirtschaftstätigkeit nicht 
überhöht darzustellen.8

insgesamt ist festzuhalten, dass die Anwendung der 
meldebögen als obligatorisch angesehen wird.  

anwendungsbeginn und  
Übergangsfristen

die neuen und geänderten Verordnungen sollen ab 
dem 1.1.2024 anzuwenden sein. in diesem Zusam-
menhang soll auch die bisher in Art. 8 Abs. 5 delega-
ted disclosure Act vorgesehene Übergangsfrist für die 
berichterstattung zu den umweltzielen 3 bis 6 gestri-
chen werden. die Eu-Kommission sieht im rahmen 
der Einführung der neuen wirtschaftstätigkeiten so-
wohl zu den klimabezogenen umweltzielen als auch 
zu den weiteren umweltzielen Erleichterungen vor, um 
den unternehmen ausreichend Zeit zur bewertung 
und umsetzung einzuräumen: 

• bei berichterstattungen im Zeitraum vom 1.1.2024 
bis 31.12.2024 sollen zunächst nur die Anteile die-
ser wirtschaftstätigkeiten am taxonomiefähigen 
und nicht taxonomiefähigen umsatz, CapEx und 
OpEx berichtet werden. weiterhin sind qualitative 
Angaben nach Abschnitt 1.2 Annex i des delegated 
disclosure Act zu machen. 

• somit ist eine vollumfängliche berichterstattung zur 
taxonomiekonformität erst für berichterstattungen 
ab dem Jahr 2025 (bei kalendergleichem geschäfts-
jahr für 2024) vorgesehen. 

der angepasste meldebogen für die KPis von nicht-
finanzunternehmen (Anhang ii der Verordnung (Eu) 
2021 / 2178) soll hingegen bereits für die berichter-
stattungen ab dem 1.1.2024 (bei kalendergleichem 
geschäftsjahr für 2023) anzuwenden sein. 

8 Vgl. z. b. auch Frage 8 der second draft Commission notice vom 
19.12.2022

Auch die änderungen an den technischen bewertungs-
kriterien der bereits eingeführten wirtschaftstätig-
keiten der umweltziele »Klimaschutz« und »Anpassung 
an den Klimawandel« inklusive der dargestellten ände-
rungen an dem dnsH-Kriterium für die Vermeidung 
und Verminderung der umweltverschmutzung sollen 
bei der Einschätzung der taxonomiekonformität bereits 
ab dem Jahr 2024 (bei kalendergleichem geschäfts-
jahr für 2023) zu berücksichtigen sein.

scrutiny Period und Inkrafttreten

wie auch bei den anderen delegierten rechtsakten 
haben das Europäische Parlament und der rat nun bis 
zu vier monate Zeit, um Einwände gegen die verab-
schiedeten änderungen am delegated disclosure Act 
sowie gegen den verabschiedeten delegated dis-
closure Act zu erheben (sog. scrutiny Period).9 nach 
Ablauf der Prüfungsfrist und wenn beide Organe keine 
Einwände erheben, tritt der ergänzende delegierte 
rechtsakt in Kraft. insofern wäre mit einer implementie-
rung in der mitte des vierten Quartals 2023 zu rechnen. 

die Herausforderungen für die gesellschaften liegen 
somit zum einen in der untersuchung, inwiefern die 
eigenen Aktivitäten mit den wirtschaftstätigkeiten 
übereinstimmen und ob durch die Anpassungen an 
bestehenden tätigkeiten auch Anpassungen in der 
berichterstattung notwendig werden.

weiterhin sind die Auswirkungen der änderungen an 
Appendix C für viele produzierende unternehmen von 
bedeutung. 

gesellschaften sollten sich daher – trotz aller unsicher-
heiten – frühzeitig mit den regelungen auseinander-
setzen, auch wenn diese noch nicht in Kraft getreten 
sind, da sie voraussichtlich für berichte anzuwenden 
sein werden, die ab dem 1.1.2024 veröffentlicht werden.

Auch Aufsichtsräte sollten sich mit den änderungen 
und neuerungen rechtzeitig auseinandersetzen, um 
sicherzustellen, dass unternehmen die notwendigen 
schritte rechtzeitig einleiten, um ihrer gesetzlichen 
Prüfungs- und Überwachungspflicht ordnungsgemäß 
nachzukommen.  

9 Art. 23 Abs. 6 Eu-taxonomie-Verordnung
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die im dezember 2022 verabschiedete Corporate 
sustainability reporting directive (Csrd) verpflichtet 
nicht mehr nur kapitalmarktorientierte unternehmen 
bzw. Konzerne, einen nachhaltigkeitsbericht in den 
(konsolidierten) lagebericht aufzunehmen und darin 
einerseits die Auswirkungen des unternehmens auf 
mensch und umwelt (impact-Perspektive) und ande-
rerseits die Auswirkungen von nachhaltigkeitsaspek-
ten auf die Entwicklung, Ertragslage und Finanzposi-
tion eines unternehmens verständlich zu machen 
(finanzielle Perspektive).

die Eu-Kommission hatte die European Financial 
 reporting Advisory group (EFrAg) beauftragt, Ent-
würfe für standards zur berichterstattung (European 
sustainability reporting standards, Esrs) zu ent-
wickeln und der Eu-Kommission vorzulegen. nach 
 einem umfangreichen Verfahren hatte die EFrAg im 
november 2022 den ersten satz (set 1) von sektor-
agnostischen Esrs-Entwürfen an die Eu-Kommission 
übergeben.  

 EU-Kommission veröffentlicht Entwurf  

 einer Delegierten Verordnung zur Übernahme  

 der ESRS in geltendes Recht  
Autorin: stefanie Jordan

stefanie Jordan, Wirtschaftsprüferin, ist Senior Managerin und  leitet 
die ESG-Gruppe im Department of Professional Practice, der Grundsatz-
abteilung der KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft.
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damit die Esrs rechtskraft entfalten können, hat die 
Eu-Kommission nun entsprechend Artikel 29b einen 
Entwurf für eine delegierte Verordnung1 zur Über-
nahme des ersten satzes an standards vorgelegt und 
den interessierten stakeholdern eine relativ kurze 
Kommentierungsfrist von vier wochen eingeräumt. 

der Vorschlag der Eu-Kommission sieht einige we-
sentliche änderungen gegenüber den von der EFrAg 
entworfenen standards vor, mit denen insbesondere 
die belastung der berichtspflichtigen unternehmen 
reduziert werden soll.

Wegfall der in jedem Fall verpflich-
tenden themenspezifischen angaben

die ursprünglichen Entwürfe der EFrAg sahen u. a. 
vor, dass ungeachtet des Ergebnisses der unterneh-
mensindividuellen wesentlichkeitsanalyse sämtliche 
klimabezogenen Angaben sowie bestimmte Angaben 
zu sozialen belangen der eigenen belegschaft bereit-
zustellen sind. diese Angabepflicht war auch für be-
stimme datenpunkte in anderen standards vorgese-
hen, die auf basis anderer Eu-rechtsvorschriften 
zwingend benötigt werden. nach dem Vorschlag  
der EFrAg waren damit ca. die Hälfte der von den 
themenspezifischen standards geforderten quantita-
tiven Angabepflichten für jedes unternehmen noch 
obligatorisch.

dieser Ansatz wurde nun von der Eu-Kommission 
verworfen. sie schlägt vor, sämtliche themenspezifi-
schen Angabepflichten abhängig davon zu machen, 
ob das unternehmen auf der grundlage des Konzepts 
der doppelten wesentlichkeit entweder die jeweiligen 
Auswirkungen (»impacts«) oder die risiken (»risks«) 
bzw. Chancen (»opportunities«) als wesentlich beurteilt 
hat. Ob sich tatsächlich schon mit dem wegfall der 
obligatorischen Angaben allein der berichtsumfang 
für die unternehmen deutlich reduzieren wird, bleibt 
jedoch abzuwarten. 

um bspw. auf die Angaben nach Esrs s1 gänzlich 
verzichten zu können, müsste ein unternehmen argu-
mentieren, dass die unternehmerische tätigkeit keine 
wesentlichen (positiven oder negativen) Auswirkungen 
auf seine eigene belegschaft, deren Arbeitsbedingun-
gen, Chancengleichheit etc. hat und umgekehrt keine 
wesentlichen Chancen und risiken für das unterneh-
men mit der eigenen belegschaft verbunden sind. Ob 
dies durch berichtspflichtige unternehmen begründ-
bar ist, ist im Einzelfall zu beurteilen. 

1 https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/
initiatives/13765-Erste-europaische-Standards-fur-die-Nachhaltigkeits-
berichterstattung_de

Auch im Hinblick auf Auswirkungen, risiken und Chan-
cen in Verbindung mit dem Klimawandel (Esrs E1) ist 
fraglich, wie viele unternehmen diese als gänzlich 
 unwesentlich deklarieren werden können: bereits  
80 Prozent der g250-unternehmen2 weltweit und  
94 Prozent der g250-unternehmen in deutschland 
haben in ihren nachhaltigkeitsberichten Angaben zu 
dekarbonisierungszielen gemacht, welche zunehmend 
mit der Erreichung der Ziele des Pariser Klimaabkom-
mens in Einklang gebracht werden.3 Auch der Anteil an 
unternehmen, die den Klimawandel als wesentliches 
risiko für das unternehmen identifiziert haben, steigt 
stetig an.4 

mit diesem Vorschlag der Eu-Kommission wird die 
wesentlichkeitsanalyse noch einmal deutlich an 
 bedeutung gewinnen, da das Ergebnis dieser Analyse 
den umfang des nachhaltigkeitsberichts maßgeblich 
beeinflussen wird. Eine von den berichtspflichtigen 
unternehmen sorgfältig durchgeführte und dokumen-
tierte identifizierung und bewertung von wesentli-
chen Auswirkungen, risiken und Chancen ist jedoch 
nicht nur Voraussetzung dafür, dass der nachhaltig-
keitsbericht in Einklang mit den gesetzlichen Vor-
schriften aufgestellt wird. Vielmehr ist sie entschei-
dend für eine robuste standortbestimmung und damit 
Ausgangspunkt für die transformation der geschäfts-
modelle zu mehr resilienz und nachhaltigkeit.

erleichterungen in den ersten 
 Jahren der Berichterstattung

um insbesondere den kleineren unternehmen ange-
sichts der hohen Anzahl relevanter Angaben bei gleich-
zeitig teilweise noch unvollständiger solider daten - 
basis mehr Zeit für die implementierung der daten-
erhebungs- und berichterstattungsprozesse zu geben, 
schlägt die Eu-Kommission vor, die Anzahl der Anga-
ben zu erhöhen, auf die in der Einführungsphase von 
ein, zwei oder drei Jahren unter bestimmten Vorausset-
zungen verzichtet werden kann. die Erleichterungen 
stehen teilweise nur unternehmen mit bis zu 750 mit-
arbeitern zur Verfügung und befreien ein unternehmen 
nicht davon, eine vollständige wesentlichkeitsanalyse 
über alle nachhaltigkeitsthemen durchzuführen und 
mindestangaben in bezug auf identifizierte wesentli-
che themen zu machen. 

2 g250-unternehmen sind die 250 größten unternehmen der welt, 
 gemessen an ihren umsatzerlösen und basierend auf dem Fortune-
500-ranking 2021.

3 KPmg-studie (2022): Big shifts, small steps – Survey of Sustainability 
Reporting 2022, s. 39 und 43

4 KPmg-studie (2022): Big shifts, small steps – Survey of Sustainability 
Reporting 2022, s. 63
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erhöhung des anteils von  
freiwilligen angaben 

die von der EFrAg vorgelegten standardentwürfe 
enthielten bereits einige freiwillige datenpunkte. die 
Kommission hat darüber hinaus eine reihe der von 
der EFrAg vorgeschlagenen obligatorischen daten-
punkte in freiwillige datenpunkte umgewandelt. 

Aufgrund der Freiwilligkeit der Angaben ist davon 
 auszugehen, dass zumindest in den ersten Jahren der 
Anwendung die berichterstattenden unternehmen 
auf die Angaben verzichten werden, um den umset-
zungsaufwand der Esrs zu minimieren. 

Kompatibilität mit internationalen 
standardsetzungsinitiativen

die Kommission und EFrAg haben weiterhin eng mit 
dem international sustainability standards board 
(issb) und der global reporting initiative (gri) zusam-
mengearbeitet, um ein hohes maß an interoperabilität 
mit den Esrs zu gewährleisten. Als Ergebnis dieser 
Zusammenarbeit wurden entsprechende änderungen 
an den Esrs vorgeschlagen.

Weitere Änderungen

des weiteren schlägt die Kommission vor, zusätzliche 
spielräume bei der Ausgestaltung und Ermittlung von 
bestimmten datenpunkten zu schaffen. 

weiterhin wurden änderungen vorgenommen, um die 
Übereinstimmung der standards an die bestimmun-
gen der durch die Csrd geänderten bilanzrichtlinie 
und anderen einschlägigen Eu-rechtsvorschriften, wie 
etwa die Entgelttransparenzrichtlinie, sicherzustellen. 

schließlich hat die Kommission redaktionelle und for-
male änderungen vorgenommen, um die Klarheit, 
 benutzerfreundlichkeit und Kohärenz der standards zu 
verbessern. dazu gehört z. b. die Einführung einer ein-
deutigen Kennzeichnung sämtlicher begriffe, welche 
für die Zwecke der berichterstattung nach den Esrs 
definiert wurden.

nächste schritte

der Entwurf der delegierten Verordnung mit den 
überarbeiteten standards konnte bis zum 7.7.2023 
mithilfe eines Feedbackformulars kommentiert wer-
den. nach berücksichtigung der rückmeldungen wird 
die Eu-Kommission die finale delegierte Verordnung 
verabschieden, die nach Ablauf einer Frist von vier 
monaten, innerhalb derer das Eu-Parlament und der 
Eu-rat widerspruch einlegen können, in Kraft treten 
wird. 

die standards werden dann von denjenigen unter-
nehmen mit sitz in den Eu-mitgliedstaaten anzuwen-
den sein, die nach Art. 19a bzw. 29a der bilanzricht-
linie verpflichtet sind, einen nachhaltigkeitsbericht 
aufzustellen.

die von der Eu-Kommission vorgeschlagenen ände-
rungen können dazu beitragen, die einmaligen und 
laufenden Kosten der berichterstattung zu reduzieren. 
gleichwohl bleiben die Esrs komplex und umfang-
reich, sodass unternehmen weiterhin gut beraten sind, 
sich mit den Anforderungen an die berichterstattung 
frühzeitig auseinanderzusetzen. insbesondere die sorg-
fältige durchführung einer wesentlichkeitsanalyse ist 
essenziell, um lücken in datenerhebungsprozessen 
und -kontrollen rechtzeitig schließen und den nach-
haltigkeitsbericht in Einklang mit den regulatorischen 
Anforderungen aufstellen zu können.  
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Nachhaltigkeit – für viele das bestimmende Thema 
unserer Zeit, für andere ein Wort, das man schon nicht 
mehr hören mag. Vor allem die Regulierungswelle, die 
sich aus dem EU-Aktionsplan »Finanzierung nachhal-
tigen Wachstums« aus dem Jahr 2018 ergab, hat bei 
vielen Akteuren in Finanzbranche und Realwirtschaft 
einen schalen Beigeschmack hinterlassen. Waren je-
doch bisher im Wesentlichen nur Finanzinstitute und 
kapitalmarktnahe Großunternehmen von den neuen 
Regulierungsvorgaben wie der Taxonomie- und der 
Offenlegungsverordnung betroffen, erweitert die neue 
Nachhaltigkeitsberichtspflicht (Corporate Sustainabi-
lity Reporting Directive) den Bezugsrahmen drama-
tisch. Ab dem Geschäftsjahr 2025 müssen auch nicht 
kapitalmarktorientierte große Gesellschaften, ab 2026 
sodann auch kapitalmarktorientierte KMUs (mit Aus-
nahme von Kleinstunternehmen) einen jährlichen Nach-
haltigkeitsbericht erstellen. Der Entwurf der Liefer-
kettenrichtlinie der EU (Corporate Sustainability Due 
Diligence Directive) formuliert zudem spezielle umwelt- 
und menschenrechtsbezogene Sorgfaltspflichten, die 
vor allem im Risikomanagement von großen, aber 
auch von mittelgroßen Unternehmen verankert wer-
den müssen. Die Umsetzung in nationales Recht ist 
für 2026 geplant.

Da sich die familiengeführten und mittelständischen Unternehmen 
sehr häufig an einem dezidiert langfristigen und auf Nachhaltigkeit 
ausgerichteten Wertegerüst orientieren, erscheint es auf den ersten 
Blick verwunderlich, dass gerade hier die neuen Regulierungs­
pflichten nicht durchweg auf offene Türen stoßen. Die regulatorisch 
verordnete Nachhaltigkeitstransformation führt jedoch auch für sie 
zu einem enormen – aus Sicht vieler Gesellschaften überproportio­
nalen – Aufwand. So müssen die Unternehmen Prozesse und Struk­
turen, die zwar meist bisher bereits implizit auf Nachhaltigkeit aus­
gerichtet waren, nun auch explizit darauf prüfen und nach außen hin 
dokumentieren. Der hierdurch anfallende Aufwand kann nur mini­
miert werden, indem dieser regulatorisch verordnete Transforma tions­
pro zess in höchstem Maße effizient durchgeführt wird. 

Um hier eine Hilfestellung zu liefern, hat sich im Juli 2022 ein Experten­
gremium gebildet, das Leitlinien für eine nachhaltige Governance im 
Mittelstand erarbeitet hat. Mithilfe dieser Leitlinien soll den Unter­
nehmen aufgezeigt werden, wie eine unternehmensindividuelle 
Nachhaltigkeitsstrategie identifiziert und aufwandsminimal in den 
Entscheidungsprozessen und Kontrollstrukturen implementiert wer­
den kann. Im Mittelpunkt steht dabei die Unterschiedlichkeit der mittel­
ständischen Unternehmen im Hinblick auf Größe, Rechtsform sowie 
Eigentümer­ und Leitungsstrukturen. Die Leitlinien sollen Impulse 
und Hinweise geben, welche Maßnahmen möglich sind, wie sie ein­
geleitet und umgesetzt werden können – sie sollen keine Nachhaltig­
keitsstrategien oder Ambitionsniveaus als allgemeingültige Stan­
dards vorschreiben. Vielmehr hat sich das Expertengremium in 
seiner Arbeit durchweg von dem Grundsatz leiten lassen, dass 
Nachhaltigkeit eine unternehmerische Entscheidung ist. Effizient in 
der Unternehmens­Governance verankert, bedeutet sie aber eben 
nicht (nur) zusätzlichen Aufwand, sondern kann zu einer echten 
Chance für eine bessere Positionierung im Wettbewerb, für einen 
besseren Zugang zu Finanzierungen oder für eine bevorzugte Gewin­
nung von Fachkräften werden. 

Nachhaltige Governance  
im Mittelstand  

 Autorin: prof. dr. Christina e. Bannier

Prof. Dr. Christina e. Bannier leitet die Professur für Banking and Finance an der 
Justus-Liebig-Universität in Gießen. 

Sie ist Mitglied im Aufsichtsrat der DWS Group, der Eurex Clearing AG sowie der 
Clearstream Banking AG. Gemeinsam mit Prof. Dr. J. Redenius-Hövermann hat  
sie im Jahr 2022 das Expertengremium »Sustainable Governance Leitlinien für den 
Mittelstand« ins Leben gerufen.
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  V E r t i E F u n g s H i n w E i s

Weiterführende Informationen zur »Experten-
kommission Sustainable Governance- 
Grundsätze für den Mittelstand« sowie die 
»Governance-Leitlinien für Nachhaltigkeit 
von Mittelstandsunternehmen« zum Down-
load sind abrufbar unter www.frankfurt-
school.de/home/research/centres/corporate-
governanceinstitute/expertenkommission

https://www.frankfurt-school.de/home/research/centres/corporate-governance-institute/expertenkommission
https://www.frankfurt-school.de/home/research/centres/corporate-governance-institute/expertenkommission
https://www.frankfurt-school.de/home/research/centres/corporate-governance-institute/expertenkommission
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Die im März 2023 publizierten Governance-Leitlinien 
für Nachhaltigkeit im Mittelstand adressieren dabei  
in Form von Grundsätzen, Erläuterungen und Best-
Practice-Beispielen die »Hauptträger« der unterneh-
merischen Entscheidungs- und Kontrollstrukturen: die 
Geschäftsführung, das Aufsichtsgremium (Aufsichts-
rat, Beirat oder Gesellschafterversammlung) sowie 
die begleitenden Berichtsprozesse. Herzstück der Leit-
linien ist die sog. Wesentlichkeitsanalyse: Sie ist der 
Ausgangspunkt zur Erarbeitung einer Nachhaltigkeits-
strategie. Im Rahmen dieser Analyse wird unterneh-
mensindividuell untersucht, welche der vielfältigen 
Nachhaltigkeitsbereiche für das Unternehmen tatsäch-
lich relevant sind, also die Profitabilität oder das Risiko 
des Geschäftsbetriebs direkt oder indirekt beein-
flussen. Die Ergebnisse der Analyse können bspw. in 
Form einer Matrix dargestellt werden, so wie anhand 
der Metro AG in der Abbildung.

Vor dem Hintergrund des sehr facettenreichen Themas 
Nachhaltigkeit hilft die Wesentlichkeitsanalyse, die für 
das Unternehmen relevanten Nachhaltigkeitsbereiche 
zu fokussieren und die nicht wesentlichen Bereiche in 
der weiteren Befassung somit auszuklammern. Da 
auch die europäische Richtlinie zur Nachhaltigkeits-
berichtspflicht am Konzept der Wesentlichkeit fest-
macht, sind so auch bereits die Eckpfeiler zur Samm-
lung der nötigen Nachhaltigkeitsdaten festgelegt, auf 
denen der Bericht dann aufbauen sollte. Zudem kann 
das Unternehmen aus den als wesentlich identifi zier-

ten Nachhaltigkeitsbereichen auch klare Ziele zur 
 Implementierung seiner Nachhaltigkeitsstrategie ablei-
ten. Diese können dann bspw. in nachhaltigkeitsver-
knüpfte Kredite (Sustainability-linked Loans) oder 
auch in das Management-Vergütungssystem einge-
bunden werden. 

Vor allem aus Sicht des Aufsichtsrats ist eine solche 
klar strukturierte Herleitung der Nachhaltigkeitsstra-
tegie und ihre enge Verzahnung mit den Anreizstruk-
turen im Unternehmen zu begrüßen. Zum einen wird 
so das Thema Nachhaltigkeit nicht in einer aufwen-
digen Parallelstruktur, sondern im Rahmen bereits  
bestehender Prozesse hergeleitet und umgesetzt. 
Zum anderen ergeben sich auf diese Weise auch  
direkte Anknüpfungspunkte mit den unternehmeri-
schen Risiko- und Kontrollsystemen, deren Überwa-
chung eine der Kernaufgaben des Aufsichtsgremiums 
darstellt. Da sich potenzielle Zielkonflikte zwischen  
finanziellen und Nachhaltigkeitszielen erst allmählich 
erschließen, wird dieser Aspekt vermutlich in Zukunft 
besonders an Bedeutung gewinnen. Schließlich wird 
damit auch aufwandsminimal der zukünftigen Nach-
haltigkeitsberichtspflicht entsprochen, mit der Mög-
lichkeit einer unmittelbaren Rückkopplung zur Beant-
wortung der Frage, ob unter Berücksichtigung der 
relevanten Nachhaltigkeitsrisiken und -chancen der 
Geschäfts betrieb tatsächlich zukunftssicher aufge-
stellt ist.  

Abbildung: Wesentlichkeitsanalyse der metro Ag 2021 / 22

ø die größe der Kreise repräsentiert die bedeutung für unsere stakeholder 

Mittel Auswirkungen auf metro Hoch
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Familienunternehmen stehen bei der Übergabe von 
Betriebsvermögen auf die nächste Generation oftmals 
vor vielen Fragen: Wie wird das Betriebsvermögen 
besteuert? Welche Unterschiede ergeben sich je nach 
Situation und Land? In dieser Situation stehen die 
 Geschäftsführung und der Aufsichtsrat vor wichtigen 
Entscheidungen, welche die Zukunft des Unterneh­
mens maßgeblich beeinflussen. 

Der KPMG Global Family Business Tax Monitor 2023 
liefert spannende Einblicke mit zwei Fallstudien und 
zeigt weltweite Trends der Besteuerung auf.

Die Übertragung von Betriebsvermögen auf die nach­
folgende Generation ist für Familienunternehmen eine 
der wichtigsten Fragestellungen, um langfristig den 
Erhalt des Unternehmens zu sichern. Abgesehen von 
den emotionalen Aspekten, die diese Transfers mit 
sich bringen, kommen insbesondere steuerliche und 
rechtliche Fragen ins Spiel, die gründlich abzuwägen 
und zu analysieren sind.

Weiter verschärft werden diese Themen durch zuneh­
mende geopolitische Spannungen, drohende Rezes­
sion, die sich abzeichnenden Folgen des Klimawandels 
und technologische Entwicklungen, aus denen sich 
neue Geschäftsmodelle und ­methoden eröffnen. 

Hinzu kommen eine stärkere Internationalisierung und 
Mobilität nachfolgender Generationen. Was bedeutet 
es für die Übertragung von Betriebs­ und Privatvermö­
gen, wenn die Tochter ihren Lebensmittelpunkt nach 
Singapur verlagern möchte, um dort ein Tochterunter­
nehmen zu gründen, oder der Sohn sechs Wochen im 
Jahr aus Spanien arbeitet?

Besteuerung von Vermögens­
übertragungen – eine Welt voller 
Unterschiede

Die neueste Ausgabe des Global Family Business Tax 
Monitor 2023 von KPMG vergleicht die global zum Teil 
sehr unterschiedlichen steuerlichen Auswirkungen bei 
Übertragung von Betriebsvermögen anhand zweier 
Fallstudien, mit Informationen über die sich ändernden 
nationalen und internationalen Steuervorschriften von 
57 Ländern weltweit. 

In einem Fall werden die Anteile an einem Familien­
unternehmen nach dem Tod des Eigentümers über­
tragen (Erbschaft), im zweiten Fall erfolgt die Übertra­
gung zu Lebzeiten des Eigentümers durch Schenkung. 
Die Fallstudien zeigen erhebliche Unterschiede zwi­
schen den Steuersystemen einzelner Länder in Bezug 
auf Steuervergünstigungen und Steuerbefreiungsrege­
lungen auf. Auch die Erhebungsformen variieren stark.

Der Bericht legt die größten steuerlichen Risiken bei 
der Übertragung gerade in einem internationalen 
 Umfeld offen. Zudem erfahren Sie, wo sich der drin­
gendste Handlungsbedarf im Hinblick auf die Nach­
folge­, Investitions­ und Unternehmensplanung für 
Unternehmerfamilien im Jahr 2023 und den darauffol­
genden Jahren ergibt. Aus Interviews mit Familienun­
ter nehmer:innen, Berater:innen und Mitarbei ter:in nen 
öffentlicher Einrichtungen weltweit wird deutlich, dass 
es für die meisten Familienunternehmen nicht mehr 
ausreicht, nur auf inländische Steuervorschriften zu 
schauen.

Übertragung von Familienunternehmen  
 auf die nächste Generation:  
 globale Unterschiede bei der Besteuerung 
  Autor: Kay Klöpping

Kay Klöpping ist Rechtsanwalt und Steuerberater. Er ist seit lan-
gen Jahren bei der KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft  
im Wesentlichen mit der steuerlichen und rechtlichen Beratung 
von Familienunternehmen und deren Gesellschaftern befasst.  
Ein dadurch sich ergebender Tätigkeitsschwerpunkt ist die Nach-
folgeberatung.

familienunternehmen
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Drei globale Top-Trends für Unter-
nehmerfamilien

Aus den geführten Gesprächen zeichnen sich außer­
dem drei Trends ab, die für viele Unternehmerfamilien 
gelten:

1. Branching out: Global und mobil
Immer mehr Unternehmerfamilien sind global mobil. 
Das schließt auch die geografische Diversifizierung 
 ihres Vermögens ein. Sind Menschen und Vermögen 
global verteilt, steigen in der Regel aber auch die steu­
erlichen und rechtlichen Risiken. Die Pandemie hat 
diese Risiken eher verstärkt, denn in vielen Ländern 
suchen die Regierungen nach neuen potenziellen Ein­
nahmequellen, um die pandemiebedingten Einbußen 
und Kosten auszugleichen.

2. Building up: Steuerung und Verwaltung von 
Familienvermögen
In vielen Ländern legen Unternehmerfamilien einen 
immer größeren Fokus auf die Vermögensverwaltung. 
Family Offices gewinnen hierbei weiterhin an Bedeu­
tung. Gerade im Zuge eines Generationswechsels ent­
scheiden sich die Erb:innen häufig gegen eine aktive 
Rolle in der Unternehmensführung und konzentrieren 
sich mehr auf die Steuerung und Verwaltung des Ver­
mögens. Damit gehen oft auch weitere Veränderungen 
einher, z. B. die Expansion in neue Märkte und Bran­
chen im Einklang mit geänderten Werten der nächs­
ten Generation.

3. Giving back: Philanthropie, Transparenz  
und ESG
Mit dem zunehmenden Fokus auf ESG (Environmen­
tal, Social, Governance) steigen die Transparenzanfor­
derungen auch im Bereich des sozialen Engagements. 
Bei vielen Unternehmerfamilien lässt sich beobach­
ten, dass sie die Ziele, die sie mit ihrem Vermögen 
verfolgen, neu definieren. Dabei spielen individuelle 
Wertvorstellungen, Nachhaltigkeit und ein langfristiger 
Planungshorizont eine große Rolle. Darüber hinaus 
 suchen Unternehmerfamilien aktiv nach Möglich­
keiten, die Wirkung ihres sozialen Engagements zu 
erhöhen.   

  V E r t i E F u n g s H i n w E i s

Der Global Family Business Tax Monitor 2023 ist 
online  abrufbar unter https://kpmg.com/de/de/
home/themen/2023/04/global-family-business-tax- 
monitor-2023.html

https://kpmg.com/de/de/home/themen/2023/04/global-family-business-tax-monitor-2023.html
https://kpmg.com/de/de/home/themen/2023/04/global-family-business-tax-monitor-2023.html
https://kpmg.com/de/de/home/themen/2023/04/global-family-business-tax-monitor-2023.html
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AkTuELLE REchTSpREchung

in einem sehr praxisrelevanten beschluss 

hat der bundesgerichtshof stellung zu 

mehreren strittigen Fragestellungen zur 

Vertretung der gesellschaft durch den 

Vorstand und Aufsichtsrat bezogen: 

 Klargestellt wurde, dass der Vorstand – 

und nicht der Aufsichtsrat – die gesell-

schaft auch dann vertritt, wenn deren 

Vorstandsmitglieder zu geschäftsführern 

einer tochtergesellschaft bestellt wer-

den sollen. Vorstandsmitglieder, die zu 

geschäftsführern bestellt werden, dürfen 

allerdings an der bestellung nicht mit-

wirken, da anderenfalls ein Verstoß gegen 

das Verbot des selbstkontrahierens 

 vorläge. Auch durch eine untervertretung 

kann dieses Verbot nicht umgangen 

 werden.

Wurde die Leitung »Ihrer« Tochtergesellschaften  

ordnungsgemäß bestellt?  Autorin: dr. Astrid gundel

Dr. astrid gundel ist Senior Managerin 
im  Audit Committee Institute e.V.

sachverhalt

der dreiköpfige Vorstand einer Aktien-
gesellschaft (Ag) sollte zu geschäftsfüh-
rern der 100-prozentigen tochter-gmbH 
bestellt werden. Hierzu benannten die 
zwei Vorstandsmitglieder dr. A. und   
dr. b. einen Vertreter, dr. V., der die 
 Aktiengesellschaft als Alleingesellschaf-
terin in der gesellschafterversammlung 
vertreten sollte. das dritte Vorstands-
mitglied, Herr C., war an der bevoll-
mächtigung von dr. V. nicht beteiligt.

das Amtsgericht Offenbach lehnte die 
Eintragung der geschäftsführerbestel-
lung von dr. A. und dr. b. ins Handels-
register ab, da die Ag beim bestel-
lungsbeschluss nicht ordnungsgemäß 
vertreten worden sei.

Auf die beschwerde der Ag hin befasste 
sich der bundesgerichtshof (bgH) mit 
dem Fall:
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  V E r F A H r E n s H i n w E i s E

BGH, Beschluss vom 17.1.2023 – II ZB 6 / 22, 
online abrufbar unter   
www.bundesgerichtshof.de 

Vorinstanzen:
Oberlandesgericht Frankfurt am Main, 
 Beschluss vom 4.1.2022 – 20 W 225 / 20, 
 online abrufbar unter https://openjur.de

Amtsgericht Offenbach, Beschluss vom 
29.5.2020, 5 AR 420 / 20

  g l O s s A r

Vertretung der gesellschaft gegenüber Vorstandsmit-
gliedern, § 112 s. 1 Aktg:

»Vorstandsmitgliedern gegenüber vertritt der Aufsichts-
rat die Gesellschaft gerichtlich und außergerichtlich.«

Verbot des selbstkontrahierens, § 181, 1. Alt. bgb:

»Ein Vertreter kann, soweit nicht ein anderes ihm gestattet 
ist, im Namen des Vertretenen mit sich im eigenen Namen 
[…] ein Rechtsgeschäft nicht vornehmen, es sei denn, 
dass das Rechtsgeschäft ausschließlich in der Erfüllung 
einer Verbindlichkeit besteht.« Ebenso verboten ist die 
Mehrvertretung, die in §  181, 2. Alt. BGB geregelt ist (Per-
son vertritt eine oder mehrere Parteien bei einem Rechts-
geschäft, z. B. Käufer und gleichzeitig Verkäufer bei einem 
Kaufvertrag). 

Während § 112 S. 1 AktG alle – auch im konkreten Fall  
nicht direkt betroffenen – Vorstandsmitglieder von der 
Vertretung ausschließt, schließt § 181 BGB nur das konkret 
betroffene Vorstandsmitglied aus. § 112 S. 1 AktG findet 
zudem auch bei der Vertretung der Gesellschaft gegen-
über ehemaligen und in bestimmten Fällen zukünftigen 
Vorstandsmitgliedern Anwendung. Während bei einem 
Verstoß gegen § 181 BGB das Geschäft schwebend unwirk-
sam ist und noch nachträglich durch den Vertretenen 
 genehmigt werden kann, ist es für § 112 S. 1 AktG strittig, 
ob ein Verstoß zur Nichtigkeit des Rechtsgeschäfts oder – 
wie bei einem Verstoß gegen § 181 BGB – nur zur schwe-
benden Unwirksamkeit des Rechtsgeschäfts führt. 

Vorstände: selbstbestellung in 
 tochtergesellschaft nicht möglich 

der bgH stellt klar, dass der Aufsichtsrat den Vor-
stand bei der bestellung zu geschäftsführern der 
tochtergesellschaft nicht gemäß § 112 s. 1 Aktg ver-
tritt (siehe glossar). gleichzeitig schließt er sich der 
herrschenden meinung in der juristischen literatur an 
und stellt fest, dass sich die Vorstände auch nicht 
selbst zu geschäftsführern der tochtergesellschaft 
bestellen dürfen. Es liege in diesen Fällen ein Verstoß 
gegen das Verbot, eine Person bei einem rechts-
geschäft mit sich selbst zu vertreten, vor (Verbot des 
selbstkontrahierens, siehe auch glossar und grafik). 

der bgH führt aus, dass die bestellung durch mehrere 
schritte erfolge, durch

• den Bestellungsbeschluss der gesellschafterver-
sammlung,

• die Bestellungserklärung, mit der dem potenziellen 
neuen geschäftsführer der bestellungsbeschluss 
bekannt gegeben wird, und

• die Annahme der bestellung durch den geschäfts-
führer.

bestellungsbeschluss und -erklärung fallen zusammen, wenn der 
 bestellte bei der beschlussfassung anwesend ist. bestellungs-
beschluss und -erklärung sowie die Annahmeerklärung seien jedoch 
unabhängig davon als einheitliches rechtsgeschäft anzusehen, für 
das das Verbot des selbstkontrahierens gelte. Es liege in diesem Fall 
ein interessenwiderstreit zwischen der Ag als Alleingesellschafterin 
der gmbH auf der einen seite und dem Vorstandsmitglied als Anwär-
ter für eine zusätzliche rechtsposition auf der anderen seite vor, den 
das Verbot des selbstkontrahierens verhindern solle. in diesem Zusam-
menhang sei auch zu beachten, dass die Pflichten aus der neuen 
stellung als gmbH-geschäftsführer mit denjenigen als Vorstand der 
Ag kollidieren können.  

Ag

tochter- 
gesellschaft  
(gmbH)

Vorstandsmitglied der AG vertritt 

•   die AG in der Gesellschafterversammlung  
der Tochter-GmbH bei deren Abgabe der 
 Bestellungserklärung 

   und gleichzeitig

•   sich selbst (Annahme des Amts im eigenen 
 Namen) 

bei der Bestellung zum Geschäftsführer der 
Tochtergesellschaft.

http://www.bundesgerichtshof.de
https://openjur.de
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Bestellung eines untervertreters 
 beseitigt Vertretungsverbot nicht

die Vorstandsmitglieder dr. A. und dr. b. hatten dr. V. 
bevollmächtigt, die Ag in der gmbH-gesellschafter-
versammlung zu vertreten (siehe oben unter sachver-
halt). Hierdurch kann laut bgH das Verbot des selbst-
kontrahierens allerdings nicht umgangen werden; der 
Zweck des Verbots mache es vielmehr erforderlich, 
es auch auf diese Fälle anzuwenden.

aufsichtsrat auch nicht für nachträg-
liche genehmigung zuständig

Aufgrund des Verstoßes gegen das Verbot des selbst-
kontrahierens ist die bestellung schwebend unwirk-
sam. die wirksamkeit kann dadurch »erreicht« wer- 
den, dass die Ag die bestellung nachträglich geneh-
migt. die Ag kann laut bgH bei der genehmigung 
durch jedes Vorstandsmitglied vertreten werden, das 
nicht dem Verbot des selbstkontrahierens unterliegt 
und die Ag wirksam vertreten kann. in betracht 
 komme im konkreten Fall die Vertretung durch das 
Vorstandsmitglied Herrn C., das an der bevollmächti-
gung von dr. V. nicht beteiligt war. unschädlich sei, 
dass Herr C. mit demselben beschluss wie dr. A. und 
dr. b. zum geschäftsführer bestellt wurde. 

der Aufsichtsrat vertrete – wie auch schon bei der 
 bestellung – die Ag nicht bei der nachträglichen geneh-
migung der schwebend unwirksamen bestellung. bei 
der bestellung zum geschäftsführer handele es sich 
um einen Organakt der tochtergesellschaft und nicht 
der muttergesellschaft. die Ag trete dem Vorstands-
mitglied in diesem Fall in ihrer rolle als Alleingesell-
schafterin der gmbH und nicht auf Ebene der mutter-
gesellschaft gegenüber. Es handele sich um eine 
personalwirtschaftliche maßnahme unterhalb der Vor-
standsebene, die in die leitungskompetenz des Vor-
stands falle. die aktienrechtliche Vorgabe, dass der 
Aufsichtsrat die gesellschaft gegenüber dem Vorstand 
vertrete,1 sei nach ihrem schutzzweck – interessen-
kollisionen zwischen muttergesellschaft und Vorstand 
zu vermeiden – auf diesen Fall daher nicht anwendbar. 
interessenkonflikte könnten in diesem Fall durch das 
Verbot des selbstkontrahierens ausgeschlossen wer-
den. Ausdrücklich offengelassen hat es der bgH, ob 
der Aufsichtsrat für die genehmigung im vorliegenden 
Falle zuständig wäre, wenn die gesellschaft nicht mehr 
wirksam durch ein anderes, unbefangenes Vorstands-
mitglied vertreten werden kann.

1 siehe glossar

Praxisrelevanz

der beschluss klärt praxisrelevante rechtsfragen, 
 bezieht zu einigen strittigen Fragestellungen allerdings 
ausdrücklich auch keine stellung. die grundsätze dürf-
ten auch für die bestellung von Aufsichtsratsmitglie-
dern in tochtergesellschaften gelten. Vorstand und 
Aufsichtsrat sollten kritisch prüfen, ob die Vorgaben 
bei bestellungen in tochtergesellschaften beachtet 
wurden.

zuständigkeit für Bestellung in tochtergesell-
schaften
Klarheit wurde dahingehend geschaffen, dass grund-
sätzlich der Vorstand – und nicht der Aufsichtsrat – die 
gesellschaft bei der bestellung von geschäftsführern 
der tochtergesellschaft vertritt, auch wenn diese 
 personenidentisch mit den Vorstandsmitgliedern sein 
sollen. 

Verbot des selbstkontrahierens
Klargestellt wurde weiterhin, dass das Verbot des 
selbstkontrahierens jeweils nur das konkret betrof-
fene Vorstandsmitglied von der Vertretung der ge-
sellschaft ausschließt. rechtssicherheit brachte die 
 Entscheidung auch dahingehend, dass das Verbot 
ebenfalls für eine untervertretung besteht. Offenge-
lassen hat der bgH, wie der Vorstand das Verbot des 
selbstkontrahierens »umgehen« kann, wenn alle Vor-
standsmitglieder befangen sind. so hat er ausdrück-
lich keine stellung dazu bezogen, ob der Aufsichtsrat 
das Verbot vor der bestellung aufheben kann. 

zuständigkeit für nachträgliche genehmigung
die unbefangenen Vorstandsmitglieder sind auch für 
die nachträgliche genehmigung der schwebend un-
wirksamen bestellung zuständig. Explizit nicht ent-
schieden hat der bgH allerdings, ob der Aufsichtsrat 
ausnahmsweise dann zuständig ist, wenn der Vor-
stand hierzu mangels ausreichender Anzahl unbefan-
gener Vorstandsmitglieder nicht in der lage ist. Ob 
die bestellung eines stellvertretenden Vorstandsmit-
glieds in diesem Fall gemäß § 105 Abs. 2 Aktg möglich 
ist, wurde ebenfalls offengelassen.  

AKtuEllE rECHtsPrECHung



Zukunftsfinanzierungsgesetz – referentenentwurf vorgelegt

die bundesministerien der Finanzen und der Justiz wollen 
die leistungsfähigkeit des deutschen Kapitalmarkts stär-
ken und die Attraktivität des deutschen Finanzstandorts 
erhöhen. Zu diesem Zweck haben sie im April 2023 den 
referentenentwurf eines Zukunftsfinanzierungsgesetzes1 
vorgelegt. im Juni 2022 hatten sie bereits ein Eckpunkte-
papier veröffentlicht (vgl. hierzu Audit Committee Quar-
terly iii / 2022, s. 52 f.). Folgende neuerungen werden 
u. a. vorgeschlagen, von denen vor allem start-ups und 
Kmus profitieren sollen:

1 referentenentwurf eines gesetzes zur Finanzierung von zukunftssicheren 
 investitionen (Zukunftsfinanzierungsgesetz – ZuFing) vom 12.4.2023

• erleichterung des Börsengangs: das für einen bör-
sengang erforderliche mindestkapital soll von derzeit 
1,25 mio. Eur auf 1 mio. Eur herabgesetzt werden. 
im gesetzentwurf finden sich zudem regelungen, die 
einen börsengang über eine börsenmantelgesellschaft 
(special Purpose Acquisition Companies – sPACs) 
 ermöglichen sollen.

• erleichterung von Kapitalerhöhungen, mitarbeiter-
beteiligungen: Kapitalerhöhungen sollen erleichtert 
und deren durchführung beschleunigt werden. so soll 
bspw. die grenze, ab der ein vereinfachter bezugs-
rechtsausschluss von Altgesellschaftern2 bei Kapital-
erhöhungen möglich ist, von bislang 10 Prozent des 
grundkapitals auf 20 Prozent angehoben werden. in 
diesen Fällen ist dann eine beschleunigte Kapitalerhö-
hung möglich, da keine Zweiwochenfrist abgewartet 
werden muss, innerhalb derer die Altaktionäre ihr 
 bezugsrecht ausüben können. die möglichkeit von 
 Kapitalbeteiligungen durch die unternehmensleitung 
und Arbeitnehmer soll verbessert werden; mitarbeiter-
kapitalbeteiligungen sollen zudem steuerlich noch stär-
ker begünstigt werden. 

• Wiedereinführung von mehrstimmrechtsaktien: 
durch die möglichkeit, namensaktien mit mehrstimm-
rechten auszugeben, sollen potenzielle Hindernisse für 
den börsengang bei wachstumsunternehmen und 
start-ups beseitigt werden. mehrstimmrechtsaktien 
können die Einflussmöglichkeiten bestimmter Aktio-
näre – bspw. der gesellschaftsgründer – auch bei niedri-
ger beteiligung absichern. 

• Kryptoaktien: mit dem gesetz über elektronische 
wertpapiere wurde bereits die möglichkeit zur Ausgabe 
von elektronischen wertpapieren geschaffen (siehe 
hierzu Audit Committee Quarterly iV / 2021, s. 18 f.). 
diese Option soll nun auf Aktien ausgedehnt werden.

das gesetz soll noch dieses Jahr in Kraft treten.

weitere informationen unter  
https://www.bundesfinanzministerium.de  

2 grundsätzlich haben Altaktionäre bei Kapitalerhöhungen ein bezugsrecht,  
das innerhalb von zwei wochen ausgeübt werden muss.

KU r z m e L dUn g e n

Audit Committee Quarterly II/2023 95

  

© 2023 Audit Committee Institute e.V., assoziiert mit der KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, einer Aktiengesellschaft nach deutschem Recht 
und einem Mitglied der globalen KPMG-Organisation unabhängiger Mitgliedsfirmen, die KPMG International Limited, einer Private English Company 
Limited by Guarantee, angeschlossen sind. Alle Rechte vorbehalten.

https://www.bundesfinanzministerium.de


96 Audit Committee Quarterly II/2023

eu-Parlament entscheidet  
über Verhandlungsposition 
zum eu-lieferkettengesetz

bereits im dezember 2022 veröffentlichte der 
Eu-rat seinen standpunkt zum Eu-lieferket-
tengesetz6: Er sieht im Ergebnis eine Aufwei-
chung des Kommissionsvorschlags aus dem 
Februar 2022 vor. Anfang Juni 2023 hat nun 
das Europäische Parlament nachgezogen und 
seine Verhandlungsposition beschlossen, mit 
der eine Verschärfung gegenüber dem Kom-
missionsvorschlag angestrebt wird. so soll die 
richtlinie unabhängig von der branche bei 
Überschreiten bestimmter umsatzschwellen 
schon ab mehr als 250 beschäftigten Anwen-
dung finden. Für große unternehmen mit mehr 
als 1.000 beschäftigten soll die variable Ver-
gütung der unternehmensleitung auch davon 
 abhängen, wie die Ziele der von den unterneh-
men verpflichtend aufzustellenden Über gangs-
pläne zur begrenzung der Erderwärmung auf 
1,5 C° erreicht werden. bei Verstößen gegen 
die bestimmungen der richtlinie sollen für 
 unternehmen zudem bußgelder von mindes-
tens 5 Prozent des weltweiten nettoumsatzes 
möglich sein. das gesetzesvorhaben wird nun 
im trilogverfahren zwischen Kommission, rat 
und Parlament verhandelt werden.

weitere informationen sind online auf der inter-
netseite des Europäischen Parlaments erhält-
lich unter https://www.europarl.europa.eu/

Unternehmen müssen ihre  Vergü - 
tungsstruktur überdenken – 
 EU-Richtlinie zur Lohn transparenz 
verabschiedet

Anfang Juni 2023 ist die lohntransparenz-richtlinie3  in Kraft ge-
treten. die richtlinie muss spätestens bis Juni 2026 in nationales 
recht umgesetzt werden. 

Ziel der richtlinie ist, das lohngefälle zwischen männern und 
Frauen in der Eu zu verringern. unternehmen sollen u. a. durch 
unternehmensinterne und -externe lohntransparenz dazu bewegt 
werden, Vergütungsstrukturen zu überdenken und anzupassen. 
die neuen Pflichten treffen sowohl Arbeitgeber im privaten als 
auch im öffentlichen sektor.

in deutschland wurde bereits im Jahr 2017 das Entgelttranspa-
renzgesetz verabschiedet (weitere informationen hierzu finden 
sie in dieser Übersicht4). die Eu-richtlinie geht deutlich über 
die deutschen Anforderungen hinaus.

Vorstand und Aufsichtsrat sollten frühzeitig eruieren, inwieweit 
das gesetz änderungen bei der Entgeltstruktur und der indivi-
duellen Vergütungsfestsetzung erforderlich macht, um diskrimi-
nierungen aufgrund des geschlechts auszuschließen. in diesem 
Zusammenhang ist auch das urteil des bundesarbeitsgerichts 
von Anfang 2023 zu beachten: demnach ist Verhandlungsge-
schick keine rechtfertigung für eine höhere Vergütung eines 
 Arbeitnehmers gegenüber einer Kollegin.5 Zudem sollten Vor-
stand und Aufsichtsrat sich mit

• möglichen reputationsschäden infolge der öffentlichen bericht-
erstattungspflicht, 

• der bedeutung der neuerungen für die Personalgewinnung 
und -haltung sowie 

• möglichen Auswirkungen der höheren internen transparenz 
auf die motivation der mitarbeiter 

auseinandersetzen und Entgeltstruktur sowie die individuelle 
Vergütungsfestsetzung ggf. anpassen.

den wesentlichen inhalt der richtlinie haben wir für sie in einem 
Folder zusammengestellt, der online abrufbar ist unter 
https://audit-committee-institute.de/html/de/equalpay.html  

6 Vorschlag für eine richtlinie des Europäischen Parlaments und 
des rates über die sorgfaltspflichten von unternehmen im 
 Hinblick auf nachhaltigkeit und zur änderung der richtlinie (Eu) 
2019 /1937 vom 23.2.2022, COm / 2022 / 71 final

3 richtlinie des Europäischen Parlaments und des rates zur stärkung der Anwendung des 
grundsatzes des gleichen Entgelts für männer und Frauen bei gleicher oder gleichwertiger 
Arbeit durch Entgelttransparenz und durchsetzungsmechanismen

4 Vgl. https://audit-committee-institute.de/media/aci_ar_entgelttransparenzgesetz.pdf
5 Vgl. bundesarbeitsgericht (bAg), urteil vom 16.2.2023 – 8 AZr 450 / 21, online abrufbar 

unter https://www.bundesarbeitsgericht.de/

kurzmeldungen
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Wechsel des geschlechtseintrags soll erleichtert werden –  
auswirkung auf Quotenbestimmungen

 Anfang mai 2023 wurde der referentenentwurf 
 eines selbstbestimmungsgesetzes10 vorgelegt, das 
das trans sexuellengesetz ersetzen soll. Ziel des 
 gesetzes ist u. a., »die personenstandsrechtliche ge-
schlechtszuordnung und die Vornamenswahl von  
der Einschätzung dritter Personen zu lösen und die 
selbstbestimmung der betroffenen Personen zu stär-
ken«. daher soll die möglichkeit geschaffen werden, 
den geschlechtseintrag durch eine Erklärung beim 
standesamt einmal jährlich ändern lassen zu können. 
die Person muss hierfür u. a. versichern, dass der ge-
wählte geschlechtseintrag der eigenen geschlechts-
identität am besten entspricht; der begriff der ge-
schlechtsidentität wird in der gesetzesbegründung 
mit selbst empfundenem geschlecht definiert. die 
Vorlage der bislang erforderlichen sachverständigen-
gutachten soll nicht mehr nötig sein. Eine Pflicht zum 
wechsel des Vornamens soll mit dem wechsel des 
geschlechtseintrags nicht verbunden sein. 

in bezug auf Quotenregelungen – wie die 30-Prozent-
Quote für den Aufsichtsrat oder die mindestbeteili-
gungsquote für den Vorstand – soll laut gesetzent-
wurf das im Personenstandsregister eingetragene 
geschlecht der mitglieder zum Zeitpunkt der bestel-
lung maßgeblich sein. Eine nach besetzung erfolgte 
änderung des geschlechtseintrags soll erst bei der 
nächsten besetzung eines mitglieds zu berücksichti-
gen sein. Ein schutz vor missbräuchlicher nutzung der 
möglichkeit des wechsels des geschlechtseintrags 
ist nach dem derzeitigen stand des gesetzgebungs-
verfahrens nicht vorgesehen. 

weitere informationen unter https://www.bmj.de/
SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/DE/Selbstbe-
stimmung.html  

Hinweisgeberschutzgesetz –  
mit zwei Jahren Verspätung in Kraft getreten

bundestag und bundesrat haben dem Hinweis-
geberschutzgesetz7 Anfang mai 2023 zugestimmt, 
sodass es mitte Juni 2023 in Kraft treten konnte;8 
im Februar 2023 war es noch im bundesrat ge-
scheitert. das gesetz dient der umsetzung der 
Eu-whistleblowing-richtlinie, die eigentlich schon 
bis mitte dezember 2021 in deutsches recht 
 hätte umgesetzt werden müssen. das gesetz ver-
pflichtet unternehmen mit mindestens 50 mit-
arbeitern, interne meldestellen einzurichten, bei 
denen u. a. von beschäftigten bestimmte rechts-
verstöße gemeldet werden können und die von 
der meldestelle bearbeitet werden müssen. 

die finale Fassung wurde gegenüber der im bun-
desrat gescheiterten Vorversion entschärft: so 
müssen die internen und grundsätzlich auch die 

externen meldestellen9 bspw. nicht mehr die 
 Abgabe anonymer Hinweise ermöglichen und 
 bearbeiten, letzteres wird lediglich empfohlen. 
das wahlrecht der Hinweisgeber, sich an interne 
oder externe meldestellen zu wenden, wurde 
 zudem eingeschränkt: Es wird empfohlen, dass 
sich diese in Fällen, in denen intern wirksam 
 gegen den Verstoß vorgegangen werden kann 
und sie keine repressalien befürchten, an interne 
meldestellen wenden. die maximale Höhe für 
bußgelder bei Verstößen gegen das gesetz 
 wurde zudem von 100.000 Eur auf 50.000 Eur 
herabgesetzt. 

weitere informationen zum gesetzgebungs ver-
fah ren unter https://dip.bundestag.de/vorgang/.../ 
290260  

7 gesetz für einen besseren schutz hinweisgebender Personen sowie 
zur umsetzung der richtlinie zum schutz von Personen, die Ver-
stöße gegen das unionsrecht melden, bgbl. i nr. 140 vom 2.6.2023

8 Für unternehmen mit bis zu 249 beschäftigten ist eine Übergangs-
frist bis zum 17.12.2023 geplant.

9 Zum beispiel das bundesamt für Justiz, die baFin, das bundeskartell-
amt oder meldestellen der länder

10 referentenentwurf eines gesetzes über die selbstbestimmung in bezug 
auf den geschlechtseintrag und zur änderung weiterer Vorschriften vom 
9.5.2023 Zusammengestellt von Dr. Astrid Gundel 
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Der Umgang mit Empfehlung A.5 DCGK  

im Aufsichtsrat Autorin: dr. Lisa Kopp

Empfehlung A.5 Hs. 1 dCgK fordert eine beschreibung des internen Kontroll- 

und risikomanagementsystems im lagebericht der (börsennotierten) 

 gesellschaft; Empfehlung A.5 Hs. 2 dCgK eine stellungnahme zu Angemessen-

heit und wirksamkeit dieser systeme. die praktische umsetzung stellt die 

 gesellschaften und ihre Organe in der Praxis vor zahlreiche Herausforderungen. 

welche rolle spielt dabei der Aufsichtsrat und welche Punkte sind besonders 

zu beachten?

Dr. lisa Kopp ist Rechtsanwältin und Partnerin bei der KPMG Law Rechtsanwalts gesell-
schaft mbH in München. Sie berät im Aktien- und Kapitalmarktrecht mit Schwerpunkt auf 
Governance- und Board-Themen, Hauptversammlungen und Kapitalmarktcompliance.
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Hintergrund der empfehlung a.5 
DCgK

bereits vor inkrafttreten der Empfehlung A.5 dCgK1 
bestand eine gesetzliche berichtspflicht für kapital-
marktorientierte unternehmen, die sich auf die wesent-
lichen merkmale des internen Kontroll- und risiko-
managementsystems im Hinblick auf den (Konzern-)
rechnungslegungsprozess bezieht. A.5 dCgK geht 
über die gesetzlichen Pflichten aus §§ 289 Abs. 4, 315 
Abs. 4 Hgb jedoch in der sache hinaus, indem nicht 
nur die rechnungslegungsbezogenen teile der internen 
Kontroll- und risikomanagementsysteme zu beschrei-
ben sind, sondern jeweils die gesamten systeme. 
 Außerdem wird eine Stellungnahme zu Angemessen-
heit und Wirksamkeit der beschriebenen systeme 
verlangt. wird einer der Empfehlungen aus A.5 dCgK 
nicht entsprochen, ist nach dem »comply or explain«-
Ansatz eine Abweichung in der Erklärung nach § 161 
Aktg zu erklären und zu begründen. diese findet über 
§§ 289f Abs. 2 nr. 1, 315d Hgb Eingang in die Erklä-
rung zur unternehmensführung.

aufgaben des aufsichtsrats im 
 Zusammenhang mit internen 
 Kontroll- und risikomanagement-
systemen

der Aufgabenbereich des Aufsichtsrats in bezug auf 
die von A.5 dCgK erfassten systeme lässt sich in drei 
teilbereiche einteilen:

1. Aus § 107 Abs. 3 s. 2 Aktg folgt die Aufgabe des 
Aufsichtsrats, im rahmen seiner Kontrollfunktion 
den rechnungslegungsprozess sowie die wirk-
samkeit des internen Kontrollsystems, des risiko-
managementsystems und der internen revision  
zu überwachen, und zwar umfassend und nicht  
nur bezogen auf die rechnungslegungsbezogenen 
Aspekte.2 Zudem ist der Aufsichtsrat Adressat für 
berichte des Abschlussprüfers, wenn dieser im 
rahmen seiner Prüfpflichten wesentliche schwä-
chen der rechnungslegungsbezogenen systeme 
 erkennt, § 171 Abs. 1 s. 2 Aktg.3 bei Erkenntnissen 
zu schwachstellen muss zudem der Aufsichtsrat im 
rahmen seiner üblichen möglichkeiten reagieren, 
also insbesondere anlassbezogene berichte des 
Vorstands anfordern.

1 die Empfehlungen A.5 Hs. 1 und Hs. 2 des deutschen Corporate gover-
nance Kodex (dCgK) sind mit bekanntmachung der neuen Fassung  
des deutschen Corporate governance Kodex im bundesanzeiger am 
27.6.2022 in Kraft getreten und waren daher bei den meisten unter-
nehmen bei der Erstellung der lageberichte für das geschäftsjahr 2022 
zu berücksichtigen.

2 backhaus / tielmann / Suchan / Gerdes, der Aufsichtsrat, 2. Aufl. 2023,  
§ 171 rn. 53

3 Kblw / Bachmann, 8. Aufl. 2021, dCgK g4 rn. 41, 42

2. die umsetzung von A.5 dCgK im lagebericht ist 
aufgrund der aktienrechtlichen Zuständigkeitsver-
teilung zunächst eine Aufgabe des Vorstands,4 vgl. 
auch § 170 Abs. 1 Aktg. Eine explizite billigung des 
lageberichts durch den Aufsichtsrat ist – anders als 
in bezug auf den Jahresabschluss – gesetzlich zwar 
nicht vorgesehen. der lagebericht ist also wirksam, 
auch wenn der Aufsichtsrat ihn nicht gebilligt hat.5 
der Aufsichtsrat muss jedoch den lagebericht und 
damit auch die darin enthaltenen Aussagen des Vor-
stands zu den internen Kontroll- und risikomanage-
mentsystemen kritisch würdigen, § 171 Abs. 1 s. 1 
Aktg. grundsätzlich sind dabei recht- und Zweck-
mäßigkeit der berichterstattung zu prüfen. im regel-
fall erfolgt diese Prüfung gestützt auf die Ergebnisse 
der Abschlussprüfung, wobei der Aufsichtsrat ins-
besondere auf Plausibilität achten und unstimmig-
keiten nachgehen muss.6 in der Praxis wird diese 
Auseinandersetzung häufig in Form einer billigen-
den Kenntnisnahme oder in einem ähnlich formulier-
ten Zustimmungsbeschluss zu den vom Vorstand 
erstellten berichten dokumentiert. das Ergebnis 
dieser Prüfung ist zudem bestandteil des berichts 
des Aufsichtsrats, für den eine gut dokumentierte 
befassung notwendige grundlage ist.

3. Auch unter dem gesichtspunkt der Erklärung nach 
§ 161 Aktg muss der Aufsichtsrat sich mit Empfeh-
lung A.5 dCgK auseinandersetzen. diese ist von 
Vorstand und Aufsichtsrat abzugeben und kann nur 
dann ohne Abweichungserklärung erfolgen, wenn 
den Kodexempfehlungen auch tatsächlich gefolgt 
wurde. im regelfall geben Vorstand und Aufsichts-
rat die Erklärung gemeinsam ab, wobei bei mei-
nungsverschiedenheiten auch die Abgabe jeweils 
einer separaten Erklärung denkbar wäre (wenngleich 
ein solches Vorgehen ein deutlich negatives bild 
von der gesellschaft zeichnen würde). der Auf-
sichtsrat als (mit-)erklärendes Organ hat zumindest 
die Aufgabe, die Einhaltung der zugrunde liegenden 
Voraussetzungen zu prüfen, also in bezug auf Emp-
fehlung A.5 dCgK jedenfalls, ob entsprechende 
Angaben gemacht wurden.7  

4 Backhaus nZg 2023, s. 253, 253; Bartuschka bb 2022, s. 1387, 1389; 
andere Ansicht unter Hinweis auf die Überwachungsangabe für eine 
 gemeinsame Erklärungspflicht von Vorstand und Aufsichtsrat Müller /  
Needham stbg 2022, s. 182, 185

5 müKoAktg / Hennrichs / Pöschke, 5. Aufl. 2022, Aktg § 171 rn. 55

6 backhaus / tielmann Aufsichtsrat / Suchan / Gerdes, 2. Aufl. 2023, Aktg  
§ 171 rn. 86; Koch, 17. Aufl. 2023, Aktg § 171 rn. 10;  
müKoAktg / Hennrichs / Pöschke, 5. Aufl. 2022, Aktg § 171 rn. 57, 58; 
Hölters / Weber / Waclawik, 4. Aufl. 2022, Aktg § 171 rn. 11

7 Bartuschka bb 2022, s. 1387, 1390
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und ein mittel sein, um die hinreichende informa-
tionsgrundlage sicherzustellen.13 Zu erwarten ist, 
dass investoren sich mit zunehmender Zeitdauer 
nach etwaigen Prüfprozessen und externen bewer-
tungen erkundigen werden.14 Perspektivisch sollten 
unternehmen und damit auch der Aufsichtsrat sich 
also darauf einstellen, dass kritischere nachfragen 
von Aktionären und vor allem institutionellen investo-
ren zur Arbeit der Organe in bezug auf die internen 
Kontroll- und risikomanagementsysteme erfolgen 
werden.

die umsetzung von beschreibung und stellungnahme 
nach A.5 dCgK erfolgt im lagebericht der gesell-
schaft. daraus folgt für die Prüfpflicht durch den Ab-
schlussprüfer Folgendes:

• Angaben nach A.5 dCgK, die über die gesetzlichen 
berichtspflichten aus §§ 289 Abs. 4, 315 Abs. 4 Hgb 
hinausgehen, sind sog. lageberichtsfremde Anga-
ben. diese weiter gehenden Angaben sind dann 
nicht prüfpflichtig, wenn sie deutlich von den gesetz-
lich erforderlichen und daher prüfpflichtigen Anga-
ben abgegrenzt werden können.15 die Angaben 
werden entsprechend als nicht geprüfte Angaben 
gekennzeichnet. in der Praxis empfiehlt sich daher 
eine zweigeteilte darstellung, die deutlich zwischen 
prüfpflichtigen und nicht prüfpflichtigen Angaben 
unterscheidet.

• die Erklärung zur unternehmensführung ist nach  
§ 317 Abs. 2 s. 6 Hgb nur dahingehend zu prüfen, 
ob die Angaben gemacht wurden, nicht jedoch 
 inhaltlich. Allerdings ist der Prüfer verpflichtet, die 
entsprechende Erklärung zu lesen und kritisch zu 
würdigen.16

13 Bartuschka bb 2022, s. 1387, 1390

14 Hönsch Ar 2022, s. 109, 111

15 Jig / Ghassemi-Tabar, 2. Aufl. 2023, dCgK A.5, rn. 21 f.; Hönsch Ar 
2022, s. 109, 111

16 beck bil-Komm. / Justenhoven / Küster / Bernhardt, 13. Aufl. 2022,  
Hgb § 317 rn. 75; müKoHgb / Ebke, 4. Aufl. 2020, Hgb § 317 rn. 89

umsetzungsfragen in Bezug auf  
a.5 DCgK

die umsetzung von A.5 dCgK wirft im wesentlichen 
folgende schwierigkeiten auf, die vom Aufsichtsrat 
bei seiner Prüfung der entsprechenden Passagen zu 
beachten sind:

• Empfehlung A.5 dCgK lässt interpretationsspiel-
raum in bezug auf den umfang der zu beschreiben-
den systeme; eine einheitliche rechtliche meinung 
hierzu hat sich noch nicht gebildet. Eine transparente 
schilderung sollte jedoch das interne Kontroll- und 
risikomanagementsystem einschließlich des Com-
pliance-management-systems8 und jeweils auch 
die konzernweiten grundzüge9 umfassen. darüber 
hinaus ist es sinnvoll, auch alle weiteren Elemente 
der risikovermeidung, die möglicherweise durch 
andere Abteilungen des unternehmens wahrge-
nommen werden, und auch die interne revision10 in 
die beschreibung einzubeziehen, um ein möglichst 
umfassendes bild der internen systeme zu vermit-
teln. Eine derart weitgehende beschreibung scheint 
auch bei vielen unternehmen Praxis zu sein.

• in bezug auf den maßstab, mit dem Angemessen-
heit und wirksamkeit der systeme beurteilt wer-
den, sollte auf die aktienrechtlichen Anforderungen 
abgestellt werden: demnach steht dem Vorstand 
im grundsatz unternehmerisches Ermessen dahin-
gehend zu, wie die entsprechenden systeme aus-
zugestalten sind.11 wirksam sind die systeme dann, 
wenn sie auch tatsächlich angewendet werden.12 
im grunde sind bei der beurteilung für Empfehlung 
A.5 dCgK dieselben Fragen zu stellen wie bei sons-
tigen routinemäßigen Prüfungen der relevanten sys-
teme, insbesondere nach dem risikoprofil und der 
risikoanalyse des unternehmens, den passenden 
Antworten, der best Practice und ggf. nach wesent-
lichen Vorfällen im vergangenen geschäftsjahr.

• Externe Validierungen sind nicht erforderlich, um 
Empfehlung A.5 dCgK zu entsprechen, soweit 
 diese nicht aus anderen gründen gesetzlich vorge-
schrieben sind. daher genügt es grundsätzlich, 
wenn der Vorstand sein urteil auf hinreichender 
 informationsgrundlage trifft. Allerdings können 
 externe Validierungen die bewertung erleichtern 

8 Bartuschka bb 2022, s. 1387, 1388; Jaspers Ar 2022, s. 66, 67; 
 Müller / Needham stbg 2022, s. 182, 185

9 Eine konzernweite Pflicht ablehnend Backhaus nZg 2023, s. 253, 253

10 Hönsch Ar 2022, s. 109, 110; Jig / Ghassemi-Tabar, 2. Aufl. 2023,  
dCgK A.5, rn. 15

11 Koch, 17. Aufl. 2023, Aktg § 76 rn. 17; müKoAktg / Spindler, 5. Aufl. 
2019, Aktg § 91 rn. 63

12 Hönsch Ar 2022, s. 109, 110
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ausgestaltung der stellungnahme

bislang ungeklärt ist vor allem, wie die Stellungnahme 
zu Angemessenheit und wirksamkeit der systeme 
ausgestaltet sein muss. denkbar sind – neben der nur 
theoretisch bestehenden möglichkeit einer Vernei-
nung von wirksamkeit und / oder Angemessenheit – 
vor allem die folgenden Varianten:

• die Berichtslösung beschränkt sich auf eine be-
schreibung der internen Kontroll- und risikomanage-
mentsysteme.17

• bei der Negativerklärung wird die Aussage getrof-
fen, dass dem Vorstand nichts bekannt sei, was der 
Angemessenheit und wirksamkeit der systeme 
entgegenstehe. teilweise wird ergänzend darauf 
hingewiesen, dass solche Aussagen naturgemäß 
beschränkt sind und auch die besten risikovermei-
dungssysteme nicht alle denkbaren risiken erfas-
sen können.18

• im Ergebnis sprechen die besseren Argumente 
 dafür, dass Empfehlung A.5 Hs. 2 dCgK mehr von 
den unternehmen verlangt als die reine beschrei-
bung von internem Kontroll- und risikomanagement-
system einschließlich des Compliance-manage- 
ment-systems sowie der maßnahmen zur regelmä-
ßigen Überprüfung dieser systeme. Entscheidend 
für die beurteilung von außen – und gerade diese soll 
durch die berichterstattung ermöglicht werden – ist 
die selbsteinschätzung derjenigen Personen, die 
den blick auf das unternehmen und seine konkre-
ten Anforderungen haben und insbesondere das 
risikoprofil und die tatsächliche umsetzung beur-
teilen können. Empfehlung A.5 Hs. 2 dCgK dient 
darüber hinaus einer stetigen Verbesserung der 
 internen systeme, indem defizite durch regelmäßige 
Überprüfung der systeme frühzeitig erkannt und 
behoben werden. dieses Ziel wird vor allem durch 
einen gewissen Zwang zur beschäftigung mit den 
systemen, der durch das Erfordernis einer expliziten 
stellungnahme entsteht, gefördert.19

17 bspw. geschäftsbericht 2022 der drägerwerk Ag & Co. KgaA, s. 55 ff.

18 bspw. geschäftsberichte jeweils für das geschäftsjahr 2022 der  
siemens Ag, s. 34; siemens Energy Ag, s. 40; siemens Healthineers Ag, 
s. 40 f.; adidas Ag, s. 180; bAsF sE, s. 160

19 Kopp CCZ 2023, s. 125 ff.; für reine berichtslösung Backhaus nZg 2023, 
s. 253, 255; Jig / Ghassemi-Tabar, 2. Aufl. 2023, dCgK A.5, rn. 19

Fazit: empfehlungen für den 
 aufsichtsrat

im Hinblick auf A.5 dCgK sollte der Aufsichtsrat ins-
besondere folgende Punkte beachten:

• der Aufsichtsrat hat eine eigene Überwachungs-
pflicht aus § 107 Aktg. daher ist er gehalten, sich 
Einblicke in das Funktionieren der internen Kontroll- 
und risikomanagementsysteme zu verschaffen.

• in bezug auf Empfehlung A.5 dCgK ist die Ein-
schätzung des Vorstands zu Angemessenheit und 
wirksamkeit interner Kontroll- und risikomanage-
mentsysteme auf Plausibilität zu prüfen. besonde-
res Augenmerk sollte der Aufsichtsrat darauf legen, 
sich eine hinreichende informationsgrundlage zu 
verschaffen und ggf. nähere information vom Vor-
stand einzufordern. die Aussagen sind jedenfalls 
kritisch zu würdigen.

• bestehen differenzen zwischen der Einschätzung 
des Vorstands und der Einschätzung des Aufsichts-
rats, sind diese zunächst mit dem Vorstand zu er-
örtern. der Vorstand kann den lagebericht jedoch 
auch ohne billigung des Aufsichtsrats wirksam ver-
öffentlichen; der Aufsichtsrat hat also keine spezielle 
Handhabe, um eine änderung des lageberichts 
und damit auch der darin enthaltenen Aussagen zu 
Empfehlung A.5 dCgK zu erzwingen. 

• sollte der Aufsichtsrat möglicherweise gravierende 
bedenken auch nach außen dokumentieren wollen, 
besteht die möglichkeit, die eigene sichtweise im 
bericht des Aufsichtsrats zu schildern oder eine 
 divergierende Entsprechenserklärung abzugeben. 
dies wirft jedoch ein klar negatives bild auf die 
 gesellschaft und die Arbeit des Vorstands, sodass 
eine derartige öffentliche Eskalation – wenn über-
haupt – nur letztes mittel sein sollte. 

• gravierende bedenken des Aufsichtsrats in bezug 
auf die Einschätzung des Vorstands sollten immer 
auch Anlass sein, die Arbeit des Vorstands in diesem 
bereich insgesamt zu hinterfragen und in letzter 
Konsequenz personelle Veränderungen anzudenken. 
Potenziell unangemessene und / oder unwirksame 
systeme in diesem bereich zu dulden, ist jedenfalls 
weder im sinn des unternehmens noch genügt es 
den Anforderungen an gute Aufsichtsratsarbeit.  
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reichweite der angabe nach der 
empfehlung a.5

während die gesetzliche Anforderung nach §§ 289 
Abs. 4, 315 Abs. 5 Hgb auf die beschreibung der we-
sentlichen merkmale des internen Kontroll- und risiko-
managementsystems bezogen auf den (Konzern-)
rechnungslegungsprozess beschränkt war, wird der 
Anwendungsbereich durch die Empfehlung A.5 deut-
lich weiter gezogen. die Ausweitung der beschreibung 
auf das gesamte interne Kontroll- und risikomanage-

mentsystem schließt nach der im dCgK vertretenen 
definition auch das Compliance-management-system 
ein. neben dieser »quantitativen« Ausweitung steht 
aber insbesondere die »qualitative« Erweiterung um 
eine stellungnahme zur Angemessenheit und wirk-
samkeit der systeme im Fokus. Von einer solchen 
 Angemessenheits- und wirksamkeitsaussage hatte 
der gesetzgeber ausdrücklich abgesehen, als die 
Pflicht zur beschreibung des rechnungslegungsbezo-
genen internen Kontroll- und risikomanagementsys-
tems im Hgb geregelt wurde.

Angaben zum internen Kontroll- und  

Risikomanagementsystem nach der  

Empfehlung A.5 DCGK 2022 in der Praxis 
 Autor: dr. dirk rabenhorst

Corporate GovernanCe aktuell

die in den dCgK 2022 erstmals aufgenommene Empfehlung A.5, im lagebericht 

die wesentlichen merkmale des gesamten internen Kontroll- und des risiko-

managementsystems zu beschreiben sowie eine stellungnahme zur Angemes-

senheit und wirksamkeit dieser systeme aufzunehmen, hat für Aufsehen 

 gesorgt. da die Empfehlung gleich in mehrfacher Hinsicht über den gesetzlichen  

status quo hinausgeht, ist die Frage, wie unternehmen bei der Erstanwendung 

mit dieser Empfehlung umgegangen sind, von besonderem interesse.
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Praktische umsetzung durch die 
DaX40-unternehmen

Von der Empfehlung A.5 waren 35 der dAX40-unter-
nehmen mit im Jahr 2022 endenden geschäftsjahren 
betroffen: Zwei unternehmen werden aufgrund des 
sitzes im Ausland nicht vom dCgK erfasst, drei unter-
nehmen waren mit der Empfehlung A.5 nicht konfron-
tiert, weil die Entsprechenserklärung vor inkrafttreten 
des dCgK 2022 abgegeben wurde, sodass die Emp-
fehlung für die Angabe im lagebericht noch nicht ein-
schlägig war. Keines der verbleibenden 35 unterneh-
men hat von der möglichkeit gebrauch gemacht, die 
nichtanwendung der Empfehlung A.5 zu erklären und 
zu begründen, was vermutlich darauf zurückzuführen 
ist, dass die Erklärung der nichtbefolgung der Empfeh-
lung von den stakeholdern kritisch aufgenommen wer-
den könnte.

insbesondere die Form der stellungnahme zur Ange-
messenheit und wirksamkeit des internen Kontroll- 
und des risikomanagementsystems wurde im Vor-
feld intensiv diskutiert. die bandbreite der denkbaren 
lösungen reicht von einer rein deskriptiven darstel-
lung, die eine konkrete Aussage zur Angemessenheit 
vermeidet, über eine sog. negativaussage: »dem Vor-
stand sind keine umstände bekannt, die gegen eine 
Angemessenheit und wirksamkeit des internen Kon-
troll- und des risikomanagementsystems sprechen« 
bis hin zu einer Positivaussage: »der Vorstand ist zu 
dem Ergebnis gelangt, dass das interne Kontroll- und 
das risikomanagementsystem angemessen und 
wirksam ist«. der praktische befund ist an dieser stelle 
ganz eindeutig: 30 unternehmen haben sich für eine 
negativaussage entschieden, während nur in drei Fäl-
len eine Positivaussage getroffen wurde und es ledig-
lich zwei unternehmen bei einer rein deskriptiven 
Aussage belassen haben.

Acht unternehmen haben von der möglichkeit ge-
brauch gemacht, die beschreibung der wesentlichen 
governance-systeme und / oder die stellungnahme 
zur Angemessenheit und wirksamkeit in der in den 
lagebericht integrierten Erklärung zur unternehmens-
führung zu verorten. damit entfällt die gesonderte 
Kennzeichnung der Angaben als »ungeprüft«, da die 
Erklärung zur unternehmensführung von der inhalt-
lichen Prüfung durch den Abschlussprüfer ausgenom-

men ist. Aber auch in allen anderen Fällen waren die 
Ausführungen auf der grundlage der Empfehlung A.5 
als sog. lageberichtsfremde Angaben nicht gegenstand 
der Abschlussprüfung, wie es auch in der begründung 
zur Empfehlung nahegelegt wurde. Eine Prüfung die-
ser weitreichenden Aussage hätte naturgemäß den 
rahmen einer Abschlussprüfung gesprengt.

Prüfung der angaben auf der 
grundlage der empfehlung a.5 
durch den aufsichtsrat

bereits im Audit Committee Quarterly iV / 2022 haben 
Henrichs / Pöschke im beitrag Neue Kodexempfeh-
lung: Angaben zur Angemessenheit und Wirksamkeit 
von IKS und RMS im Lagebericht – Folgen für den 
Aufsichtsrat herausgearbeitet, dass der aktienrecht-
liche Pflichtenkatalog des Aufsichtsrats durch die 
 umsetzung der Empfehlung A.5 unverändert bleibt. 
gleichwohl wird durch die expliziten Aussagen im 
 lagebericht ein zusätzlicher Fokus auf diese thematik 
gerichtet. Vor diesem Hintergrund ist dem Aufsichts-
rat zu empfehlen, sich vom Vorstand die Herleitung 
insbesondere der Angemessenheits- und wirksam-
keitsaussage erläutern zu lassen und gemeinsam mit 
dem Vorstand zur stützung der Aussagen zumindest 
in teilbereichen eine externe Prüfung in betracht zu 
ziehen, wie es auch in der begründung zum dCgK 
2022 angeraten wird.

empfehlungen zum weiteren 
 Vorgehen hinsichtlich der angaben 
nach der empfehlung a.5

Ausgehend von der berichterstattungspraxis der 
dAX40-unternehmen zeichnen sich eindeutige ten-
denzen ab, etwa bei der Form der stellungnahme zur 
Angemessenheit und wirksamkeit als »negativerklä-
rung«. sowohl im Hinblick auf eine Erhöhung der 
transparenz als auch zur Vermeidung einer Erwar-
tungslücke bezogen auf die reichweite der Angemes-
senheits- und wirksamkeitsaussage ist eine benen-
nung der informationsquellen empfehlenswert, auf 
die sich der Vorstand gestützt hat.  

Dr. Dirk rabenhorst ist Partner der KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft  
im Department of Professional Practice, Berlin.

https://audit-committee-institute.de/media/aci_quarterly_2022_4_Inflation_Vorstandsverg%C3%BCtung.pdf#page=54
https://audit-committee-institute.de/media/aci_quarterly_2022_4_Inflation_Vorstandsverg%C3%BCtung.pdf#page=54
https://audit-committee-institute.de/media/aci_quarterly_2022_4_Inflation_Vorstandsverg%C3%BCtung.pdf#page=54
https://audit-committee-institute.de/media/aci_quarterly_2022_4_Inflation_Vorstandsverg%C3%BCtung.pdf#page=54
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Neue Berichtspflicht großer Gesell-
schaften

Gesellschaften, die über Zweigniederlassungen oder 
Tochterunternehmen in bestimmten anderen Staaten 
verfügen und in zwei aufeinanderfolgenden Geschäfts­
jahren einen Jahresumsatz von mehr als 750 Mio. 
EUR erzielen, sind zur Erstellung eines Ertragsteuer­
informationsberichts (Public Country­by­Country 
 Reporting) verpflichtet, der nach § 342m Abs. 1 HGB 
im Unternehmensregister öffentlich zugänglich zu 
 machen ist. Darin sind nach § 342h HGB bestimmte 
Unternehmens­ und Ertragsteuerinformationen aufge­
schlüsselt und bezogen auf die jeweiligen Länder anzu­
geben, in denen durch Zweigniederlassungen oder 
Tochterunternehmen Geschäftstätigkeiten ausgeübt 
werden. 

Das politische Ziel des neuen öffentlichen Ertragsteuer­
informationsberichts steht im Zusammenhang mit dem 
Ziel einer globalen Mindestbesteuerung großer multi­

1 Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2021/ 2101 im Hinblick auf die 
Offenlegung von Ertragsteuerinformationen durch bestimmte Unterneh­
men und Zweigniederlassungen sowie zur Änderung des Verbraucher­
streitbeilegungsgesetzes und des Pflichtversicherungsgesetzes, BGBl. 
vom 21.6.2023, Nr. 154

nationaler Unternehmensgruppen, indem grenzüber-
schreitende Unternehmens- und Konzernstrukturen 
stärker transparent gemacht werden. Durch Informa-
tion über die weltweit von einem Unternehmen gezahl-
ten Steuern soll überprüft werden können, ob durch 
Verlagerung in Steueroasen oder Niedrigsteuerländer 
sozial inakzeptable Geschäftsverlagerungen stattfin-
den. Politisches Ziel ist, die Unternehmen zu einem 
steuerlich seriösen und verantwortungsvollen Handeln 
zu bewegen.2 Nach § 342k Abs. 1 HGB kann der Vor-
stand von der Offenlegung bestimmter Informationen 
absehen, wenn andernfalls der Gesellschaft oder den 
im Bericht genannten Tochterunternehmen erhebliche 
Nachteile zugefügt würden.

Die Erstellung des Berichts ist nach § 342b Abs. 1 
HGB Aufgabe des Vorstands; er hat ihn nach § 170 
Abs. 1 AktG dem Aufsichtsrat vorzulegen. Die Neu-
regelung erweitert die Vorlagepflichten, die bereits 
hinsichtlich des Jahresabschlusses bzw. Konzernab-
schlusses, (Konzern-)Lageberichts, der nichtfinan ziel-
len (Konzern-)Berichterstattung sowie des Gewinn-
verwendungsvorschlags bestehen. Vorbild ist dabei 
der Country-by-Country-Report, der gemäß § 138 AO 

2 BT-Drucks. 20 / 5653, S. 28

  Prüfung des Ertragsteuer- 

  informationsberichts  

als neue Aufgabe des Aufsichtsrats Autor: Dr. Eberhard Vetter 
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die rolle des Aufsichtsrats im Kompetenzgefüge der Ag ist neben seiner Personalver-

antwortung hinsichtlich des Vorstands geprägt von Überwachungspflichten, Prüfungs-

pflichten und berichtspflichten. nach umsetzung gemeinschaftsrechtlicher Vorgaben 

hat der Aufsichtsrat eine neue Aufgabe erhalten, nämlich die Prüfung des Ertragsteuer-

informationsberichts nach § 171 Abs. 1 satz 4 Aktg1.
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von multinationalen umsatzstarken Unternehmen zu 
erstellen und dem Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) 
zuzuleiten ist.

Auch wenn eine inhaltliche Prüfung des Ertragsteuer-
informationsberichts durch den Aufsichtsrat unions-
rechtlich nicht vorgegeben ist3 und ihre Notwendigkeit 
auch nicht ersichtlich ist, hat der Aufsichtsrat nun -
mehr den von § 171 Abs. 1 Satz 4 AktG umschriebe-
nen erweiterten Pflichtenkreis zu beachten. Dies wirft 
die Frage nach den konkreten Pflichten des Aufsichts-
rats im Hinblick auf den Ertragsteuerinformations-
bericht auf.

Prüfungsumfang des Aufsichtsrats

§ 171 Abs. 1 AktG enthält keine Aussage zum konkre-
ten Prüfungsumfang des Aufsichtsrats im Hinblick auf 
den Ertragsteuerinformationsbericht. Durch die Gleich-
stellung des Berichts mit dem Jahresabschluss und 
Lagebericht sind insoweit die allgemein anerkannten 
Grundsätze zum Prüfungsumfang des Aufsichtsrats 
zu beachten. Dies bedeutet, dass der Aufsichtsrat den 
Bericht inhaltlich sowohl auf seine Rechtmäßigkeit als 
auch auf seine Zweckmäßigkeit zu prüfen hat.4 Was 
die Zweckmäßigkeit des Berichts anbetrifft, wird der 
Aufsichtsrat neben der generellen Aussagekraft des 
Berichts insbesondere zu prüfen haben, ob der Vor-
stand von der Möglichkeit, einzelne Angaben im Unter-
nehmensinteresse zu unterlassen, verantwortungs-
bewusst Gebrauch gemacht hat.

3 Arbeitskreis Bilanzrecht Hochschullehrer Rechtswissenschaft (AKBR), 
NZG 2023, 699; E. Vetter, NZG 2023, 347, 349

4 Siehe z. B. Hennrichs / Pöschke, Münchener Komm. AktG, 5. Aufl. 2022,  
§ 171 Rz. 33 und 35; E. Vetter, Großkomm. AktG, 2018, § 171 Rz. 42 und 51

Beide Prüfungsmaßstäbe stellen zweifelsfrei eine besondere Heraus-
forderung für die Aufsichtsratsmitglieder dar, da eine besondere 
Steuerrechtskompetenz im Aufsichtsrat sicher nur selten vorhanden 
sein wird. Diese Situation erinnert an die im Jahre 2018 eingeführte 
Prüfungspflicht des Aufsichtsrats hinsichtlich der nichtfinanziellen 
Berichterstattung nach §§ 289c ff., 315b ff. HGB, sodass von einem 
Déjà-vu gesprochen werden kann, da auch insoweit eine ausrei-
chende Kompetenz im Aufsichtsrat im Regelfall nicht vorhanden 
sein dürfte. Im Hinblick auf diesen Umstand und den bloßen Neben-
amtscharakter des Aufsichtsratsamts war damals im Schrifttum vor-
geschlagen worden, die Prüfungspflicht des Aufsichtsrats auf eine 
kritische Durchsicht und Plausibilisierung des Berichts zu beschrän-
ken.5 Darüber hinaus ist in § 111 Abs. 2 Satz 4 AktG klarstellend vor-
gesehen, dass der Aufsichtsrat auch eine inhaltliche Prüfung der 
nichtfinanziellen Berichterstattung durch einen Sachverständigen 
veranlassen kann. Von dieser Möglichkeit wird in der Praxis ganz weit-
gehend Gebrauch gemacht.

Hinsichtlich des Ertragsteuerinformationsberichts fehlt in § 111 Abs. 2 
Satz 4 AktG ein vergleichbarer Hinweis auf die externe Prüfungs-
möglichkeit. Ihre Zulässigkeit steht allerdings gleichfalls außer Frage. 
Realistischerweise wird der Aufsichtsrat mangels eigener Sachkom-
petenz und zur Vermeidung des eigenen Haftungsrisikos zu seiner 
Unterstützung vermutlich in vielen Fällen den Abschlussprüfer mit 
der inhaltlichen Prüfung des Berichts betrauen. Dabei bleibt abzu-
warten, ob sich der Auftrag des Aufsichtsrats jeweils nur auf eine 
Prüfung mit »limited assurance« beschränkt oder eine »reasonable 
assurance« umfasst.

Beschränkte Möglichkeit zur Delegation an 
 einen Aufsichtsratsausschuss

Eine Delegation der Prüfung des Ertragsteuerinformationsberichts 
an einen Aufsichtsratsausschuss – typischerweise den Prüfungs-
ausschuss – ist nur in beschränktem Umfang möglich. Die Prüfung 
des Berichts unterliegt ohne erkennbaren Grund dem Delegations-
verbot nach § 107 Abs. 3 Satz 7 in Verbindung mit § 171 AktG. 
 Demnach kann der Ausschuss nur die Prüfung des Berichts für das 
Aufsichtsratsplenum vorbereiten und einen entsprechenden Be-
schlussvorschlag unterbreiten. Sämtliche Aufsichtsratsmitglieder 
müssen sich jedoch auch persönlich mit der Prüfung des Berichts 
befassen und dürfen nicht blind dem Votum des Ausschusses fol-
gen. Schließlich hat das Aufsichtsratsplenum zu beschließen, ob der 
Ertragsteuerinformationsbericht gebilligt wird oder nicht. Hierüber ist 
die Hauptversammlung gemäß § 171 Abs. 1 Satz 2 AktG im Bericht 
des Aufsichtsrats zu unterrichten.

Erstmalige Anwendung

Der Aufsichtsrat betroffener Unternehmen ist gut beraten, sich auf die 
neue Aufgabe rechtzeitig einzustellen. Die neue Prüfungspflicht gilt 
erstmals für nach dem 21.6.2024 beginnende Geschäftsjahre.

  

5 Hennrichs, ZGR 2018, 206, 223; Hommelhoff, FS Seibert, 2019, S. 371, 381; E. Vetter,  
FS Marsch-Barner, 2018, S. 559, 571; anders aber z. B. Eckenga, FS E. Vetter, 2019, S. 115, 
119; Mock ZIP 2017, 1195, 1201

  Prüfung des Ertragsteuer- 

  informationsberichts  

als neue Aufgabe des Aufsichtsrats Autor: Dr. Eberhard Vetter 

Dr. eberhard Vetter ist Partner der Luther Rechts-
anwaltsgesellschaft in Köln und berät Unterneh men 
auf dem Gebiet des Gesellschafts- und Konzernrechts. 
Ein Schwerpunkt sind dabei Fragen des Rechts des 
Vorstands und des Aufsichtsrats. Er ist Autor zahl-
reicher Publika tionen im Bereich des Gesellschafts-
rechts, insbesondere zum Aufsichtsrat.
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pubLIkATIOnEn

Lutter / Hommelhoff
gmbH-gesetz
walter bayer / Peter Hommelhoff /  
detlef Kleindiek (bearbeiter) 
Köln 2023

dieser kompakte Kurzkommentar zum gmbH-gesetz 
erscheint mittlerweile in 21. Auflage. Aufgrund der kon-
zentrierten Erläuterungen mit klaren stellungnahmen 
zu juristischen meinungsverschiedenheiten ist das 
werk auch für die Praxis besonders geeignet. Ziel des 
Kommentars war es dabei immer schon, Entwicklun-
gen im gmbH-recht nicht nur darzustellen, sondern 
auch selbst zu initiieren. dieses von Prof. dr. dr. h. c. 
mult. marcus lutter, der 2021 verstorben ist, entwi-
ckelte Konzept, wurde in der neuauflage beibehalten.

in die neuauflage sind insbesondere folgende gesetz-
liche neuerungen aufgenommen worden:

• das sanierungs- und insolvenzrechtsfortentwick-
lungsgesetz (saninsFog) mit dem unternehmens-
stabilisierungs- und -restrukturierungsgesetz 
(starug),

• das Finanzmarktintegritätsstärkungsgesetz (Fisg),
• das Zweite Führungspositionen-gesetz (FüPog ii), 
• das transparenzregister- und Finanzinformations-

gesetz und das Personengesellschaftsrechtsmoder-
nisierungsgesetz (moPeg), 

• das gesetz zur umsetzung der digitalisierungsricht-
linie (dirug) und das gesetz zur Ergänzung der 
 regelung zur umsetzung der digitalisierungsricht-
linie (dirEg) sowie

• das gesetz zur umsetzung der umwandlungsricht-
linie (umrug).  

münchener Kommentar zum Aktiengesetz,
Band 2: §§ 76 – 117 Aktg, mitbestg, drittelbg
wulf goette, mathias Habersack (für die Hinweise 
zur rechtslage in österreich unter mitwirkung von 
susanne Kalss) (Hrsg.) 
münchen 2023

der in sechster Auflage erschienene zweite band des 
münchener Kommentars zum Aktienrecht erörtert 
auch einige der für Aufsichtsräte besonders wichtigen 
bestimmungen des Aktiengesetzes. darüber hinaus 
kommentiert er das mitbestimmungs- und das drittel-
beteiligungsgesetz, die für mitbestimmte Aufsichts-
räte relevant sind.

die ausführlichen Erläuterungen des vierköpfigen 
 bearbeiterteams eignen sich insbesondere auch zur 
vertieften wissenschaftlichen Auseinandersetzung, 
machen das werk aber auch zu einem beliebten nach-
schlagewerk der Praxis. Eine besonderheit des Kom-
mentars ist, dass zu den einzelnen aktienrechtlichen 
Vorschriften jeweils auch die österreichische rechts-
lage erläutert wird.

in die neuauflage sind neben aktueller rechtsprechung 
und literatur insbesondere folgende gesetzliche ände-
rungen eingeflossen:

• das gesetz zur umsetzung der zweiten Aktionärs-
rechterichtlinie (Arug ii),

• das Finanzmarktintegritätsstärkungsgesetz (Fisg), 
das Zweite Führungspositionen-gesetz (FüPog ii) 
sowie

• das gesetz über die mitbestimmung der Arbeitneh-
mer bei grenzüberschreitenden umwandlungen, 
Verschmelzungen und spaltungen (mgFsg).
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effizienter rat für Vorstände, 
 Aufsichtsräte und Beiräte 
manuel r. theisen 
düsseldorf 2023

Anlässlich des 20. Jahrgangs der Zeit-
schrift »der Aufsichtsrat« und des  
70. geburtstags von Prof. dr. dr. manuel 
r. theisen wurde diese sammlung von 
70 ausgewählten beiträgen aus der 
 serie »theisen meint« herausgegeben. 
in dieser serie setzt sich Prof. dr. dr. 
theisen seit 2015 auf zugespitzte und 
gelegentlich provokante weise mit 
 aktuellen themen rund um den Auf-
sichtsrat auseinander und weist auf 
 diskussionswürdige Entwicklungen hin. 
die texte, die bis 2021 auch im Handels-
blatt veröffentlicht wurden, erscheinen 
als digitaler newsletter ergänzend zu 
jeder Ausgabe von »der Aufsichtsrat«. 

die sammlung gliedert sich in folgende 
themenbereiche:

• Aufsichtsrat intern
• Aufsichtsratsorganisation
• Aufsichtsratsbesetzung
• Personalkompetenz
• Überwachungskompetenz
• Zusammenarbeit mit dem Vorstand
• Hauptversammlung und Aktionäre
• öffentlichkeit und medien
• Kodex und Aktiengesetz

Abgerundet wird das werk durch die 
wiedergabe eines tV-interviews mit 
dem Autor im br-Alpha-Forum 2008.  

 

dCgK
deutscher Corporate governance 
Kodex – Kommentar
nima ghassemi-tabar (Hrsg.) 
münchen 2023

Zum dCgK gibt es – gemessen an des-
sen bedeutung für die unternehmens-
praxis – bislang nur wenig Kommentar-
literatur. dieser in zweiter Auflage er-
schienene Praktikerkommentar zum 
deutschen Corporate governance 
 Kodex erläutert die bestimmungen des 
Kodex sowie die gesetzlichen Vorschrif-
ten zur Entsprechenserklärung (§ 161 
Aktg) und zur Erklärung zur unterneh-
mensführung (§ 289f Hgb). 

seit der Vorauflage sind rund drei Jahre 
vergangen; in die neuauflage ist ins-
besondere die Kodexreform von 2022 
eingegangen. Aus dem Herausgeber-
team, das sich für die erste Auflage 
noch aus drei Personen zusammen-
setzte, ist nach dem Ausscheiden von 
tim Johannsen-roth und staffan illert 
der nun alleinige Herausgeber nima 
ghassemi-tabar übrig geblieben. bei 
den bearbeitern handelt es sich um 
zehn Juristen und einen steuerberater. 

Auch die neuauflage zeichnet sich 
durch praxisorientierte und zugleich 
fundierte Erläuterungen unter jeweili-
ger Einbeziehung der mit den Kodex-
bestimmungen im Zusammenhang ste-
henden Vorschriften des gesellschafts-
rechts aus.   

Aktiengesetz
Jens Koch 
münchen 2023

Auf gewohnt prägnante weise erläutert 
dieser in 17. Auflage erscheinende Kurz-
kommentar die bestimmungen des 
 Aktiengesetzes und des spruchverfah-
rensgesetzes. seine Konzentration auf 
das wesentliche bei gleichzeitiger wis-
senschaftlicher Fundierung erlaubt es, 
zügig zuverlässige Antworten auf viele 
Fragestellungen zum Aktienrecht zu 
 erhalten und macht ihn daher für die 
 Praxis besonders geeignet. Abgerundet 
wird das werk durch einen Abdruck  
des deutschen Corporate governance 
Kodex.

die neuauflage berücksichtigt neben 
jüngerer rechtsprechung und aktueller 
literatur insbesondere folgende regula-
torische neuerungen:

• das gesetz zur Einführung virtueller 
Hauptversammlungen sowie

• die reform des deutschen Corpo-
rate governance Kodex von 2022.

in die Kommentierung zum spruchver-
fahrensgesetz wurde außerdem bereits 
das gesetz zur umsetzung der umwand-
lungsrichtlinie (umrug) in der Fassung 
der beschlussempfehlung des rechts-
ausschusses (bt-drs. 20 / 4806) einge-
arbeitet.   

Theisen

Effizienter Rat 
Für Vorstände, Aufsichtsräte und Beiräte

Mit der Überwachung der Unternehmungsführung durch den Aufsichtsrat beschäf-
tigt sich Manuel R. Theisen seit 1975. Hunderte von Aufsätzen und Beiträgen, ein 
halbes Dutzend Fachbücher  - viele in mehreren Auflagen  - und über 1.000 Rezen-
sionen widmete er seinem Forschungsthema. Die Zahl der von ihm durchgeführ-
ten Seminare, Vorträge und Schulungsveranstaltungen ist Legion. Aber auch in der 
Aufsichtsratspraxis sammelte er als Aufsichtsratsvorsitzender, -stellvertreter sowie 
Beiratsmitglied jahrzehntelang Erfahrung. 

Im Jahr 2004 initiierte und begründete Manuel R. Theisen zusammen mit vier Fachkol-
legen die Fachinformation „Der Aufsichtsrat“. Die renommierte und in der Aufsichts-
ratspraxis über die Grenzen Deutschlands hinweg geschätzte Zeitschrift erscheint 
2023 im 20. Jahrgang.

Seit 2015 begleitet Manuel R. Theisen jede Ausgabe mit einem Aufsichtsrats-Kommen-
tar im „Handelsblatt“ sowie in digitaler Form; seit Anfang 2021 erscheint die beliebte 
Kolumne „Theisen meint“ exklusiv als monatlicher Newsletter online.

Zum 70. Geburtstag des Begründers und geschäftsführenden Herausgebers und zum 
20. Erscheinungsjubiläum der Fachinformation „Der Aufsichtsrat“ veröffentlichen der 
Geschäftsführer Christoph Bertling und die leitende Redakteurin der ersten Stunde, 
Annette Jünger-Fuhr, im Namen der Fachmedien Otto Schmidt KG ausgewählte Kom-
mentare von „Theisen meint“:

Effizienter Rat für Vorstände,  
Aufsichtsräte und Beiräte von einem der  

führenden Corporate-Governance-Experten unserer Zeit.

www.fachmedien.de [D] 39,90 €

Der Aufsichtsrat | Bücher
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Für Vorstände, Aufsichtsräte und Beiräte

Der Aufsichtsrat | Bücher

„ Best of „Theisen meint …“: 
70 ausgewählte Beiträge der beliebten Kolumne

Umschlag_EffizienterRat.indd   13,15 09.12.2022   10:16:43
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der Lead Independent director  
in deutschen Aufsichtsräten
Philipp maximilian Holle /  
rebekka lucia goldmann
in: Ag 2023, s. 257 – 266
lead independent directors tauchten in 
deutschen Aufsichtsräten erstmals nach 
der Hauptversammlungssaison 2021 
auf. sie nehmen in den Aufsichtsgre-
mien eine hervorgehobene rolle ein, da 
ihnen besondere teilhabe- und Koordi-
nierungsrechte eingeräumt werden und 
sie als Ansprechpartner für investoren 
und andere stakeholder fungieren. die-
ser beitrag erläutert die Hintergründe 
dieser neuen Position, stellt die ihr in der 
Praxis zugewiesenen rechte und Pflich-
ten dar und analysiert deren aktienrecht-
liche grenzen.  

zur zukunft der kapitalmarkt-
bezogenen esg-Berichterstattung 
bei Kreditinstituten
gero wiechens / markus winner
in: wPg 2023, s. 361– 371
in der Eu soll das Ziel der Klimaneutrali-
tät bis 2050 auch über den Kapitalmarkt 
erreicht werden, indem Kapitalströme in 
nachhaltige investitionen gelenkt wer-
den. der Finanzbranche kommt somit 
nach dem willen des europäischen 
 gesetzgebers eine zentrale rolle bei der 
grünen transformation der wirtschaft 
zu. der beitrag beleuchtet die wesent-
lichen Aspekte der hierzu erlassenen 
kapitalmarktbezogenen Esg-bericht-
erstattungspflichten von Kreditinstituten 
und die damit verbundenen Herausfor-
derungen.  

Bilanzpolitik in aktuellen Unterneh-
menskrisen – empirische Befunde, 
Chancen und risiken
Jannis bischof / Yuhan liu /  
davud rostam-Afschar
in: bb 2023, s. 939 – 943
die zahlreichen Krisen spiegeln sich in 
den betriebswirtschaftlichen Kennzah-
len wider. Vor allem der ermittelte Perio-
dengewinn eines unternehmens kann 
durch die entsprechende Ausübung von 
wahlrechten und inanspruchnahme von 
Ermessensspielräumen bei betriebs-
wirtschaftlichen Prognoseentscheidun-
gen beeinflusst werden. dieser beitrag 
befasst sich mit der Frage, ob und, wenn 
ja, in welcher Form und in welcher inten-

sität deutsche unternehmen in den 
 aktuellen Krisen bilanzpolitik betreiben 
und welche Chancen und risiken damit 
verbunden sind.  

nachhaltigkeit in der Aufsichtsrats-
arbeit
Christina E. bannier
in: EsgZ 2023, s. 18 – 21
nachhaltigkeitsaspekte betreffen mitt-
lerweile die gesamte Aufsichtsratstätig-
keit – von der besetzung des gremiums, 
über dessen Aufgaben bis zu Fragen der 
binnenorganisation. dieser beitrag setzt 
sich mit einigen der damit verbundenen 
Fragestellungen – wie z. b. der Frage 
nach der bildung von nachhaltigkeits-
ausschüssen – auseinander.  

überhöhte Betriebsratsvergütung 
als betriebsverfassungsrechtliche 
Begünstigung, gesellschafts-
rechtliche pflichtverletzung und 
strafrechtliche Untreue
Hans Kudlich / Alexander scheuch /  
gregor thüsing
in: ZiP 2023, s. 609 – 614
gewähren Vorstandsmitglieder oder 
Prokuristen mitgliedern des betriebsrats 
ein zu hohes Arbeitsentgelt, können sie 
sich wegen untreue strafbar machen. 
Zu hoch ist das Arbeitsentgelt dann, 
wenn es gegen das betriebsverfas-
sungsrechtliche begünstigungsverbot 
verstößt. dies hat der bundesgerichts-
hof (bgH) kürzlich in einem urteil klar-
gestellt (vgl. Audit Committee Quarterly 
i / 2023, s. 60 f.). die Autoren dieses 
beitrags nehmen das bgH-urteil unter 
die lupe und erörtern die arbeitsrecht-
lichen, gesellschaftsrechtlichen und 
strafrechtlichen implikationen der Ent-
scheidung.  

führungspositionen-richtlinie: 
strengere Vorgaben für deutsche 
börsennotierte Unternehmen?
Vera rothenburg / laura moench
in: Ag 2023, s. 217 – 219
die Führungspositionen-richtlinie ent-
hält strengere Vorgaben zur beteiligung 
von Frauen in Vorständen und Aufsichts-
räten als bislang das deutsche recht 
(vgl. Audit Committee Quarterly extra – 
gendergerechtigkeit, s. 9). noch nicht 
abschließend geklärt ist, ob der deut-
sche gesetzgeber diese strengeren 
Vorgaben in nationales recht umsetzen 
muss oder ob er die Aussetzungsbefug-
nis der richtlinie in Anspruch nehmen 
kann. dieser beitrag fasst die bestim-
mungen der richtlinie zusammen und 
geht dabei auch auf die Frage ein, ob 
deutschland von der Aussetzungsbe-
fugnis gebrauch machen kann.  

esg-Kriterien in der Vorstands-
vergütung
navid Armeli / Judith beile /  
Katrin schmidt
in: EsgZ 2023, s. 22 – 25
soziale und ökologische Kriterien spie-
len bei der Festsetzung der Vorstands-
vergütung eine immer größere rolle. 
dieser beitrag geht zunächst kurz auf 
die gründe für die stärkere Verbreitung 
von Esg-Kriterien sowie umsetzungs-
möglichkeiten für die berücksichtigung 
von Esg-Kriterien in den Vergütungs-
systemen ein. Anschließend stellen die 
Autoren die Ergebnisse einer aktuellen 
studie der Hans-böckler-stiftung über 
die berücksichtigung von Esg-Kriterien 
in der Vorstandsvergütung der dAX- und 
mdAX-unternehmen vor.  
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die Qualität der Corporate gover-
nance-Berichterstattung in 
deutschland
reiner Quick / Kevin gauch /  
manuel Heinze
in: db 2023, s. 913 – 917
unternehmen berichten derzeit noch 
vor allem in der Erklärung zur unter-
nehmenserklärung – einschließlich der 
Entsprechenserklärung – über ihre 
 Corporate goverance. dieser beitrag 
untersucht die Qualität dieser gover-
nance-berichterstattung der sdAX- 
unternehmen mittels eines scoring-
modells. Er kommt zu dem Ergebnis, 
dass die Qualität zwar gut, aber auch 
deutlich ausbaufähig ist.  

ein Jahr Bilanzkontrolle – besser 
aufgestellt und deutlich schlag-
kräftiger
thorsten Pötzsch
in: wPg 2023, s. 355 – 360
infolge des Finanzmarktintegritätsstär-
kungsgesetzes (Fisg) von 2021 wird seit 
2022 die externe bilanzkontrolle von 
 kapitalmarktorientierten unternehmen 
(Enforcement-Verfahren) in alleiniger 
Verantwortung der baFin durchgeführt 
und nicht mehr – wie zuvor – in einem 
zweistufigen Verfahren durch die privat-
rechtlich organisierte deutsche Prüf-
stelle für rechnungslegung dPr e.V. 
und die baFin. der Autor dieses bei-
trags ist Exekutivdirektor wertpapier-
aufsicht / Asset management der baFin. 
nach dem ersten Jahr unter geltung 
der neuen Enforcement-Verfahrens-
regelungen zieht er bilanz und wagt 
 einen Ausblick auf kommende Aufga-
ben – etwa im bereich der nachhaltig-
keitsberichterstattung – für wirtschafts-
prüfer und bilanzkontrolleure.  
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Die enthaltenen Informationen sind allgemeiner Natur und nicht auf die spezielle Situation 
einer Einzel person oder einer juristi schen Person ausgerichtet. Obwohl wir uns bemühen, 
zuverläs sige und aktuelle Informationen zu liefern, können wir nicht garan tieren, dass diese 
Informationen so zutreffend sind wie zum Zeitpunkt ihres Eingangs oder dass sie auch in 
Zukunft so zutreffend sein werden. Niemand sollte aufgrund dieser Informationen handeln 
ohne geeigneten fachli chen Rat und ohne gründliche Analyse der betreffenden Situation. 
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Frühere Ausgaben des Audit Committee Quarterly sowie weitere Publikationen des Audit Committee institute senden  
wir ihnen gerne auf telefonische Anfrage (+49 69 9587-3040) zu.

selbstverständlich können sie uns jederzeit telefonisch, per Fax, E-mail oder Post mitteilen, wenn sie ihre bestellten  
Publikationen nicht mehr erhalten möchten. wir freuen uns, wenn sie uns Adress- oder Funktionsänderungen ebenfalls 
telefonisch, per Fax, E-mail oder per Post mitteilen.

ihre meinung ist uns wichtig. wir freuen uns über ihre Anregungen, Kritik oder lob.

Für interessenten, die  unsere 
 Publikationen noch nicht   
erhalten: bestellen sie das  
Audit Committee Quarterly.
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Fortbildungstage für Aufsichtsräte

Das Audit Committee Institute e.V. bietet ab 2023 Fortbildungstage zu zahlreichen 

 aktuellen und aufsichtsratsrelevanten Themen an. Neben der Wissensvermittlung 

 besteht hierbei auch die Gelegenheit zur persönlichen Vernetzung. Die nächsten Termine 

dieser neuen Veranstaltungsreihe sind:

24. November 2023 in Frankfurt am Main
In der KPMG-Niederlassung, The Squaire, Am Flughafen,  
60549 Frankfurt am Main

Aufsichtsratstätigkeit – Basiswissen

9:00 –13:30 Uhr Grundlagen der Aufsichtsratsarbeit
u. a. Anforderungen, Aufgaben, Rechte / Pflichten,   
Haftung, Information, Organisation

13:30 –14:30 Uhr Mittagspause

14:30 –18:00 Uhr Überblicks-Break-out-Sessions
zwei Sessions à 90 Minuten; pro Session stehen  
drei verschiedene Themen zur Auswahl

Registrierung 
Weitere Informationen zu Inhalten und Anmeldung finden Sie  
mithilfe des QR-Codes und unter  
audit-committee-institute.de/html/de/fortbildungstage.html

Änderungen vorbehalten

20. Oktober 2023 in München
In der neuen KPMG-Niederlassung »Optineo«,  
Friedenstraße 10, 81671 München

Aufsichtsratswissen – Deep Dive 

9:00 –13:00 Uhr Nachhaltigkeit und Aufsichtsrat

13:00 –14:00 Uhr Mittagspause

14:00 –18:00 Uhr  Digitalisierungskompetenz im 
 Aufsichtsrat
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